
In wachsendem Maße sieht sich
die Bundesrepublik mit der

Forderung aus dem Ausland
konfrontiert, IS-Kämpfer aus
Deutschland zurückzunehmen.
Diese Dschihadisten sind gefähr-
lich. Einerseits betrachten sie
„Ungläubige“ wie den Durch-
 schnittsdeutschen als ihre Fein -
de. Andererseits wird man ihnen
nur schwerlich Verbrechen im
Syrienkrieg nachweisen können.
Folglich werden sie scharen-
weise als tickende Zeitbomben
herumlaufen.

In Deutschland selber wird die
Forderung nach ihrer Rück-
nahme meist mit dem Argu-
ment unterstützt, dass die
Bundesrepublik ja auch vom
Ausland erwarte, hier auffällig
gewordene Landsleute zurück-
zunehmen. Dann müsse auch
Deutschland deutsche IS-Mit-
glieder aus dem Syrienkrieg wie-
der zurücknehmen. 

Da ist grundsätzlich etwas
dran. Doch wirft das die Frage
auf: Sind diese IS-Mitglieder aus
Deutschland überhaupt Deut-
sche? Oder weniger provokativ
und dafür politisch korrekter:
Was für Deutsche sind das? Sind
es sogenannte Biodeutsche
ohne Immigrationshintergrund
oder sogenannte Passdeutsche
mit Immigrationshintergrund? 

Im öffentlich-rechtlichen Krimi
ist es einfach. Die Muslime mit
Immigrationshintergrund sind
gemäßigt und friedliebend. Der
Dschihadist hingegen, wenn er
denn überhaupt vorkommt, ist
ein deutscher Konvertit. Doch
die öffentlich-rechtliche Fiktion
und die Realität sind ein ver-
schiedenes Paar Schuhe. Die
Moslems in Deutschland haben
in der Regel Immigrationshinter-
grund. Es gibt keinen Grund an-
zunehmen, dass dies bei den
radikalen unter ihnen anders sei. 

Dann stellt sich allerdings die
Frage: Wer trägt nicht nur die
politische, sondern ganz kon-
kret die direkte Verantwortung
dafür, dass diese Gefährder an
die deutsche Staatsangehörig-
keit gelangt sind?

MANUEL RUOFF:

Deutsche?

Nach uns die Sintflut
Regierungspolitik im Endstadium: Diese »Grundrente« ist ein Danaergeschenk

Was sozial aussehen soll, ist bloß
ein weiterer Versuch zum Wähler-
kauf. Die Groko interessiert sich
nur noch für sich selbst.

Viele Rentner wird es freuen,
dass die schwarz-rote Koalition
nun eine „Grundrente“ beschlos-
sen hat, welche Niedrigbezieher
ab 35 Beitragsjahren besserstellen
soll. In der Tat fallen manche Ren-
ten bedrückend niedrig aus. Dass
hier etwas geschehen muss, wird
seit Jahren gefordert

Doch der gefundene Kompro-
miss, der vor allem die Hand-
schrift der SPD trägt, wird sich als
Danaergeschenk entpuppen.
Schon, dass keine wirklich gründ-
liche Bedürftigkeitsprüfung vorge-
sehen ist, gibt dem Ganzen den
Ruch, vor allem dem Wählerkauf
dienen zu sollen.

Zumal es sich natürlich nicht
um ein Geschenk handelt. Die üb-
rigen Rentenbezieher, die Bei-
trags- und Steuerzahler (auch
Rentner zahlen schließlich Steu-

ern) werden für die Wohltat auf-
kommen müssen.

Was aber viel schwerer wiegt:
Abermals hat die Regierung Mer-
kel die Axt an die langfristige Sta-
bilität des Landes gelegt, nur um
sich kurzfristig in gutes Licht zu
rücken. Diese Strategie zieht sich
mittlerweile wie
ein roter Faden
durch die herr-
schende Politik.

Dies gilt bei-
leibe nicht nur für
das Rentensys-
tem, das seit Jah-
ren Objekt von Flickschusterei ist,
welche die Festigkeit der gesetzli-
chen Altersversorgung immer tie-
fer untergräbt.

Die Zins- und Währungspolitik
tut ein Übriges. Wer sich aus abso-
lut berechtigtem Misstrauen gegen
die Haltbarkeit staatlicher Renten-
versprechen selbst zusätzlich absi-
chern will, dem fällt die Politik mit
den politisch gewollten Minuszin-
sen in den Rücken. Um „hässliche

Bilder“ an den Grenzen zu ver-
meiden oder aus dem ideologi-
schen Größenwahn des Weltretters
sind überdies seit 2015 Millionen
von Menschen ins Land gelassen
und gelockt worden, die auf Jahr-
zehnte Milliardensummen kosten
werden, welche die Rechnung für

die „Grundrente“
schon wieder
sehr überschau-
bar erscheinen
lassen.

Als wäre dies
nicht genug, geht
die Politik gleich-

zeitig auf Deutschlands Quellen
von Geld und Wohlstand los: Die
„Energiewende“ und die Kampa-
gne gegen die Autoindustrie stel-
len Attacken auf die Grundfesten
der deutschen Volkswirtschaft dar.

Der Blick auf das Gesamtbild
muss beunruhigen: Künftige Ko-
sten werden in die Höhe ge-
schraubt und neue Belastungen
zusätzlich importiert. Auf diese
Weise werden die Sozialsysteme in

die Überlastungsfalle gestürzt,
während man der Mehrheit die
Möglichkeit nimmt, sich wenigs-
tens selbst auf schlechtere Zeiten
vorzubereiten. So fährt man ein
lange erfolgreiches Land auf meh-
reren Ebenen gleichzeitig gegen
die Wand.

All dies sind die Symptome
einer Regierung in ihrer absoluten
Endphase, die nur noch ihr eige-
nes kurzfristiges Überleben im
Auge hat und für alles andere
blind ist. Hierin schlägt sich ein
kaum zu fassendes Ausmaß an
Selbstsucht seitens der politischen
Akteure nieder.

Die beschlossene Grundrente
wird sich dabei wie die Asyl- und
die Zinspolitik als Zeitbombe er-
weisen, deren ganze Zerstörungs-
kraft erst spürbar wird, wenn der
Schaden unabwendbar geworden
ist und die Verantwortlichen aus
dem Amt geschieden sind. Sie
werden ihre Hände dann wohl in
Unschuld waschen und die Nach-
folger beschuldigen. Hans Heckel
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Viel wird von der Rente nicht übrigbleiben: Die Regierung wird ihr Rentenversprechen nicht halten können Bild: action press

Wie die Inflation kleingerechnet wird
Einige Kommentatoren werfen Ex-EZB-Chef Mario Draghi sogar zu wenig Preistreiberei vor

Fast mit Regelmäßigkeit mel-
den Eurostat und die nationa-
len Statistikbehörden seit

einigen Jahren einen lediglich
schwachen Anstieg der Verbrau-
cherpreise in der Eurozone. Für den
vergangenen Oktober teilte etwa
das Statistische Bundesamt in einer
ersten Schätzung mit, dass die In-
flationsrate hierzulande 1,1 Prozent
betragen habe. Solche Teuerungsra-
ten waren für einige Kommentato-
ren sogar Anlass, dem bisherigen
Präsidenten der Europäischen Zen-
tralbank, Mario Draghi, zum Ende
seiner Amtszeit Versagen vorzuwer-
fen, er habe es in den acht Jahren an

der Spitze der Zentralbank nicht ge-
schafft, für mehr Inflation zu sorgen.
In der Tat strebt die EZB erklärter-
maßen keine Preisstabilität, sondern
eine jährliche Steigerung der Ver-
braucherpreise von „unter, aber
nahe zwei Prozent“ an. 

Im Kontrast zur Sichtweise,
Draghi hätte nicht genug Inflation in
Gang gesetzt, steht der Eindruck
von Verbrauchern, dass die Lebens-
haltungskosten hierzulande deut-
lich gestiegen seien. Zur Erklärung
dieser Diskrepanz greifen Ökono-
men auf den Begriff der „gefühlten
Inflation“ zurück. Konsumenten
nähmen Verteuerungen bei Alltags-

produkten stärker wahr als gefal-
lene Preise bei langlebigen Kon-
sumgütern, so die Theorie. 

Schwerlich als Wahrnehmungs-
problem gedeutet
werden kann aller-
dings, wenn ein
beachtlicher Teil
der Haushalte zum
Monatsende kaum
noch finanziellen Spielraum hat. In
einer repräsentativen Umfrage
haben die Versicherung Swiss Life
und das Umfrageinstitut Yougov er-
mittelt, dass hierzulande 28 Prozent
der Befragten nach Abzug der Le-
benshaltungskosten zum Monats-

ende maximal noch 50 Euro in der
Haushaltskasse haben. 

Im erst kürzlich veröffentlichten
Umfrageergebnis spiegeln sich

gleich mehrere
langfristige Fehl-
entwicklungen
wider. Die Deut-
schen müssen
unter den Mitglie-

dern der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung nach den Belgiern die
zweithöchste Belastung an Steuern
und Abgaben schultern, neben Dä-
nemark aber auch die höchsten
Stromkosten in Europa. Zudem hat

Deutschland auch noch den größ-
ten Niedriglohnsektor Europas. Im
internationalen Vergleich haben die
Deutschen obendrein auch nur
wenig Wohneigentum, sie sind ein
„Volk der Mieter“. Die daraus resul-
tierenden finanziellen Belastungen
sind keineswegs nur „gefühlt“, sie
sind in der Haushaltskasse vieler
Deutscher eine Realität. 

Entsprechend wichtig wäre es,
dass die offiziell ermittelten Inflati-
onsraten auch die Realität der
Preisentwicklung widerspiegeln. In
den vergangenen Jahren hat es je-
doch immer wieder Vorstöße gege-
ben, Inflation zu relativieren. Als

Deutschland Inflationszahlen von
über zwei Prozent meldete, wurde
zur Verteidigung angeführt, die
EZB müsse bei der Geldpolitik die
ganze Eurozone im Blick behalten.
Zwischenzeitlich gestiegene Ener-
giepreise führten zur verstärkten
Argumentation mit einer soge-
nannten Kerninflation, die weder
Energie- noch Lebensmittelkosten
umfasst. Auch der „Warenkorb“ zur
Ermittlung der Inflationsrate bietet
reichlich Stellschrauben, um die
Preisentwicklung statistisch schwä-
cher erscheinen zu lassen. 

Norman Hanert
(siehe auch Seite 7)

Nicht nur eine 
»gefühlte« Teuerung

Inflation, Seite 7

Das Ostpreußenblatt



Die Massenzuwanderung hat nicht
nur ganze Stadtteile verändert. In
einigen Ländern Europas wird sie
auch geschickt von Politikern ge-
nutzt, um nationale Minderheiten,
darunter auch die deutsche, zu
zersiedeln und zu schwächen.

Als nach dem verlorenen Alge-
rienkrieg 1962 innerhalb kurzer
Zeit Hundertausende von Alge-
rienfranzosen und sogenannte
Harkis, arabische Kollaborateure
der Franzosen, nach Frankreich

strömten, war die Frage, wo im
Land deren Ansiedlung erfolgen
solle, schnell geklärt. Nicht etwa
aufs ganze Land wurden sie verteilt
wie die Asylsucher in Deutschland.
Die Al ge rien rück  kehrer wurden
vor allem ins deutsch-französische
Grenzgebiet gelenkt. Dort wurden
ganze Trabantenstädte für sie ge-
baut. Französische Volkstumspoli-
tiker hatten nämlich längst ge-

merkt, dass sich in den Grenzge-
bieten vor allem zum Saarland, das
bis 1959 keine Grenze zu Frank-
reich hatte, die deutsche Sprache
sehr viel länger hielt als anderswo,
wo keine Kontakte mehr zu
Deutschland bestanden. Deshalb
wurden entlang der Grenze gerade
dort neue Trabantenstädte wie
Behren bei Forbach oder Pfarre-
bersweiler bei Saargemünd für die-
se Immigranten gebaut. 
Mit diesen heute zu Schwer-

punkten der muslimischen Ju-

gendgewalt verkommenen Sied-
lungen sollte die deutsche Spra-
che in den damals noch größten-
teils deutschsprachigen franzö-
sischen Grenzgebieten zurück -
gedrängt werden. Und das mög-
lichst noch, bevor dieses als wi-
der den Geist des 1963 von
Bundeskanzler Konrad Adenau-
er und Staatspräsident Charles
de Gaulle unterzeichneten Ély-

sée-Vertrags hätte kritisiert wer-
den können.
In den deutschsprachigen Ge-

bieten Westeuropas sind zwar
millionenfache Vertreibungen wie
nach 1945 in Mittel- und Osteuro-
pa unterblieben, aber man setzte
subtilere Mittel ein, um ein ähnli-
ches Ziel zu erreichen. Dazu ge-
hört traditionell auch eine Flücht-
lingspolitik ohne Rücksicht auf
Volkstumsgrenzen. 
In anderen Nachbarstaaten

Deutschlands und Österreichs

mit überwiegend deutschsprachi-
gen Siedlungsgebieten hat es
nicht wie in Frankreich Vertriebe-
ne aus Ex-Kolonien gegeben, die
im Ex-Mutterland hätten unterge-
bracht werden müssen. Allerdings
bieten sich seit der Massenzu-
wanderung, die seit 2015 über
Europa hereingebrochen ist, viel-
fältige Möglichkeiten, durch
Flüchtlingsverteilungsmechanis-

men das oft schwierige Verhältnis
zwischen deutschsprachigen
Minderheiten und nichtdeutscher
Mehrheitsbevölkerung empfind-
lich und entscheidend zu verän-
dern. 
Ähnlich wie in Elsass-Lothrin-

gen fürchten auch die deutschen
Minderheiten in Dänemark, Bel-
gien und Italien, die nach Jahr-
zehnten des Kampfes um die An-
erkennung ihrer Rechte einige Zu-
geständnisse erreicht haben, um
den Verlust dieser Rechte durch

die Zusiedlung von Asylsuchern.
Bei der Flüchtlingssteuerungspoli-
tik liegen die Kompetenzen bei
den nationalen Regierungen, die
sich in der Regel um regionale
oder lokale Minderheiten kaum
scheren. In manchen Orten an
den Sprachgrenzen bestehen
komplizierte Regelungen zum
Sprachgebrauch in öffentlichen
Einrichtungen und Schulen. 

Fällt der Anteil Deutschsprachi-
ger in solchen Orten unter einen
bestimmten Prozentsatz, im zum
Königreich Belgien gehörenden
Malmedy zum Beispiel unter 
20 Prozent, müssen die Ämter kei-
ne Deutschsprachigen mehr vor-
weisen und entfällt der mutter-
sprachliche Deutschunterricht in
den Grundschulen. 
In Italien, das durch seine Tau-

senden Kilometer Mittelmeerkü-
sten überproportional von illega-
len Einwanderern betroffen ist, zie-
hen die Asylsucherkarawanen al-
lesamt nach Norden Richtung
Deutschland. Viele dieser Immi-
granten stellen auf ihrem Zug in
der Grenzregion in Südtirol fest,
dass es dort ähnlich schön ist wie
jenseits des Brenners. So kommt
es, dass in der autonomen Region
Südtirol der Anteil der Asylsucher
sehr viel höher ist als in vielen an-
deren italienischen Gebieten.
Im komplizierten Volkstumspro-

porz Südtirols, der in jedem Ort
der Region extra aufgestellt wird,
werden diese Asylsucher, obwohl
sie nicht Italienisch sprechen,
automatisch der italienischen
Volksgruppe zugezählt. So wird die
Position der Südtiroler in der eige-
nen Region massiv geschwächt, bei
anhaltender Zuwanderung noch
mit steigender Tendenz. Diese Poli-
tik wird seit Jahren von der Südti-
roler Volkspartei (SVP) und der mit
ihr koalierenden Lega kritisiert. 
Anders als in Südtirol oder Eu-

pen-Malmedy hatten die deut-
schen Nordschleswiger im Süden
Dänemarks, da sie kein geschlos-
senes Siedlungsgebiet bevölker-
ten, keine regionale, sondern le-
diglich lokale Selbstverwaltungs-
rechte. In diesem deutschen Min-
derheitengebiet wurde nach 1945,
als Dänemark bis zu 400000 Ver-
triebene aus Ostpreußen und
Hinterpommern aufgenommen
hatte, dafür gesorgt, dass diese
sich nicht im Süden bei ihren
Sprachgenossen auf Dauer nieder-
gelassen haben. Sonst hätten eini-
ge Regionen Nordschleswigs bis
1949, als die letzten Ostvertriebe-
nen Dänemark Richtung West-
deutschland verlassen mussten,
vorübergehend eine deutsche
Mehrheit erhalten. Bodo Bost
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Obdachlosigkeit
zugenommen

Berlin – Die Zahl der Obdachlo-
sen ist laut einer Schätzung im
Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr
um 4,2 Prozent gestiegen. Wie
Zeitungen der Funke-Medien-
gruppe unter Berufung auf die
Bundesarbeitsgemeinschaft Woh-
nungslosenhilfe (BAG) berichten,
waren im vorigen Jahr 678000
Menschen in Deutschland ohne
Wohnung. Die Zahl der Obdach-
losen im Jahr 2017 wird mit 
650000 angegeben. Als einen der
Gründe für die gestiegene Zahl
nennt die Hilfsorganisation BAG
den Mangel an bezahlbaren Woh-
nungen für Menschen mit niedri-
gem Einkommen. N.H.

Volkstumspolitik mit Zugereisten
Rom nutzt Asylsucher zur Schwächung der deutschen Volksgruppe in Südtirol

Istanbul: unklare
Todesursache 

Istanbul – Der aus Großbritan-
nien stammende Mitgründer der
Organisation „Syrischer Zivil-
schutz“, James Le Mesurier, ist in
Istanbul ums Leben gekommen.
Laut türkischen Presseberichten
wurde der britische Ex-Offizier
mit gebrochenen Beinen und Brü-
chen am Schädel vor seiner Istan-
buler Wohnung gefunden. Die tür-
kische Polizei hat die Ermittlun-
gen aufgenommen. Le Mesurier
hatte im Jahr 2013 maßgeblichen
Anteil an der Gründung der Orga-
nisation „Syrischer Zivilschutz“,
die meist als „Weißhelme“ be-
zeichnet wird. Die Regierungen
Russlands und Syriens hatten der
Organisation vorgeworfen, im sy-
rischen Konflikt insgeheim auf
Seiten radikal-islamischer Rebel-
len zu stehen. Eine Sprecherin
des russischen Außenministeri-
ums hatte Le Mesurier nur weni-
ge Tage vor seinem Tod beschul-
digt, ein früherer Agent des briti-
schen Auslandsgeheimdienstes
MI6 zu sein. N.H.

Souveränes Internet oder totale Überwachung?
Russland hat Gesetz zur Ausweitung eines autonomen Internes verabschiedet – Meinungsfreiheit in Gefahr

Noch dürften die russischen
Internetnutzer die Auswir-
kungen des Gesetzes für

ein „souveränes Internet“ nicht be-
merken. Doch das, so Kritiker,
könnte sich bald ändern.
Seit dem 1. November ist das

umstrittene Gesetz trotz zahlrei-
cher Protestkundgebungen in
Kraft. Die Demonstranten, deren
Vertrauen in ihren Staat unter Pu-
tin aufgrund der Massenverhaftun-
gen bei Kundgebungen sowie der
Verfolgung von Journalisten und
Regierungskritikern ohnehin tief
erschüttert ist, fürchten, dass der
Staat die totale Überwachung des
Internets anstrebt. Ist das der
Grund, aus dem Putin kürzlich bei
einer Sitzung des Staatsrats vor-
schlug, ein russisches Pendant zum
Informationsportal Wikipedia zu
schaffen, das sich auf die „Große
Russische Enzyklopädie“ stützen
solle, die schließlich von den be-
sten Wissenschaftlern überprüft
würde und zuverlässigere Informa-
tionen böte? 
Die Reaktionen auf diesen Vor-

schlag reichten von Zustimmung
bis zu Ironie und Spott, beides zu
lesen in offiziellen russischen On -
line-Portalen. Die einen glauben,
Russland bewege sich auf Sprach-
regelungen der Sowjet-Ära zurück,

als man zwischen den Zeilen lesen
musste, um die Wahrheit zu erah-
nen. „Liberal“ sei inzwischen ein
Schimpfwort und „Menschenrech-
te“ ein veralteter Ausdruck, „Wiki-
pedia“ als der Hauptfeind der russi-
schen Sprache entlarvt. 
Putins Vorschlag, so ein anderer

Kritiker, sei ohne Berücksichtigung
der Tatsache erfolgt, dass die Große
Russische Enzyklopädie nur zirka
80000 meist kurze Einträge ent-
hält, das russischsprachige Wikipe-
dia hingegen jedes Jahr inhaltlich
um so viel Wissen erweitert wird,
wie die gesamte Große Russische
Enzyklopädie beinhaltet.
Eine Begrenzung des Internets

wäre ein Rückschritt um 25 Jahre,
Im russischen Alltag ist das Inter-
net lebensnotwendig geworden.
Man kann nicht mal eine Wohnung
mieten ohne Internet. Auskunfts-
dienste, die man vor 25 Jahren bei
jeglichem Problem anrufen konnte,
existieren schlichtweg nicht mehr. 
Doch wer glaubt, dass über Pu-

tins Vorschlag noch diskutiert wer-
den könne, der irrt, so ein Beob-
achter. Im Haushalt seien bereits
Mittel für die Umsetzung des Vor-
habens für 2020 und darüber hin-
aus bewilligt. Der Verlag der Gro-
ßen Russischen Enzyklopädie wird
innerhalb der nächsten drei Jahre

umgerechnet 28 Millionen Euro
für die Umsetzung des „Wissen“
genannten Online-Portals aus dem
Staatshaushalt erhalten. Eine be-
hördenübergreifende Arbeitsgrup-
pe, bestehend aus Vertretern ver-
schiedener Ministerien und der
Akademie der Wissenschaften, hat
die Arbeit bereits aufgenommen.
Anzunehmen ist, dass sich auch
Mitarbeiter der Aufsichtsbehörde
für Kommunikation und Daten-
schutz (Roskomnadzor) darunter
befinden. Letzterer untersteht die
Kontrolle über das russische Inter-
net. Laut russischem Gesetz dürfen
schon jetzt Daten russischer Bür-
ger nicht auf ausländischen Ser-

vern gespeichert werden. Das Kar-
riere-Portal Linkedin ist deshalb in
Russland gesperrt. Gegen Face-
book und Twitter gab es Drohun-
gen und Ordnungsstrafen.
Von staatlicher Seite heißt es, es

gehe um eine Frage der nationalen
Sicherheit. So werde Ru.net aus
Furcht vor Cyber-Angriffen aus
dem Ausland ausgebaut. Die Präsi-
dialverwaltung sieht die Gefahr,
dass der Westen Russland vom
Netz abklemme. Das Beispiel Yan-
dex zeige, dass durch ausländische
Beteiligungen die russische Mehr-
heit am Unternehmen bedroht sei.
Deshalb sollen Ausländer künftig
nur noch 20 Prozent Anteile an

„strategisch wichtigen“ russischen
Internet-Unternehmen halten dür-
fen. Bei Yandex ist diese Grenze
bereits überschritten.
Kritiker aus dem Westen sehen

in dem „schwammig formulierten“
Gesetz die Gefahr der Massen-
überwachung. Leonid Lewin, Chef
des Ausschusses für Informations-
politik der russischen Staatsduma
kontert, dass  das autonome Netz
nur bei Gefahr genutzt werde. IT-
Experten bezweifeln, dass das Vor-
haben überhaupt funktioniert,
denn die technische Ausrüstung in
diesem großen Maßstab sei noch
nie getestet worden. Fraglich ist
auch, ob die russische Regierung es
auf weitere Massenproteste an-
kommen lassen wird, indem sie
das Internet abschaltet. 
Das Gesetz ermöglicht Russland

neben der Überwachung seiner
Bürger auch, sich auf die Digitalisie-
rung der geostrategischen Macht-
verhältnisse vorzubereiten. Ein
weltweit stetig ausgebautes Netz
wird politisch immer wertvoller, da
beispielsweise auch kleine Staaten
oder Terror-Organisationen wie der
IS durch die Möglichkeiten des Net-
zes mächtiger werden. Ein wichti-
ger Aspekt, dem bislang keiner der
Kritiker Beachtung geschenkt hat. 

Manuela Rosenthal-Kappi

Ein gerichtlich
verbotenes »von«
Wien – Seine Kaiserliche Hoheit
Erzherzog Karl von Habsburg-
Lothringen – so lautet die korrek-
te Anrede und der vollständige
Name des Oberhauptes des Hau-
ses Habsburg. Doch seit vor 
100 Jahren in Österreich das
Adelsaufhebungsgesetz einge-
führt wurde, steht das Führen von
Adelsbezeichnungen, Titeln und
Würden unter Strafe. Der Kai-
serenkel heißt daher schlicht Karl
Habsburg-Lothringen. Auf den Ti-
tel „von“ wollte er aber nicht ver-
zichten. Nun hat das österreichi-
sche Verfassungsgericht entschie-
den, dass dieses nicht rechtens
sei. Das Verbot des „von“, so heißt
es im Urteil, verstoße nicht gegen
den Gleichheitsgrundsatz. Die
Aufhebung des Adels aber sei ge-
rade ein Mittel zur Herstellung
von Gleichheit. Karl von Habs-
burg-Lothringen wurde angezeigt,
weil er auf seiner Internet-Home-
page das Adelsprädikat mit der
Begründung verwendet hatte,
dass Internetseiten ein „interna-
tionales Informationstool“ seien.
Auch sei sein in Bayern gestorbe-
ner Vater Otto von Habsburg
außerhalb Österreichs nur mit
seinem Adelszusatz bekannt ge-
wesen. Der Magistrat von Wien
hatte Karl von Habsburg zunächst
zu einer Geldstrafe von 70 Euro
oder vier Stunden Haft verurteilt.
Eine Berufungsinstanz hob das
Urteil auf, weil die im Jahr 1919
als Höchststrafe vorgesehenen
20000 Kronen nicht mehr an-
wendbar seien. Beim Verbot des
„von“ aber bleibt es. Sollte er wei-
ter dagegen verstoßen, drohen
ihm sechs Monate Haft. tws

MELDUNGEN
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Viele von ihnen bleiben auf dem Weg nach Deutschland oder Skandinavien in Südtirol hängen: Mittelmeerasylsucher aus Afrika
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Moskau im Frühjahr: Proteste gegen das geplante Gesetz Bild: pa



Angela Merkel möchte of-
fenkundig Bundeskanzle-
rin einer schwarz-roten

Koalitionsregierung bleiben. Je-
denfalls ist der koalitionsinterne
Streit um die Grundrente ihr zu-
folge kein Grund, die Koalition in
Frage zu stellen. „Wir sind ar-
beitsfähig und werden weiter ar-
beiten“, so die Kanzlerin. Massiv
warb sie für das Ergebnis der ko-
alitionsübergreifenden Arbeits-
gruppe zur Grundrente. Es gebe
eine Bedarfsprüfung, die an dem
ansetze, was der Union vor-
schwebe. 

Doch die Rentenfrage hat es in
sich. Zwei Mal hatten von Merkel
geführte Koalitionsregierungen
schon vor, die Renten von langjäh-
rigen Niedrigverdienern aufzu-
bessern – und beide Male wurde
daraus nichts. Die damalige Ar-
beitsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) scheiterte mit dem
Konzept einer Lebensleistungs-
rente, Nachfolgerin Andrea Nah-
les (SPD) mit der Idee einer Soli-
darrente. „Wenn wir bei der
Grundrente nicht zu einer Eini-
gung kommen, wird es schwierig
in der Koalition“, sagte SPD-Gene-
ralsekretär Lars Klingbeil im ZDF.
CSU-Landesgruppenchef Alexan-
der Dobrindt meinte später: „Man
kann den Eindruck haben, dass
manche hier eine Sachfrage mit

einer Machtfrage verbinden wol-
len.“

In der Tat scheint es weniger um
Inhalte, als um die Auseinander-
setzung an sich zu gehen. Bei der
Frage der Bedarfsprüfung hatte
sich eine Arbeitsgruppe mit Spit-
zenvertretern der Koalitionspar-
teien auf einem Kompromiss ver-
ständigt, der aber noch einmal
wackelte und am vergangenen

Wochenende abschließend ver-
handelt werden sollte. 

Arbeitsminister Hubertus Heil
erklärte in den vergangenen Mo-
naten immer wieder, er wolle eine
„Grundrente, die den Namen auch
verdient“. Der SPD-Mann argu-
mentierte, der Respekt vor der Le-
bensleistung gebiete es, jedem ei-
nen Rentenzuschlag zu gewähren,
der mindestens 35 Jahre lang gear-

beitet oder Kinder erzogen habe
und trotzdem im Alter nur auf ei-
ne geringe Rente käme. Die Union
hingegen beharrte bis zuletzt dar-
auf, die Grundrente nur dann zu
zahlen, wenn jemand bedürftig
sei. „Eine wohlhabende Zahnarzt-
frau braucht keine Grundrente,
auch wenn sie nur ein paar Jahre
nebenberuflich in der Praxis ihres
Mannes ausgeholfen hat“, heißt es
aus der Unionsfraktion. Die Sozi-
aldemokraten erklären hingegen,
eine Bedürftigkeitsprüfung sei
dem Rentensystem fremd, Mütter-
rente würden schließlich auch
wohlhabende Mütter beziehen. 

Die Debatte zeigt letztlich wie
fremd sich die Großkoalitionäre
sind. Es wird bei jedem Vorhaben
bis aufs letzte Wort gestritten. Klar
ist, dass eine funktionierende Ko-
alition mit einer starken Führung,
die vertrauensvoll zusammenar-
beitet, einen solchen Streit lösen
könnte, ohne ans Eingemachte zu
gehen. 

Und nun stehen auch noch die
Parteitage an. Zunächst kommt die
CDU zusammen. Es dürfte heiß
hergehen. Anfang Dezember sind
die Sozialdemokraten dran. Da ist
Streit programmiert. Und die Zu-
kunft der Koalition dürfte sich
dann doch eher dort als in einer
Arbeitsgruppe zur Rentenreform
entscheiden. P.E.

Merkel wollte Einigung
Regierungskoalition sollte nicht an der Grundrente zerbrechen

Angela Merkel
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Verurteilungen
rückläufig

Wiesbaden – Nach vorläufigen
Zahlen der gerichtlichen Strafver-
folgungsstatistik sind im Jahr 2018
712300 Personen rechtskräftig
verurteilt worden. Nach Angaben
des Statistischen Bundesamts wa-
ren dies im Vergleich zum Vorjahr
0,5 Prozent weniger Verurteilte.
Häufigste  Sanktionsart war die
Verhängung einer Geldstrafe nach
dem allgemeinen Strafrecht. Ins-
gesamt wurde gegen rund 550300
Personen einer Geldstrafe ausge-
sprochen. Bei rund 102700 Perso-
nen verhängten die Gerichte eine
Freiheitsstrafe. N.H.

Es ist ein häufig auftretendes und
typisches Phänomen in der Welt
des Lobbyismus und nicht ohne
Geschmäckle, dass Politiker oder
hochrangige Mitarbeiter von Mini-
sterien aus ihrem Amt oder Man-
dat direkt und ohne Schamfrist zu
Unternehmen oder Interessenver-
bänden wechseln, um dort lukrati-
ve Lobbytätigkeiten auszuüben.

Die Diskussion um diesen soge-
nannten Drehtür-Effekt kochte in
den vergangenen Wochen erneut
hoch, als Gerüchte laut wurden,
der frühere Vizekanzler, Bundesau-
ßenminister, Ministerpräsident
Niedersachsens und Vorsitzende
der SPD, Sigmar Gabriel, könne an
die Spitze des Verbandes der Auto-
mobilindustrie (VDA) wechseln.
Der Niedersachse sprach zwar von
einer reizvollen Option, doch wolle
er das Amt trotzdem nicht über-
nehmen. „Ohne Zweifel ist es eine
spannende und herausfordernde
Aufgabe, die Automobilwirtschaft
gerade in einer Zeit großer Umbrü-
che zu begleiten. Trotzdem kann
ich nach reiflicher Überlegung und
aufgrund anderer Aufgaben für
dieses Amt nicht zur Verfügung ste-
hen“, sagte er dem Berliner „Tages-
spiegel“.

Immer wieder wechseln Spitzen-
politiker und Regierungsbeamte
auf Positionen in der Autolobby.
Der prominenteste Fall ist Matthias
Wissmann. Der langjährige VDA-
Präsident war unter Bundeskanzler
Helmut Kohl fünf Jahre lang
Bundesverkehrsminister gewesen. 

Gute Beziehungen zu den Mäch-
tigen hatte auch Eckart von Klae-
den. Der CDU-Politiker war von
2009 bis 2013 Staatsminister im
Kanzleramt, bevor er noch im Jahr
seines Ausscheidens Cheflobbyist
beim Daimler-Konzern wurde. Die
Staatsanwaltschaft Berlin ermittelte
daraufhin zeitweilig wegen des
Verdachts der Vorteilsnahme gegen
von Klaeden, stellte das Verfahren
aber ein.

Wechsel von Politikern in die
Wirtschaft sind fast immer umstrit-
ten. Der ehemalige SPD-Chef Kurt
Beck und langjährige Ministerprä-
sident von Rheinland-Pfalz erklär-

te, er habe „ein Recht auf Arbeit“.
Der 70-Jährige berät bereits seit Ju-
ni 2013 den Pharmakonzern Boeh-
ringer Ingelheim an dessen Stamm-
sitz in Rheinland-Pfalz. 

Nach der schmerzhaften Schlap-
pe für die hessischen Sozialdemo-
kraten bei der Landtagswahl 2018
stieg Hessens SPD-Chef Thorsten
Schäfer-Gümbel aus der Politik
aus. Der Politiker wechselte zur
Deutschen Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ)
einer Organisation der Entwick-

lungszusammenarbeit, die im Auf-
trag verschiedener Bundesministe-
rien international tätig ist und ist
dort Arbeitsdirektor im Vorstand.
Das Vorschlagsrecht für den Posten
lag nach einer Vereinbarung mit
der Union im Zuge der Koalitions-
verhandlungen bei den Sozialde-
mokraten. Finanziell lohnte sich
der Wechsel. Der Posten ist mit
rund 200000 Euro jährlich dotiert. 

Die Organisation Lobbycontrol
kritisiert diesen Drehtür-Effekt seit
Langem. „Mit kürzlich ausgeschie-
denen politischen Entscheidungs-

trägern sichern sich Interessen-
gruppen nicht nur deren Insider-
Wissen, sondern auch ihre noch
frischen Kontakte in Ministerien
und Parlament. Auf diese Weise er-
halten sie einen privilegierten Zu-
gang zur Politik und können Ent-
scheidungen leichter zu ihren Gun-
sten beeinflussen“, teilt sie mit.
Dies komme vor allem finanzkräfti-
gen Akteuren zugute, die ehemali-
gen Spitzenpolitikern attraktive
Jobs anbieten könnten. In der Regel
handele es sich dabei um große

Unternehmen oder Wirtschaftsver-
bände. „Die bestehenden Macht-
strukturen werden so nicht nur ge-
festigt, sondern oftmals weiter aus-
gebaut“, sagt Lobbycontrol. 

Eine Frage, die in den vergange-
nen Wochen besonders die Gemü-
ter erhitzte, war, ob der Ex-Chef
der Kohlekommission neuer Auf-
sichtsratsvorsitzender eines Braun-
kohlekonzerns werden darf. Ende
September gab die Mitteldeutsche
Braunkohlengesellschaft (MI-
BRAG) bekannt, dass Sachsens Ex-
Ministerpräsident Stanislaw Tillich

ihr neuer Aufsichtsratschef ist. Kri-
tiker werfen Tillich vor, er habe als
Chef der Kohlekommission alles
getan, um den Kohleausstieg zu
verhindern. „Durch den Wechsel
entsteht der Eindruck, hier ließe
sich jemand seine ohnehin kohle-
freundliche Haltung als Minister
und Ministerpräsident nach dem
Amt versilbern“, kritisiert Lobby-
control-Vorstand Timo Lange. So
etwas schade dem Ansehen der Po-
litik, meint Lange. Dass mit Tillich
nun auch noch einer der Vorsitzen-

den der sogenannten Kohlekom-
mission Aufsichtsratschef bei ei-
nem Kohlekonzern wird, gefährde
zudem die Akzeptanz des Kohle-
kompromisses.

Beispiele mit Geschmäckle gibt
es weitere. Der frühere NRW-Wirt-
schaftsminister Garrelt Duin (SPD)
trat Anfang 2018 bei Thyssenkrupp
Industrial Solutions einen Job an.
Nach nur rund einem Jahr wech-
selte er an die Spitze der Hand-
werkskammer Köln. 

„Wir fordern eine dreijährige
Karenzzeit – eine Abkühlphase –

für die Kanzlerin, die Minister,
Staatsminister, parlamentarische
und beamtete Staatssekretäre so-
wie Abteilungsleiter. Innerhalb
dieser Zeit muss ein Wechsel in
Lobbytätigkeiten gesetzlich verbo-
ten sein. Die 2015 eingeführte ge-
setzliche Karenzzeit von zwölf bis
18 Monaten ist ein Fortschritt, fällt
jedoch zu kurz aus. Wir sorgen da-
für, dass die Öffentlichkeit und die
Medien ein kritisches Auge auf
die Drehtür haben“, sagt Lobby-
control. 

Ministerpräsidenten und Lan-
desminister fallen übrigens nicht
unter diese Karenzzeit. Daniel
Bahr hat sich an die Karenzzeit
gehalten. Er wurde 2011 auf dem
FDP-Ticket Gesundheitsminister,
ein Jahr nach dem Ausscheiden
aus dem Kabinett wurde er Vor-
stand beim Krankenversicherer
Allianz. Er warnt vor Populismus.
„Ich bin mit 38 Jahren aus der Po-
litik ausgeschieden. Soll ich kein
Recht darauf haben, in der freien
Wirtschaft zu arbeiten?“, fragt er.

Peter Entinger

Wachsende Kritik am Drehtür-Effekt
Sigmar Gabriel hat noch einmal zurückgeschreckt, aber viele Politiker wechseln nahtlos in die Wirtschaft

Türkei schiebt
IS-Terroristen ab
Ankara – Der türkische Innenmi-
nister Süleyman Soylu hat die
Abschiebung von Kämpfern des
Islamischen Staates (IS) angekün-
digt. Zu den Personen, die in die
USA und in verschiedene euro-
päische Länder ausgewiesen wer-
den sollen, zählen auch sieben IS-
Terroristen mit deutschem Pass.
Nach Angaben der türkischen Re-
gierung sind derzeit 1149 auslän-
dische IS-Anhänger in türkischen
Gefängnissen inhaftiert. Darunter
sollen 20 Personen eine deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen.
Bundesaußenminister Heiko
Maas (SPD) kritisiert die Türkei
dafür, dass sie keine konkreten
Informationen zu den IS-Anhän-
gern übermittele. Laut Maas müs-
se erst einmal rechtsicher festge-
stellt werden, ob es sich um deut-
sche Staatsbürger handele.  Lu-
xemburgs Außenminister Jean
Asselborn forderte die Türkei auf,
sich mit den Partnern aus Nato
und EU abzustimmen. Zudem
warnte Asselborn vor einer Ge-
fährdung der Sicherheit in Euro-
pa. Luxemburgs Außenminister
sagte beim Treffen der EU-Außen-
minister in Brüssel: „Es muss ab-
solut verhindert werden, dass
diese Barbaren wieder auf freien
Fuß kommen“. N.H.

In seinem jüngsten Urteil zu
Hartz IV hat das Bundesverfas-
sungsgericht einerseits zwar

Veränderungen an der bisherigen
Praxis angemahnt, andererseits je-
doch grundsätzlich Sanktionen ge-
gen Bezieher von Arbeitslosen-
geld II für zulässig erklärt. In einer
Presseerklärung wiesen die Karls-
ruher Richter darauf hin, dass es
zulässig sei, Hartz-IV-Empfängern
zur Überwindung der eigenen Be-
dürftigkeit Mitwirkungspflichten
aufzuerlegen und die Verletzung
solcher Pflichten auch zu sanktio-
nieren. 

Bei der Einführung von Hartz IV
im Januar 2005 hatte die damalige
rot-grüne Bundesregierung den
Leistungsempfängern sehr weitrei-
chende Pflichten auferlegt. Bevor
Leistungen bewilligt werden, müs-
sen Identitätsdokumente, Melde-
bescheinigungen und Mietverträge
vorgelegt sowie Kontoauszüge und
Sparbücher offengelegt werden.
Die Antragsteller müssen zudem
über ihre persönlichen Beziehun-
gen Auskunft geben. Führt der Be-
treffende eine nichteheliche Le-
bensgemeinschaft, kann ein Part-
nereinkommen den Hartz-IV-An-
spruch verringern. Auch nach der
Bewilligung der Leistungen ist der
Pflichtenkatalog sehr weitgehend:
Die Leistungsempfänger müssen
postalisch und persönlich grund-

sätzlich jeden Werktag erreichbar
sein. Bei einer vorübergehenden
Abwesenheit vom Wohnort wird
vom Leistungsempfänger erwartet,
dass er dies dem Jobcenter mit-
teilt.  

Nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts sprach sich die
Grünen-Fraktionsvorsitzende 
Katrin Göring-Eckardt für eine
Aufhebung von Sanktionen gegen
jugendliche Hartz-IV-Bezieher
aus. Für diese gelten bislang stren-
gere Regelungen. Bei einigen Ver-

stößen kann das Jobcenter bereits
beim ersten Mal die Leistung um
100 Prozent kürzen. Die Grünen-
Politikerin sagte: „Auch wenn das
gestrige Urteil nur die über 25-Jäh-
rigen betroffen hat, ist doch jedem
klar, dass Respekt und Menschen-
würde auch für den Umgang mit
jungen Menschen gelten muss.“ 

Eine Neuregelung könnte für ju-
gendliche Asylbewerber Bedeu-
tung haben. Statistiken zeigen,
dass Zuwanderer, die im Zuge der
Immigrationswelle des Jahres 2015
ins Land gekommen sind, bereits

seit einiger Zeit aus dem Asylbe-
werberleistungsgesetz herausfal-
len und ohne Arbeit in zunehmen-
der Zahl Hartz-IV-Leistungen be-
ziehen.

Das Asylgesetz sieht eine Pflicht
zur Vorlage eines Passes oder Pass -
ersatzes und eine Mitwirkungs-
pflicht bei der Identitätsfeststel-
lung vor. In der Realität reist aber
die Mehrheit der Asylbewerber
ohne Papiere nach Deutschland
ein. Auf die Antwort des Bundes-
innenministeriums auf eine Anfra-
ge der Linkspartei wurde im
vorigen Jahr etwa bekannt, dass
58 Prozent der volljährigen Asyl-
bewerber im ersten Halbjahr 2018
keine Identitätspapiere vorgelegt
haben. Während im Hartz-IV-Sy-
stem ohne Vorlage eines Identitäts-
dokuments eine Antragsprüfung
gar nicht erst in Gang kommt, sieht
das Asylgesetz als Sanktionsmög-
lichkeit lediglich ein beschleunig-
tes Asylverfahren vor. Leistungs-
kürzungen sind dagegen nur
gegenüber abgelehnten Asylbe-
werbern vorgesehen, die auch
vollziehbar ausreisepflichtig sind.
Zur Kenntnis nehmen müssen
Hartz-IV-Empfänger auch, dass es
bislang nicht strafbar ist, während
des Asylverfahrens falsche Anga-
ben zur Identität, zur Staatsange-
hörigkeit oder dem Alter zu ma-
chen. Norman Hanert

Zunehmend werden
Asylsucher zu 

Hartz-IV-Empfängern

Zweierlei Pflichten
Hartz-IV-Empfänger und Asylsucher im Vergleich

DEUTSCHLAND

War als Cheflob-
byist der deut-
schen Automobil-
branche im Ge-
spräch: 
Der ehemalige
niedersächsische
Ministerpräsident,
Vizekanzler,
Bundesaußenmi-
nister und SPD-
Bundesvorsitzen-
de Sigmar Gabriel
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Hindutva heißt die Ideologie der
Bharatiya Janata Party (BJP, Indi-
sche Volkspartei) von Narendra
Modi. Der Kerngedanke lautet:
„Indien den Hindus“. Mit ihr will
der indische Premier sein Land
zu einem globalen Spieler auf
dem Weg zur Weltmacht machen. 

Der Staat, den die weltweite
Symbolfigur des gewaltfreien
Widerstands, Mahatma Gandhi,
1947 gegründet hat und der lange
für religiöse Toleranz und politi-
sche Offenheit stand, ist heute auf
dem Weg zurück zu seinen hindu-
nationalistischen Wurzeln. Dafür
steht die BJP, deren Aufstieg An-
fang der 90er Jahre begann. 
Das Programm der BJP ist ein

neoliberaler Marktfundamenta-
lismus in Verbindung mit einem
religiösen, hindu-chauvinisti-
schen Nationalismus. Ihre Wur-
zeln hat die BJP im Rashtriya
Swayamsevak Sangh (RSS, Natio-
nale Freiwilligenorganisation).
Diese radikal-hinduistische, hie-
rarchisch strukturierte Kaderor-
ganisation, deren erklärtes Ziel

die Verteidigung des Hinduismus
gegen seine Gegner ist, wurde
1925 nach dem Vorbild von Beni-
to Mussolinis Schwarzhemden
gegründet. Modi und fast alle sei-
ne Minister sind Mitglied des
RSS, der weite Teile der Gesell-
schaft durchdrungen hat. Die Hin-
dutva-Anhänger wollen die ver-
meintlich glorreiche „arische“ Zi-
vilisation Indiens
wieder aufleben
lassen, die im
Laufe der Jahr-
hunderte, vor al-
lem unter der
Herrschaft der
mus l im i s chen
Moghul-Dynastien, unterdrückt
wurde. Entsprechend werden be-
reits die Geschichtsbücher der
Schulen und die Lehrpläne der
Universitäten umgeschrieben. 
Modi gewann 2014 erstmals die

Unterhauswahlen. Er tat dies mit
absoluter Mehrheit und konnte
diesen Erfolg dieses Jahr wieder-
holen. Das war seit 30 Jahren kei-
ner Partei mehr gelungen. Der
Wahlerfolg der BJP beruhte vor al-

lem auf einer innovativen Kom-
munikationsstrategie. Man nutzte
die Tatsache, dass die Hälfte der
Inder unter 20 Jahre alt ist und
ungeachtet der Tatsache, dass
sechs Zehntel der Inder unterhalb
der Armutsgrenze von 2,50 Euro
pro Tag leben, fast jeder ein Mo-
biltelefon hat, mehr als die Hälfte
davon sogar ein Smartphone.  Die

neue Wirtschafts-
politik besteht
vor allem aus
Ma r k t ö f f n un g
und Privatisie-
rung. Das kam je-
doch nur einem
kleinen Teil der

Bevölkerung zugute. Der Aufstieg
in die Mittelschicht ist für zwei
Drittel der 1,3 Milliarden Inder
nur ein ferner Traum. Auf dem
Land, auf dem etwa die Hälfte der
Bevölkerung lebt, kommt es im-
mer wieder zu Selbstmorden
überschuldeter Bauern.
Indien hat immer noch eine ri-

gide Kastengesellschaft, obwohl
das Kastenwesen formal seit 1950
abgeschafft ist. Im Alltag existiert

es weiter. „Niedere“ Arbeiten wie
Toilettenreinigung, Müllentsor-
gung, Schlachtung und Lederver-
arbeitung sind immer noch weit-
gehend kastenlosen Dalits und
Muslimen vorbehalten. Die Brah-
manen, die höchste Kaste, bilden
auch die wichtigste Basis von RSS
und BJP. Deren Anhänger stellen
das unter Gandhi eingeführte
Quotensystem für Dalits und an-
dere niedere Kasten in Frage.
Auch den Säkularismus in der
Verfassung wollen sie streichen.
Ersetzt werden soll er durch Ele-
mente des traditionellen hinduis-
tischen Katechismus. 
Adivasi nennen sich die indige-

nen Waldbewohner und Urein-
wohner Indiens. Sie leben vor al-
lem in Zentralindien. Dort lagern
große Mengen hochwertiger Roh-
stoffe. Erst ein Bruchteil davon
wird abgebaut. Durch die Opera-
tion Green Hunt (Grüne Jagd)
werden die Adivasi zu Maoisten
abgestempelt; damit hat die Ar-
mee das Recht, sie zu töten und
ihr Land für den Bergbau zu nut-
zen. Bodo Bost

Während des Unabhän-
gigkeitskrieges von
Bangladesch im Jahre

1971 waren neben Hunderttau-
senden von Hindus, Christen
und Buddhisten auch eine Mil-
lion Muslime aus dem damaligen
Ostpakistan in die benachbarte
Republik Indien, vor allem in de-
ren Bundesstaat Assam, geflüch-
tet. Zurzeit können alle die
Staatsangehörigkeit der Republik
Indien annehmen mit Ausnahme
der Muslime, die auch nach 
50 Jahren ein Fremdkörper in der
Republik Indien geblieben sind. 
Die hindu-nationalistische Re-

gierungspartei Bharatiya Janata
Party (BJP, Indische Volkspartei)
hat vor allem der illegalen Ein-
wanderung den Kampf angesagt,
die Grenze zu Bangladesch ist
mit einem hohen Zaun gesichert.
Den seit 1971 eingewanderten
Muslimen hat das indische

Unterhaus die Einbürgerung ver-
sagt. Vielen, die bereits im Besitz
der Staatsbürgerschaft der Repu-
blik Indien sind, könnte diese so-
gar wieder aberkannt werden,
um sie anschließend nach Bang-
ladesch abzuschieben. Assam hat
32 Millionen Einwohner, von de-

nen nur 62 Prozent Hindus
sind. Nach dem Bundesstaat
Jammu und Kaschmir ist Assam
der Bundesstaat mit dem zwei-
thöchsten muslimischen Bevöl-
kerungsanteil. Auch hier, wie in
Kaschmir, entwickelt sich die
religiöse Gewaltspirale nach
oben. 

Während aus Pakistan und
Bangladesch fast alle Hindus in
die Republik Indien flüchteten,
blieb die Mehrheit der Muslime in
der Republik Indien. Heute leben
dort sogar mehr Muslime als in
Pakistan. Die Republik Indien hat
mit 200 Millionen Muslimen heu-
te nach der über 264 Millionen
Einwohner zählenden Republik
Indonesien die zweitgrößte isla-
mische Bevölkerung der Erde. 
Durch den in der indischen Ver-

fassung garantierten Säkularismus
waren bereits drei indische Staats-
präsidenten Muslime, in Pakistan
wäre dies unmöglich für einen
Hindu. In der Filmindustrie und
der klassischen indischen Musik
spielen Muslime führende Rollen.
Parteipolitisch aber sind sie nicht
präsent in der größten Demokra-
tie der Welt, weil sie keine allge-
mein akzeptierte Führungsfigur
haben. B.B.

Zeitzeugen

Gerne spricht man von den
BRICS-Staaten (Brasilien,

Russland, Indien, China und
Südafrika) als Länder mit einer
großen Zukunft. Neben China
traut man dabei auch Indien
aufgrund der riesigen Bevölke-
rung von fast eineinhalb Milli-
arden Bewohnern zusätzlich
die Chance zu, eine Groß-
macht beziehungsweise Super-
macht auf Augenhöhe mit den
Vereinigten Staaten von Ameri-
ka zu werden. 
China ist in der wirtschaft-

lichen Entwicklung viel weiter.
Aber Indien holt kräftig auf. Im
vergangenen Jahr ist die Wirt-
schaft Indiens sogar stärker ge-
wachsen als die Chinas, wobei
sicherlich auch die US-Zölle
auf chinesische Produkte eine
Rolle spielten. Die drittgrößte
Volkswirtschaft Asiens hatte
um 7,7 Prozent zugelegt, die
chinesische nur um 6,8 Pro-
zent. 
Narendra Modi und Xi Jin-

ping wollen den früheren
Glanz und die Macht ihrer
Staaten in den vergangenen
Jahrhunderten und Jahrtausen-

den wiederherstellen. Der indi-
sche Regierungschef setzt dabei
bewusst auch auf das chinesi-
sche Modell, nicht auf das west-
liche, obwohl die Republik In-
dien im Gegensatz zur Volksre-
publik China eine parlamenta-
rische Demokratie ist. Seit dem
ersten Wahlsieg von Indiens
amtierendem Premier hat sich
die Wirtschafts- und Außenpo-
litik des Staates radikal geän-
dert. Beide Riesen Asiens befin-
den sich im Aufstieg und in ei-
nem Wettkampf. 
Indien könnte zum neuen asi-

atischen Wachstumsmotor wer-
den. Modis Reformprogramm,
„Modinomics“ genannt, ist In-
diens größtes seit der Erlangung
der Unabhängigkeit. Es hat das
Potenzial, Indien auf dem Weg
der Modernisierung ganz nach
vorne zu katapultieren. Modi ist
nach den Staatsgründern Mahat-
ma Gandhi und Jawaharlal Neh-
ru eine der bedeutendsten Füh-
rungspersönlichkeiten Indiens
der vergangenen Jahrzehnte. Ne-
ben China wird auch Indien die
globale Zukunft der Erde mitge-
stalten. B.B.

Mahatma Gandhi – Der Hindu
gilt als der Vater der indischen
Nation, er führte den gewaltlo-
sen Widerstand gegen die briti-
sche Kolonialmacht an. Aller-
dings konnte er die Teilung sei-
nes Heimatlandes 1947 nicht
verhindern. Deshalb wurde er
von vielen Hindus angefeindet.
1948 wurde er von einem Hin-
dunationalisten ermordet. Sein
Mythos als Pazifist und Frei-
heitskämpfer begann vor einigen
Jahren zuerst in Südafrika, wo er
zwei Jahrzehnte gelebt hatte, und
dann auch in Indien zu bröckeln. 

Madhav Golwalkar – Der Mitbe-
gründer des Rashtriya Swayam-
sevak Sangh (RSS) hat die Rasse-
gesetze der Nationalsozialisten
als vorbildlich betrachtet. Des-
halb floriert heute in Indien
auch Adolf Hitlers „Mein
Kampf“. Die Kampfschrift ist
zum Bestseller geworden.

Narendra Modi – Der 69-jährige
Politiker engagierte sich zu-
nächst beim Rashtriya Swayam-
sevak Sangh (RSS) und trat 1985
der Bharatiya Janata Party (BJP)
bei, deren Generalsekretär er
1988 wurde. Er war am politi-
schen Aufstieg der Partei in den
1990er Jahren maßgeblich betei-
ligt. Im Jahr 2001 wurde er Chief
Minister (Regierungschef) des
Bundesstaates Gujarat. Seit 2014
ist er Premierminister der Repu-
blik Indien.

Mohammed Ali Jinnah – Der
Moslem unterstützte zunächst
Mahatma Gandhis Freiheits-
kampf. Nach Differenzen mit
dem Hindu gründete er 1920 die
Muslimliga. Ab 1937 ging er ei-
gene Wege und wollte einen ge-
meinsamen indischen Staat nicht
mittragen. Die „Sünde“ des Schi-
iten führte zur Gründung der Is-
lamischen Republik Pakistan.
Dort werden die Schiiten heute
von den Sunniten unterdrückt.

Toleranz mit Grenzen
Die Zeiten für muslimische Immigranten werden härter

»Indien den Hindus«
Religiöser Fundamentalismus und wirtschaftlicher Liberalismus

China ist weiter,
aber Indien holt
kräftig auf

Seit 2014 regieren
Modi und seine 
hinduistische BJP

Religion spielt in seiner Politik eine große Rolle: Indiens Premier Narendra Modi beim Gebet Bild: imago/Pacific Press Agency

200 Millionen 
Moslems leben in der
Republik Indien

Reformprogramm
»Modinomics«
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Vallabhbhai Patel – Der Hindu
war Indiens erster Innenminister
nach der Unabhängigkeit. In den
beiden Jahren nach Mahatma
Gandhis Ermordung gelang es
ihm durch eisernes Durchgrei-
fen, Indien zusammenzuhalten.
Die Hindunationalisten bauten
dem gerne mit Otto von Bis-
marck verglichenen Staatsmann
in Gujarat das mit 182 Meter Hö-
he größte politische Denkmal
der Welt.
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Eklat bei der
Mauerfallfeier
Von VERA LENGSFELD

Am 9. November wurde in Berlin, wie in
jedem Jahr, der Jahrestag des Mauer-
falls mit einer großen Party am Bran-

denburger Tor begangen. Dabei muss man vor
allem feststellen, dass die Feier immer unpoli-
tischer und beliebiger wird. War es beim
zehnten Jahrestag noch eine Mauer aus Domi-
nosteinen, die symbolisch umfiel, um daran
zu erinnern, dass nicht nur in Berlin die Mau-
er verschwand, sondern kurz darauf mit der
Auflösung des sozialistischen Lagers der Ei-
serne Vorhang, waren es am 25. Jahrestag nur
noch leuchtende Luftballons, die den Grenz-
verlauf in Berlin-Mitte markierten und dann
losgelassen wurden, als wären die einstmals
tödlichen Scheinwerfer nur ein Lichterspaß
gewesen. 
In diesem Jahr vermieden die Veranstalter

jeden Hinweis auf Deutschland. Nach einer
Nationalflagge hielt man vergeblich Ausschau.
Auch das Bühnenprogramm klang eher nach
unpolitischer Party als nach dem Gedenken
an ein revolutionäres Ereignis, das wie kaum
ein anderes die Welt friedlich verändert hat.
Das Einzige, was man für eine Art Hom-

mage an die Friedliche Revolution halten
konnte, war das Einblenden von Bildern und
Sprüchen mehrerer Protestbewegungen wäh-
rend der Live-Show auf der Bühne. Dabei
zeigte sich, wie ahnungslos der Veranstalter,
die Kulturprojekte Berlin GmbH, verfahren
ist. So wurde beim Auftritt der Sängerin Anna
Loos ein hebräischer Schriftzug eingeblendet,
dessen Übersetzung „Schluss mit der Besat-
zung“ lautet. Das ZDF übertrug für ein Millio-
nen-Publikum. Keinem Mainstream-Medium
fiel offenbar auf, dass es sich um eine antise-
mitische Botschaft handelte. Erst die „Ruhrba-
rone“, ein freies Internet-Medium, themati-
sierten den Fauxpas. Die Jüdische Gemeinde
zu Berlin war mit Recht irritiert. Ihr Beauf-
tragter gegen Antisemitismus, Sigmount A.
Königsberg, sagte der „Berliner Morgenpost“:
„Was hat das mit der Einheitsfeier zu tun? Das
hat da nichts zu suchen.“ Bei Twitter wurde er
noch deutlicher: „Anscheinend kann man
heute wieder das alte Motto ,Am deutschen
Wesen soll die Welt genesen‘ auspacken.“ 
Kulturmanager Moritz van Dülmen, der für

die Veranstalter sprach, sagte der „Morgen-
post“: „Der Schriftzug ist unklug. Dafür wollen
wir uns entschuldigen.“ Damit versucht er,
sich elegant aus der Affäre zu ziehen. Eine
politische Botschaft sei es nicht gewesen.
Überdies gehöre der Slogan zu den „Women
in Black“ − einer Anti-Kriegs-Bewegung, die
Ende der 60er Jahre in Jerusalem gegründet
worden war. Das ZDF hat sich zum Zeitpunkt,
da diese Kolumne geschrieben wurde, noch
nicht zu dem Skandal geäußert. Vielleicht hilft
da die Programmbeschwerde, die der Grüne
Volker Beck eingereicht hat, dem Sender auf
die Sprünge.

Bei Ausschreitungen in der Rigaer
Straße sind erneut Polizeibeamte ver-
letzt worden. In den Reihen der Polizei
wächst der Eindruck, von der Politik
im Stich gelassen und für Symbolpoli-
tik verheizt zu werden.

Bereits in der Nacht zum 2. Novem-
ber schlugen mutmaßlich linksradika-
le Täter mit Pflastersteinen die Schau-
fensterscheiben des Traditionscafés
„Sibylle“ in der Karl-Marx-Allee ein.
Vom Café aus wollte die CDU-Fraktion
im Berliner Abgeordnetenhaus am
Sonnabendmorgen zu einer Kieztour
mit dem Fraktionsvorsitzenden Burk -
hard Dregger und dem Wahlkreisabge-
ordneten Kurt Wansner aufbrechen.
In den Abendstunden des Sonna -

bends versammelten sich etwa 1000
Personen zu einer Demonstration un-
ter dem Motto „Gegen Verdrängung
und für mehr Freiräume“. Auf der Rou-
te durch Friedrichshain kam es aus
dem Demonstrationszug zu schwerer
Gewalt gegen Polizeibeamte. Nach An-
gaben der Berliner Polizei wurden Po-
lizisten mit Böllern, Flaschen und Ma-
terial von einer örtlichen Baustelle be-
worfen. Durch die Gewalt wurden 16
Polizisten verletzt. Beamte der 11. Ein-
satzhundertschaft veröffentlichten
nach den Ausschreitungen im Internet
Fotos von Polizeihelmen, die durch die
Wucht der Attacken schwer beschädigt
worden waren. Als Reaktion auf die

Gewalttaten warf die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) Berlin in einem Wutbrief
den Extremisten vor, durch Werfen von
„Pyrotechnik, Flaschen, Steinen sowie
Straßenschildern“ schwerste Verlet-
zungen und sogar Menschenleben ri-
skiert zu haben. 
Unter der Überschrift „Zum Glück

tragen wir robuste Helme“ forderten
die Polizeigewerkschafter auch dieje-
nigen, die „menschenverachtende Ge-
walt verharmlosen möchten“, und
auch die „verantwortlichen Politiker in
unserer Stadt“ auf,
sich die zerstörten
Polizeihelme anzuse-
hen. Es folgte die
Warnung: „Wenn das
so weiter geht und
nichts gegen diesen
unbändigen Hass ge-
schieht, reden wir in absehbarer Zeit
davon, dass extremistische Ziele er-
reicht werden und das eine oder einer
unserer Einsatzkräfte mit dem Leben
bezahlt.“ 
Scharf fiel auch die Kritik der Oppo-

sition am rot-rot-grünen Senat aus. Die
Hauptstadt-CDU sprach nach den Aus-
schreitungen rund um die Rigaer Stra-
ße von einem „Ghetto der Gewalt“ und
machte den Senat insgesamt für
„blindwütigen Hass und menschenver-
achtende linke Gewalt“ verantwortlich.
CDU-Fraktionschef Burkard Dregger
wies darauf hin, dass Innensenator

Andreas Geisel (SPD) und die rot-rot-
grüne Koalition erst wenige Tage zuvor
im Innenausschuss Vorschläge zu ei-
nem Aktionsplan gegen linke Gewalt
abgelehnt hätten. Zum Plan gehörte
die Durchsetzung des Vermummungs-
verbots, ein Bewaffnungsverbot und
auch Videoaufklärung bei Demonstra-
tionen. 
Auch FDP-Innenpolitiker  Marcel

Luthe warf dem Senat vor, immer wie-
der vor linker Gewalt zurückzuwei-
chen. Karsten Woldeit, innenpoliti-

scher Experte der
AfD-Fraktion im Ab-
g e o r d n e t e n h a u s ,
machte dem Innense-
nator den Vorwurf, er
lasse „die Polizisten
im Stich, die seine
Kuschelpolitik gegen-

über den linken Gewalttätern ausba-
den und dafür mit ihrer Gesundheit
bezahlen müssen“.
Scharfe Kritik durch die Opposition

gehört in der Politik zum Tagesge-
schäft. Der wachsende Unmut in den
Reihen der Polizei sollte für Berlins
Innensenator jedoch ein Warnsignal
sein. Nur knapp zwei Jahre vor den
nächsten Wahlen zum Berliner Abge-
ordnetenhaus steht Geisel gleich vor
mehreren ungelösten Schwierigkeiten:
Neben dem Dauerproblem der Gewalt
durch Linksextremisten in der Rigaer
Straße bindet auch der Kampf gegen

kriminelle arabische Großclans viel
Personal bei der Polizei. Ungelöst ist zu-
dem noch immer das Problem der Dro-
genkriminalität und Gewalt im Görlit-
zer Park. Geisels Ankündigung, in die-
sem Park mehr Polizeipräsenz zu zei-
gen, hat ihm den Vorwurf eingebracht,
lediglich wirkungslose Symbolpolitik
zu betreiben. Auf Weisung „von oben“
sind, wie der „Tagesspiegel“ schreibt, im
Görlitzer Parkt bis zum 17. November
zwei mobile Polizeiwachen im Einsatz.
Beide Fahrzeuge sind allerdings nur mit
jeweils drei Polizeibeamten besetzt und
auch nur tagsüber vor Ort.
Berichtet wird zudem, dass die Be-

amten die Fahrzeuge bei Ernstfällen
nicht allein zurücklassen dürfen.
Sinn würde der Einsatz der mobilen
Wachen im Görlitzer Park aus Sicht
von praxiserfahrenen Beamten daher
eigentlich nur ergeben, wenn zusätz-
lich eine Einsatzhundertschaft bereit-
stände.
Benjamin Jendro, der Sprecher der

GdP in Berlin, bezeichnete das Kon-
zept für den Drogenumschlagplatz
Görlitzer Park als sinnlos. Man werde
so nicht „einen einzigen Straftäter
nachhaltig aus dem Görli und den um-
liegenden Straßen vertreiben“. Der
Polizeigewerkschafter kritisierte wei-
ter, dass die härteste Strafe, die der
Rechtsstaat für die Drogenhändler
momentan bereithalte, ein Platzver-
weis sei. Norman Hanert

„Ghetto der
Gewalt“:
Brutale Ausschrei-
tungen vor dem
von Linksextremi-
sten bevölkerten
Haus an der Rigaer
Straße

Bild: Ullstein

Der österreichische Investor
René Benko plant, das
Karstadt-Kaufhaus am

Berliner Hermannplatz original-
getreu wiederherzustellen, wie es
Ende der 1920er Jahre gebaut
wurde. Während der Platz selbst
zum Bezirk Neukölln gehört, liegt
das Kaufhaus im Bezirk Fried -
richshain-Kreuzberg. Grüne und
Linkspartei wenden sich gegen
den Wiederaufbauplan. 
Gaby Gottwald, Abgeordnete

der Linkspartei im Berliner Lan-
desparlament, stört es, dass Ben-
ko an der Grenze zu Kreuzberg ei-
ne Rekonstruktion des histori-
schen Karstadt-Warenhauses
plant. Es entstehe ein „Monumen-
talbau“, ein Fremdkörper in einer
Umgebung, die vor allem durch
kleinteiligen Einzelhandel ge-
prägt sei. Ganz ähnlich dachte der
Baustadtrat von Friedrichshain-
Kreuzberg und lehnte die Ertei-
lung einer Baugenehmigung ab. 
Das Kaufhaus wurde von dem

Architekten Philipp Schaefer ent-

worfen. Zu seiner Zeit war es das
größte Warenhaus des Reiches.
Vom U-Bahnhof konnte man direkt
das Kaufhaus betreten. Der sechs-
geschossige Bau wurde seitlich von
zwei Türmen abgeschlossen. 
Nachdem das Gebäude den

westalliierten Bomben getrotzt

hatte, wurde es beim Kampf um
Berlin vollkommen zerstört. SS-
Verbände sprengten es, um sich
besser verschanzen zu können.
Jedoch schon Ende Juli 1945 wur-
de in einem kleinen unversehrt
gebliebenen Gebäudeteil der Ver-
kauf von Waren wieder aufge-
nommen. In den Jahren 1950/51
wurde das Gebäude unvollstän-
dig wieder aufgebaut. Statt der
sechs gab es nun nur noch vier

Stock werke. Benko gibt trotz der
links-grünen Blockade aber nicht
auf: „Ich glaube, das müssen Poli-
tiker manchmal, um sich in der
breiten Öffentlichkeit Gehör zu
verschaffen ... In Berlin tragen wir
die Verantwortung für mehr als
5000 Leute im stationären Einzel-
handel.“
Unterstützung erhielt Benko

vom Regierenden Bürgermeister
Michael Müller (SPD): „Ich glaube
nicht, dass es akzeptabel ist, wenn
einfach von heute auf morgen ei-
ne hohe dreistellige Millionenin-
vestition vom Bezirksamt abge-
sagt wird. Das geht so nicht.“ 
Benko gilt als geduldig und er-

folgreich. Innerhalb von 20 Jahren
hat er mit seiner Signa Holding
ein Firmenimperium aufgebaut.
Immobilien und Handel sind sei-
ne Tätigkeitsfelder. Benko enga-
giert sich seit 2005 in Berlin. Ihm
gehören elf Karstadt- und Kauf-
hof-Filialen sowie das weltbe-
kannte KaDeWe am Kurfürsten-
damm.  Frank Bücker

Linke gegen Wiederaufbau
Berlin: Investor will Konsumpalast der 1920er Jahre rekonstruieren 

»Unbändiger Hass« auf Polizisten
Das erste Novemberwochenende war in Berlin von linksextremer Gewalt überschattet

Darsteller verjagt
Checkpoint Charlie: Falsche Soldaten weg

Am einstigen Berliner Grenz-
übergang Checkpoint Charlie

in der Friedrichstraße, dem ehe-
mals berühmtesten Grenzüber-
gang der Welt, standen über Jahre
„falsche Soldaten“ vor Wachhäus-
chen und Sandsäcken, die sich
den Kameras der Touristen stell-
ten und damit echtes Geld ver-
dienten. Nach
dem Mauerbau
am 13. August
1961 standen
sich hier ameri-
kanische und so-
wjetische Panzer gegenüber. 
Das Bezirksamt Friedrichshain-

Kreuzberg hat nun diesen Akti-
vitäten ein Ende bereitet. Die Mit-
streiter der „Dance Factory Ber-
lin“ von Tom Luszeit sind damit
um eine Beschäftigung ärmer. Sie
hatten auch „Visa“ mit Stempeln
als Souvenir verkauft. Ein Foto
mit einem „Soldaten“ als Erinne-
rungsstück kostete zuletzt vier
Euro. Damit nahmen sie rund
1500 bis 5000 Euro täglich ein.

Laut Ordnungsamt besteht die
„Duldung der Nutzung öffent-
lichen Straßenlandes … nicht
mehr weiter“. Luszeit kann das
nicht verstehen: „Das plötzliche
Aus verstehen wir nicht. Wir ha-
ben den Platz 17 Jahre gehegt und
gepflegt. Angeblich stehen wir auf
dem vom Mauermuseum gepach-

teten Land. Das
stimmt aber
nicht. Ich musste
nun sechs Kolle-
gen entlassen.
Aber wir geben

nicht auf. Ich will die Firma als
Verein neu gründen.“ 
Bislang beschäftigte die „Dance

Factory Berlin“ zehn Laienschau-
spieler. Zivilpolizisten und Pas-
santen hatten gelegentlich beob-
achtet, dass die Schauspieler zah-
lungsunwillige Kunden bedrängt
hatten. Eine Umfrage des Nach-
richtensenders NTV ergab 72
Prozent Zustimmung zu der Maß-
nahme des Bezirksamtes Fried-
richshain-Kreuzberg. F.B. 

Zu seiner Zeit
das größte Warenhaus

des Reiches

Viel Geld mit Fotos
und »Visa« verdient

Berliner Taxis
nicht am BER

Berliner Taxis werden nach der
Inbetriebnahme des Flugha-

fens BER dort keine Fahrgäste
aufnehmen dürfen. Stephan Loge
(SPD), Landrat des Kreises Dah-
me-Spreewald, zeigt sich wenig
kompromissbereit. Die Kreisver-
waltung meint, dass wegen der
guten Bahn- und Busanbindung
des Flughafens 1000 Taxis am
BER reichten. Schon vor sieben
Jahren kündigte der Landkreis ei-
ne Vereinbarung über ein gemein-
sames Taxi-Angebot am jetzigen
Flughafen Schönefeld. Auch die
jetzige Maßnahme wird von man-
chem Beobachter als eine Art Ver-
geltung gewertet. Denn Berlin
verbannte damals brandenburgi-
sche Taxis vom Flughafen Tegel.
Nach der Schließung von Tegel
würden die Berliner Taxifahrer ei-
ne gute Einnahmequelle verlie-
ren. Verhandlungen von Berlins
Staatssekretär Ingmar Streese
(Grüne) mit dem Landrat verlie-
fen ergebnislos. Schon jetzt er-
weist sich das Taxiangebot bei
Streiks oder Unwettern in Schö-
nefeld als unzureichend.   F.B.

Scharfe Kritik
erntet der

rot-rot-grüne Senat

PREUSSEN / BERL IN
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Tories liegen in
Führung

London – Die britischen Konserva-
tiven liegen wenige Wochen vor
den Parlamentswahlen bei einer
Umfrage mit deutlichem Abstand
vor der Labour Party. Bei einer
Umfrage der Institute Yougov, Del-
tapoll und Opinium kommen die
Konservativen auf Zustimmungs-
werte von 39 bis 41 Prozent. Die
Labour Party von Oppositionsfüh-
rer Jeremy Corbyn schnitt bei der
Umfrage mit 26 bis 29 Prozent ab.
In Großbritannien sind für den 
12. Dezember vorgezogene Parla-
mentswahlen angesetzt. N.H.

Chiles Präsident Sebastián Piñe-
ra wird in seiner vergangenes
Jahr begonnenen zweiten Amts-
zeit alle Hände voll zu tun ha-
ben, dass falsche Hoffnungen
nicht wieder in blinde Zerstö-
rungswut ausarten.

Aus Protest gegen eine Anhe-
bung der Fahrpreise um umge-
rechnet rund vier Cent für die 
U-Bahn in Santiago de Chile be-
gannen am 7. Oktober Schüler

und Studenten, in Bahnhöfen
Drehkreuze zu überspringen.
Am 15. Oktober kam es zu ersten
Unterbrechungen des Fahrbe-
triebs und am 17. Oktober zu Be-
schädigungen und gewaltsamen
Auseinandersetzungen mit der
Polizei. Die Schließung der be-
sten Metro Südamerikas für drei
Tage ab 18. Oktober zog pro Tag
über 2,5 Millionen Fahrgäste in
Mitleidenschaft. Von den
inzwischen 1,4 Milliarden US-

Dollar Schaden der Randale ent-
fallen allein über 300 Millionen
auf 81 beschädigte und
17 niedergebrannte Stationen. 

Laut Präsident Piñera befand
sich Chile im „Krieg gegen einen
machtvollen und unerbittlichen
Feind“, „der nichts und nieman-
den respektiert“. Er rief für den
Zeitraum vom 19. bis zum
25. Oktober den Ausnahmezu-
stand aus, zunächst für den
Großraum Santiago, später dann

auch für andere Landesteile. Das
Militär kam zum Einsatz, und ge-
gen die Randalierer wurde mit-
hilfe eines speziellen Staatssi-
cherheitsgesetzes vorgegangen.
In der durch Straßensperren,
Umleitungen und der Zerstö-
rung von Ampeln fast kollabier-
ten Hauptstadt galt eine zwei-
nächtliche Ausgangssperre, wie
zuletzt nach dem Erdbeben von
2010. Nach friedlichen Kundge-
bungen nahm Piñera am 19. die

umstrittene Fahrpreiserhöhung
zurück, welche die allgemeine
Unzufriedenheit mit den Zustän-
den im Lande zutage gebracht
hatte. 

Während seiner ersten Amts-
zeit von 2010 bis 2014 hatte Pi-
ñera mit seiner Wirtschaftspoli-
tik beachtliche Erfolge erzielt.
Die bis vor Kurzem durchweg
positiven makroökonomischen
Indikatoren hatten allerdings in
Teilen der chilenischen Gesell-

schaft zum Teil unrealistische Er-
wartungen an sein zweites Man-
dat ab 2018 geweckt. Gleichzeitig
bestehen durchaus strukturelle
Mängel: Ein quasi privates Ren-
tensystem, das von den Beiträ-
gen der Arbeitnehmer lebt und
eine höhere Lebenserwartung,
stark gestiegene Realeinkommen
und lange Ausfallzeiten nicht be-
rücksichtigt; eine Krankenversi-
cherung mit 20 Prozent privaten
und 80 Prozent staatlichen Pa-

tienten, wobei diese mit langen
Wartelisten, unzureichender Prä-
ventivmedizin, zu wenig Kran-
kenhäusern und Fachärzten so-
wie hohen Medikamentenprei-
sen zu kämpfen hat; eine Steige-
rung der Stromkosten; anhaltend
starke Umweltbelastungen in in-
dustriellen Problemzonen; eine
schwere Dürre und entsprechen-
de Wasserzuteilungen in den rie-
sigen Obstanbaugebieten; Preis-
absprachen zwischen Großhänd-

lern bei einigen Waren des täg-
lichen Gebrauchs; die Steuer-
flucht von Großunternehmen;
die Korruption bei Polizei und
Militär und das Verfahren gegen
den Sohn der ehemaligen Präsi-
dentin Michelle Bachelet wegen
Betruges.

Am 25. Oktober demonstrier-
ten 1,2 Millionen Menschen ge-
gen die Regierung. Daraufhin
verkündete Piñera am 30. Ok -
tober sogar die Absage der vom

11. bis 17. November in Santiago
geplanten Aktivitäten der Asia-
tisch-Pazifischen Wirtschaftsge-
meinschaft (APEC) sowie die der
XXV. Klimakonferenz der UN
(COP-25) vom 2. bis zum 13. De-
zember. Gleichzeitig setzte er
drei Prioritäten: die Wiederher-
stellung der öffentlichen Ord-
nung, die Sicherheit der Bürger
und des sozialen Friedens; die
schnellstmögliche Ausarbeitung
einer gesellschaftlichen Agenda,
die den Hauptforderungen der
Demonstranten entspricht, so-
wie ein breitgefächerter, tiefgrei-
fender Dialog mit allen Chilenen.
Er gab offen zu, dass sich gewis-
se Probleme jahrzehntelang an-
gestaut hatten und er deren Aus-
maß unterschätzt hatte. 

Dabei hat sich Chile seit 1973,
als General Augusto Pinochet
das sozialistische Experiment
mit 500 Prozent Inflation des
1970 frei gewählten Präsidenten
Salvador Allende abrupt been -
de te, glänzend entwickelt. Das
Bruttoinlandsprodukt stieg von
damals 1640 US-Dollar bis 2018
auf 15293. Während im Jahre
2000 noch 30 Prozent der Bevöl-
kerung von 5,50 US-Dollar am
Tag lebten, waren es 2017 nur
6,4 Prozent. 2019 soll die Wirt-
schaft um 2,5 Prozent wachsen. 

50 Prozent der Lohnempfänger
müssen aber bei hohen Lebens-
haltungskosten mit 550 US-Dol-
lar im Monat auskommen. Es be-
stehen beträchtliche Einkom-
mensunterschiede, die von der
Opposition gerne genutzt wer-
den, um das verhasste „neolibera-
le“ System als Ganzes in Frage zu
stellen und jene Gewalt zu recht-
fertigen, die nach Angaben der
Staatsanwaltschaft bis zum
31. Oktober 23 Tote und 1305 re-
gistrierte Verletzte forderte. Es
gab über 3000 Festnahmen. Ins-
gesamt wurden landesweit
25000 Geschäfte geplündert so-
wie 330 Supermärkte, der Haupt-
sitz eines Energieunternehmens,
ein Zeitungsgebäude, eine Bank-
filiale und ein Einkaufszentrum
angezündet. Markus Matthes

Enttäuschte Hoffnungen in Chile
Was hinter der Fahrpreiserhöhung von umgerechnet rund vier Cent die tieferen Ursachen der Krawalle sind

Mini-EU für den
Westbalkan

Ohrid – Spitzenpolitiker aus Alba-
nien, Nordmazedonien und Serbien
sind am 10. und 11. November zu ei-
nem regionalen Gipfeltreffen zu-
sammengekommen. Nach dem Veto
des französischen Präsidenten Em-
manuel Macron gegen EU-Beitritts-
verhandlungen mit Nordmazedo-
nien und Albanien planen die drei
Westbalkan-Länder die Einrichtung
einer Freihandelszone. Analog zum
Schengenraum der EU soll dabei
ein freier Waren- und Personenver-
kehr herrschen. Interesse an dem
Projekt zeigt auch die Führung von
Bosnien-Herzegowina. N.H.

An der Autobahn zwischen
Damaskus und Bagdad,
nahe der Grenze zum Irak,

halten die USA die Zone al-Tanf
im Südosten Syriens besetzt. Dort
befindet sich eine Militärbasis der
US Army, deren Besatzung, ver-
stärkt durch britische Einheiten,
offiziell den Auftrag hat, die „Freie
Syrische Armee“ auszubilden.
Diese jedoch kämpft nicht, wie be-
hauptet, gegen die Reste des Isla-
mischen Staates (IS), sondern aus-
schließlich gegen die Regierung
Assad. Doch die USA haben in al-
Tanf noch ein anderes Projekt.

Um ihre Basis beansprucht die
US-Armee eine 55-Kilometer-Zo-
ne, in deren Bereich sich das
Flüchtlingslager Rukban befindet.
Die Verhältnisse dort gleichen ei-
ner humanitären Katastrophe, so
syrische Regierungsstellen. Die
Insassen leiden an Hunger, Kälte
und unter Infektionskrankheiten.

„In Zusammenarbeit mit den
Terroristen haben die amerikani-
schen Truppen das Lager Rukban
in ein richtiges Gefängnis verwan-
delt. Sie hindern diejenigen, die
es verlassen wollen, daran, das
auch zu tun. Das zeigt, dass die
USA gegen internationales Recht
verstoßen“, so Mahmoud Shava,
der stellvertretende syrische Ver-
teidigungsminister, anlässlich der
VIII. Internationalen Sicherheits-
konferenz in Moskau im April. 

Allerdings gab es eine Möglich-
keit für die inhaftierten Flüchtlin-
ge, Rukban zu verlassen: Sie
muss ten sich freikaufen. Wer im-
stande war, 300 US-Dollar auf -
zubringen, konnte diese an die
Lager-Miliz abführen und dann
seiner Wege gehen. Auf diese
Weise erlangten rund 800 Perso-
nen die Freiheit, doch das Ge-
schäftsmodell scheint nicht mehr
zu laufen. Es gibt niemanden
mehr, der zahlungsfähig wäre. 

Wegen der unhaltbaren Zustän-
de in dem Flüchtlingslager haben
bereits die Vereinten Nationen
den Versuch unternommen, Hilfe
zu leisten und Busse zur Evakuie-
rung des Lagers zur Verfügung ge-
stellt. Allerdings ohne Erfolg. Der
Leiter des russischen Versöh-
nungszentrums in Syrien, Gene-
ralmajor Alexej Bakin, sagte darü-
ber gegenüber der Presse: „Die
von illegalen bewaffneten Forma-
tionen kontrollierte sogenannte
Administration des Lagers hat ei-
ne Erklärung abgegeben, sie wer-
de die Zufahrt von UN-Bussen
zur Verbringung von zeitweilig
vertriebenen Personen, die Ruk-
ban verlassen wollen, auf das Ter-
ritorium des Lagers ablehnen.“
Dies muss auch den USA angela-
stet werden, denn in ihrer 55-Ki-
lometer-Zone gibt es keine „be-
waffneten Formationen“ gegen
den Willen der US-Armee. 

Ebenso ins Bild passt der Um-
stand, dass die Vereinigten Staa-
ten Ende September ihre Teilnah-
me an einer multilateralen Bera-
tung zur Rettung von Flüchtlingen
aus Rukban verweigert haben. Die
Einladung war von Russland und

Syrien ausgegangen. Es sollte um
„abgestimmte Maßnahmen“ zur
Auflösung des Lagers gehen. In ei-
ner gemeinsamen Erklärung der
Koordinierungsstäbe Russlands
und Syriens heißt es: „Die US-Sei-
te, die für die Entwicklung der
von ihr besetzten Zone um al-Tanf

unmittelbar verantwortlich ist,
nahm die Initiative nicht zur
Kenntnis.“

Dabei hatte sich die humanitäre
Beraterin der Vereinten Nationen
für Syrien, Najat Rochdi, für eine
Zusammenarbeit mit dem syri-

schen Außenministerium im Sin-
ne einer freiwilligen, sicheren
und menschenwürdigen Umsied-
lung der Flüchtlinge aus der Zone
al-Tanf ausgesprochen.

Generalmajor Bakin sagt auch,
was nach seiner Meinung der Be-
weggrund für eine solche Haltung

ist: „Da die Leute im Lager keine
Möglichkeit haben, ohne Erlaub-
nis des Kommandos der illegal
bewaffneten Formationen das La-
ger zu verlassen, ist dies als wei-
terer Beweis für die Absicht der
Extremisten zu bewerten, die
Flüchtlinge als lebendigen
Schutzschild zu missbrauchen.“

Während in anderen Teilen Sy-
riens der Wiederaufbau gute Fort-
schritte macht und ein friedliches
Leben zurückkehrt, tun die USA
ihr Bestes, diese Entwicklung zu
verheimlichen. In der Erklärung
des russisch-syrischen Koordinie-
rungsstabes heißt es: „Die USA
wollen sowohl der Bevölkerung
des Lagers als auch der Weltöf-
fentlichkeit die positive Dynamik
des Wiederaufbaus des fried-
lichen Lebens verhehlen, die
dank der Bemühungen der syri-
schen Regierung unter Beistand
Russlands und anderer Länder er-
reicht worden ist.“ 

Bei der Geber-Konferenz der
UN ist im März dieses Jahres be-
schlossen worden, für Syrien
zwar humanitäre Hilfe zu leisten,
aber keine Aufbauhilfe zu gewäh-
ren. Außerdem wird von den
Hilfsgütern ein Großteil unter-
schlagen, um damit die von den
USA-Unterstützten „bewaffneten
Formationen“ zu versorgen.

Während die Leiden der
Flüchtlinge in Rukban seit fast

2000 Tagen anhalten, versuchen
verschiedene Vertreter der USA,
ihre Verantwortung für die Ver-
hältnisse in Abrede zu stellen. So
behauptete Sean Ryan, Sprecher
der US-geführten Koalition, es ge-
be keine Hindernisse, für die Frei-
zügigkeit der Flüchtlinge im La-
ger Rukban.

Allerdings war der Zeitpunkt
schlecht gewählt, denn zur selben
Zeit zählte der Erste Sekretär der
US-Botschaft in der jordanischen
Hauptstadt Amman, Alex Hawke,
der für Rukban zuständig ist, eine
ganze Liste von Voraussetzungen
auf, die nötig seien, damit die
Flüchtlinge das Lager verlassen
könnten.

Währenddessen haben die Ver-
einigten Staaten verkündet, sie
würden einen Teil ihrer Truppen,
die jetzt rechtswidrig in Syrien
stehen, auf absehbare Zeit dort
belassen. Der syrische Vizevertei-
digungsminister Shava erklärte
dazu: „Wir in Syrien lehnen die
aggressiven US-Äußerungen zu
ihrem Vorhaben ab, einen Teil ih-
rer Truppen unter irgendeinem
Vorwand in Syrien stationiert zu
lassen. Wir bestätigen, dass jede
militärische Präsenz auf dem syri-
schen Territorium ohne Erlaubnis
der Regierung des Landes als of-
fensichtliche Aggression angese-
hen wird, die sofort gestoppt wer-
den muss.“ Florian Stumfall

Der Wüstenknast der USA
Das in einer US-Zone liegende Flüchtlingslager Rukban an der syrisch-irakischen Grenze – In Kauf genommene humanitäre Katastrophe

AUSLAND

Ausschließlich
Fahrpreis -

erhöhungen 
begründen kein
derartiges Aus-
maß an Gewalt: 

Krawalle in Chile

Bild: pa

Zeltstadt mit heute etwa 25000 „Einwohnern“: Rukban Bild: pa

EuGH fordert
Kennzeichnung

Luxemburg – Agrarprodukte, die im
Westjordanland angebaut wurden,
müssen in der EU entsprechend ge-
kennzeichnet werden. Dies ent-
schied der Europäische Gerichtshof
(EuGH). Israel als Ursprungsland
anzugeben, sei irreführend, da der
Staat in diesem Gebiet nur Besat-
zungsmacht sei, heißt es. Israel
spricht von einer Diskriminierung
von Siedlerprodukten, Kritiker se-
hen die Entscheidung als Grundlage
für antisemitische Boykotte. MRK
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Polen verhängt
Rekordstrafe

Daimler: Rotstift
in der Chefetage

Warschau – Die polnische Kartell-
behörde hat gegen ein Tochter-
unternehmen des französischen
Versorgers Engie eine Strafe von
umgerechnet 40 Millionen Euro
verhängt. Die Kartellwächter wer-
fen dem Unternehmen vor, laufen-
de Untersuchungen zur Beteili-
gung von Firmen an der Ostsee-
Pipeline Nordstream 2 nicht
unterstützt zu haben. Nach Dar-
stellung der Behörde wurden be-
reits im Jahr 2016 Bedenken gegen
sechs Unternehmen wegen einer
geplanten Kooperation zur Unter-
stützung des Pipeline-Baus vorge-
bracht. Trotz zurückgezogenem
Antrag sollen die Unternehmen
versucht haben, polnische Vor-
schriften zu umgehen. N.H.

Stuttgart – Im Zuge des angekün-
digten Sparprogramms will der
Autobauer Daimler weltweit auch
rund 1100 Stellen von Führungs-
kräften abbauen. In Deutschland
wäre damit rund jeder zehnte Ma-
nager des Unternehmens betrof-
fen. Unter Berufung auf einen
Brief des Gesamt-Betriebsrats be-
richtet die „Süddeutsche Zeitung“,
dass Betriebsratschef Michael
Brecht Widerstand gegen die
Sparpläne des Daimler-Chefs  Käl-
lenius angekündigt hat. N.H.

Aus niedrigen Inflationszahlen lei-
tet die Europäische Zentralbank für
sich das Mandat ab, mit Hilfe von
Niedrigzinsen und billionenschwe-
ren Anleihekäufen eine lockere
Geldpolitik betreiben zu müssen.
Allerdings spricht einiges dafür,
dass die Inflation deutlich höher
liegt, als es die amtlichen Zahlen
suggerieren. 

Über Wertpapierkäufe hat die
Europäische Zentralbank (EZB) in
den vergangenen Jahren bereits
2,6 Billionen Euro in den Finanz-
markt gepumpt. Trotzdem scheint
die Zentralbank das selbstgesteckte
Inflationsziel von knapp unter zwei
Prozent bislang meist zu verfehlen.
Bereits seit dem Jahr 2013 liegen
die Inflationszahlen, die für die Eu-
rozone in ihrer Gesamtheit er-
mittelt werden, meist deutlich un-
ter der angestrebten Marke. Das er-
staunt, denn selbst in den gut fünf
Jahrzehnten der als überaus hart
geltenden Deutschen Mark lag ge-
mäß den Daten des Statistischen
Bundesamts (Destatis) die durch-
schnittliche jährliche Inflation in
der Bundesrepublik bei immerhin
2,6 Prozent. 

Der Vergleich zwischen Euro
und D-Mark hat jedoch einen Ha-
ken. Seit der Einführung des Euro
im Jahr 2002 greifen die Statistiker
auch hierzulande zur Inflationser-
mittlung auf die sogenannte hedo-
nische Bewertungsmethode zu-
rück. Dabei fließen angenommene
Qualitätssteigerungen von Pro-
dukten preissenkend in die Be-
rechnung des statistischen Waren-
korbs ein. Kritiker sehen nicht nur
mangelnde Transparenz und Ma-
nipulationsmöglichkeiten, son-
dern bemängeln auch, dass sich
Qualitätsverschlechterungen oder
eine geringere Lebensdauer von
Produkten in der Statistik nicht
genügend preistreibend wider-
spiegeln würden. 

Auch in den USA wird bei der In-
flationsermittlung auf den hedoni-
schen Bewertungsansatz zurückge-
griffen. John Williams, der auf „sha-
dowstat.com“ regelmäßig eine al-
ternative Inflationsberechnung ver-
öffentlicht, geht davon aus, dass bei

einem Verzicht auf die hedonische
Bewertungsmethode die offizielle
Inflationsrate in den Vereinigten
Staaten um drei Prozentpunkte hö-
her ausfallen würde. 

Auch hierzulande sind Zweifel
angebracht, ob die offiziell ausge-
wiesene Inflation tatsächlich die
Realität im Land abbildet. Zur Be-
rechnung der Teuerungsrate zieht
das Statistischen Bundesamt einen
Verbraucherpreisindex heran. Oft

auch als Warenkorb bezeichnet, soll
dieser Index „sämtliche Waren und
Dienstleistungen repräsentieren,
die private Haushalte in Deutsch-
land für Konsumzwecke kaufen“. In
der Regel wird die Gewichtung der
einzelnen Waren und Dienstlei-
stungen im Verbraucherpreisindex
alle fünf Jahre einer grundlegenden
Revision unterzogen. Aktuelles Ba-
sisjahr ist derzeit das Jahr 2015. Der
lange Zeitraum birgt naheliegen-
derweise die Gefahr, der Preisent-

wicklung hinterherzuhinken. Das
Statistische Bundesamt nimmt da-
her fortlaufend auch Aktualisierun-
gen am Warenkorb vor. 

Im Februar dieses Jahres teilte
das Bundesamt etwa mit, das im
Wägungsschema der Ausgabenan-
teil für die Rubrik „Wohnen“ um
0,8 Prozentpunkte auf 32,5 Prozent
gestiegen sei. Dies sei „größtenteils
darauf zurückzuführen, dass die
Garagenmiete von dem Bereich

Verkehr zu dem Bereich Wohnen
umsortiert wurde“. Erstaunlich ist
allerdings, dass im Zuge dieser Re-
vision außer einem Zuordnungs-
tausch auch noch eine Absenkung
stattfand. Während in Deutschland
intensiv über steigende Mietbela-
stungen diskutiert wird, senkte das
Statistische Bundesamt im Waren-
korb die Gewichtung des Teilbe-
reichs „Nettokaltmiete“. 

Zur Begründung führten die Sta-
tistiker an, „dass die Ausgaben für

den Teilbereich Mieten weniger
stark gestiegen sind als die Ausga-
ben für den gesamten Warenkorb“.
Ein Blick in den Verbraucherpreis-
index zeigt, dass die Nettokaltmie-
ten seit der Revision nur noch mit
einem Anteil von rund 19,6 Prozent
bei der Inflationsermittlung be-
rücksichtigt wird. 

Ob dies tatsächlich der Realität
auf dem Mietenmarkt entspricht,
scheint fraglich. Berechnungen des

Deutschen Mieterbundes e.V. spre-
chen beispielsweise dafür, dass die
Wohnkostenbelastung bei den Net-
tokaltmieten im bundesweiten
Durchschnitt bereits in Richtung
22 Prozent gehen. Damit könnte
die Wohnkostenbelastung der deut-
schen Haushalte mittlerweile sogar
noch höher liegen als die im Wa-
renkorb angesetzten 32,5 Prozent. 

Beim Bereich Wohnen wird noch
ein anderer Umstand deutlich. Im
Warenkorb werden Mietkosten be-

rücksichtigt, nicht aber Kaufpreise
für Häuser und Eigentumswohnun-
gen. Gerade auf dem Immobilien-
markt haben aber die Preise in den
letzten Jahren teilweise extrem an-
gezogen. 

Im Kontrast zum Warenkorb des
Statistischen Bundesamtes erfasst
der Vermögenspreisindex des
Flossbach von Storch Research In-
stitutes die Preisentwicklung von
Vermögensbestandteilen deutscher

Haushalte. Ein Blick auf diesen In-
dex zeigt, dass die Preise für Ver-
mögenswerte wie Immobilien, Ak-
tien und langlebige Verbrauchsgü-
ter in Deutschland seit 2015 sehr
viel stärker gestiegen sind als die
Verbraucherpreise, die Löhne und
auch das nominale Bruttoinlands-
produkt. Als Haupttreiber der stei-
genden Vermögenspreise macht die
Kölner Vermögensverwaltung
Flossbach von Storch die gefalle-
nen Zinsen aus. Norman Hanert

Taschenspielertricks der Statistiker
Wie die Inflation im EZB-Raum niedriggerechnet wird, um die Politik des billigen Geldes zu legitimieren

Obwohl China längst eine
Wirtschaftsmacht ist, zahlt
Deutschland immer noch

630 Millionen Euro Entwick -
lungshilfe an Peking. Jetzt will
Bundeskanzlerin Angela Merkel
auch noch eine Milliarde Euro zu-
sätzlich für den zweiten asiati-
schen Tigerstaat, Indien, locker-
machen.

Merkels vierter und womöglich
letzter Besuch als Kanzlerin in In-
dien war ihr bei Weitem spenda-
belster. Einen Koffer mit einer
Milliarde Euro zusätzlicher Ent-
wicklungshilfe stellte die Kanzle-
rin der siebtgrößten Wirtschafts-
macht der Erde in Aussicht. Dabei
leben in der größten Demokratie
der Welt auch viele der Superrei-
chen dieses Planeten wie Mittal
oder Tata, aber zugleich auch
weltweit die meisten Menschen
in absoluter Armut. 

Jeder fünfte Inder besitzt weni-
ger als umgerechnet 1,80 Dollar
pro Tag. Ob die deutsche Ent -
wicklungshilfe etwas am Haupt-
problem Indiens, der ungleichen
Verteilung des Wohlstandes infol-
ge des Kastensystems, ändern
kann, ist jedoch mehr als unwahr-
scheinlich.

Bei ihrem wohl letzten Indien-
besuch wollte die Kanzlerin bei
ihrem Amtskollegen Narendra
Modi, der sie als persönliche

Freundin bezeichnete, einen gu-
ten Eindruck hinterlassen. Modi,
der 2014 ins Amt gewählt und
dieses Frühjahr wiedergewählt
wurde, vertritt eine hindunationa-
listische Politik nach innen und
gleichzeitig eine wirtschaftslibe-
rale Öffnung nach außen. 

Viele Analysten halten einen
solch antagonistischen Kurs für
gelinde gesagt, kontraproduktiv.
Dafür soll es jetzt eine Milliarde
Euro zusätzlich geben. Dies ist al-
lein schon angesichts der Militär-

ausgaben Indiens von mehr als 
66 Milliarden US-Dollar im Jahr
2018 (Quelle: statistika.com) eine
Farce. Das Geld soll vor allem für
grüne, kohlendioxidarme, nach-
haltige urbane Mobilität, Infra-
strukturverbesserung und grüne
Energie verwendet werden. 

Obwohl Delhi einen Spitzen-
platz in der Rangliste der am ärg-
sten verpesteten Städte der Welt
belegt, ist auch diese Investition
wenig zielführend, wenn nicht
gleichzeitig Maßnahmen gegen
das hohe Bevölkerungswachstum,

die Mutter aller Übel, ergriffen
werden. 

Die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den beiden Ländern
hätten zwar zugenommen, „könn-
ten aber noch intensiver sein“, so
die Kanzlerin. Für Deutschland
steht Indien als Handelspartner
nur auf Platz 26. Das bilaterale
Handelsvolumen betrug im ver-
gangenen Jahr 18,2 Milliarden Eu-
ro, bei einem Handelsüberschuss
von deutscher Seite.

Rund 1800 deutsche Firmen
sind in der deutsch-indischen
Handelskammer organisiert. Die
Handelskammer soll nach dem
neuen deutschen Fachkräfte-Ein-
wanderungsgesetz gemeinsam
mit den Visa-Stellen der Botschaf-
ten neue Fachkräfte für Deutsch-
land rekrutieren. Dafür ist zu-
nächst einmal eine Aufstockung
der indischen Studentenzahlen in
Deutschland geplant.

Aus Indien soll das Gros dieser
Fachkräftezuwanderung kommen.
Gegenüber der Asylsucherzuwan-
derung aus Indien, die bei etwa
anderthalbtausend pro Jahr liegt,
ist die Fachkräftezuwanderung je-
doch eine Zuwanderung zweiter
Klasse, sie ist auf die Gültigkeit
des Arbeitsvertrages befristet und
ohne Rundumsozialversorgung
wie bei der Asylzuwanderung.

Bodo Bost

Abgasskandal und Klimage-
setze zeigen erste negative
Wirkungen. Und die Bre-

xit-Debatte spielt auch eine Rolle
auf dem deutschen Arbeitsmarkt.
Weil die Nachfrage nach Diesel-
und Benzinautos sinkt, baut der
Automobilzulieferer Bosch be-
reits jetzt Stellen an zwei Verbren-
ner-Standorten in Baden-Würt-
temberg ab. Rund 1600 Jobs sol-
len 2020 und 2021 dort wegfallen.

Im „Ländle“, einst das Eldorado
der deutschen Autoindustrie geht
die Angst um. Die Zahlen sind
alarmierend: Das Wachstum des
Bundesinlandsprodukts im Süd-
westen ist im ersten Halbjahr
2019 zum Erliegen gekommen, im
zweiten Quartal 2019 schrumpfte
die Wirtschaft erstmals seit sechs
Jahren. Baden-Württemberg hat
plötzlich Werte wie die „Nehmer-
länder“ Bremen oder Saarland.

Stefan Wolf, Präsident des
mächtigen Arbeitgeberverbands
Südwestmetall, macht sich Sor-
gen. „Ich weiß nicht, ob wir im er-
sten Halbjahr 2020 wieder ein
Wachstum hinbekommen wer-
den“, erklärte er im „Spiegel“. Die
Auftragseingänge im verarbeiten-
den Gewerbe sind nach neuesten
Zahlen im August gegenüber dem
Vorjahr um knapp 16 Prozent ein-
gebrochen. Das ist der dritte Ne-
gativmonat in diesem Jahr.

Es dürfte nicht allzu lange dau-
ern, bis der Abschwung bei der
Bevölkerung ankommt. Bosch be-
gründete den Abbau damit, dass
sich die Automobilindustrie im
Umbruch befinde. Die Transfor-
mation hin zur Elektromobilität
sei „in vollem Gange“, zu diesem
Strukturwandel kämen ein kon-

junktureller Abschwung und eine
schwächer werdende Nachfrage
nach Diesel- und Benzinautos. 

„Wir tun alles, um den Wandel
möglichst sozialverträglich zu ge-
stalten“, teilt das Unternehmen
mit. Frei übersetzt heißt das: Die
Einschnitte werden schmerzlich
sein. „Diese konjunkturelle Flaute

ist besonders einschneidend, weil
sie mit der strukturellen Transfor-
mation zusammenfällt“, sagt Ni-
cole Hoffmeister-Kraut (CDU),
Wirtschaftsministerin von Baden-
Württemberg: „Sämtliche Berei-
che der Industrie wandeln sich in
der digitalen Transformation.“

Hinzu kommt die anhaltende
Unsicherheit um den Brexit, die
nach Darstellung der Beratungs-
gesellschaft Deloitte besonders in
Süddeutschland negative wirt-
schaftliche Spuren hinterlässt.
Die Rückgänge bei den deutschen
Auto- und Pharma-Exporten nach
Großbritannien haben vor allem
Bayern und Baden-Württemberg
getroffen, geht aus einer neuen
Studie hervor. 

Auch das Saarland, wo die
Autobranche ebenfalls stark ver-
ankert ist, sei in Mitleidenschaft
gezogen worden. Hoffmeister-
Kraut glaubt, dass die konjunktu-
relle Abschwächung im Südwest-
en vor allem auf Unsicherheiten
im weltwirtschaftlichen Umfeld
zurück zuführen sei. „Diese Unsi-
cherheiten setzen dem Verarbei-
tenden Gewerbe und damit unse-
rer Wirtschaft mit ihrem stark
außenwirtschaftlich orientierten
Industriesektor besonders zu.“
Das bedeutet: Die Politik hat der-
zeit keinen Lösungsansatz

. Peter Entinger

Kein Musterländle mehr
Baden-Württemberg bekommt Ausläufer der Autokrise zu spüren

Teurer Köder für Inder
Merkels Scheckbuchpolitik soll Fachkräfte nach Deutschland locken

Eine Milliarde Euro
Entwicklungshilfe aus

Berlin für Indien

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.918.274.806.396 €
Vorwoche: 1.918.313.272.186 €

Verschuldung pro Kopf:
23.106 €
Vorwoche: 23.106 €

(Dienstag, 12. November 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Demo gegen Stellenabbau bei
Bosch in Schwäbisch Gmünd
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Bleibt bei der Berechnung der Inflationsrate unberücksichtigt: Der Handel mit Eigenheimen und Eigentumswohnungen Bild: action press
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Das laufende Amtsenthe-
bungsverfahren gegen den
US-Präsidenten Donald

Trump grün det hauptsächlich auf
dem Vorwurf, er habe auf die Tä-
tigkeit des ukrainischen General-
staatsanwalts Ein fluss genommen.
Vor allem sein unmit tel barer
Widersacher Joe Biden, unter Ba-
rack Obama Vizepräsident und
jetzt Präsi dentschaftsbewerber bei
den Demokra ten, lehnt sich dabei
enorm aus dem Fen ster. Das ist er-
staunlich, denn gerade Biden ist in
Sachen Ukraine keineswegs ein unbe-
schriebenes Blatt.
Die Sache geht zurück auf den Putsch

auf dem Kiewer Majdan, der von den
USA eingefädelt und von der EU unter -
stützt worden war. Kaum war die Re-
g ierung gestürzt und Petro Poroschenko
im Präsidentenamt, wollte es der Zufall,
dass Hunter Biden, ein Sohn des damali-
gen US-Vizepräsidenten, einen Vorstand-
sposten bei der ukrainischen staatlichen
Gasfirma Burisma bekam. Allerdings ge-
riet diese Firma alsbald ins Visier der Ge-
neralstaatsanwaltschaft, es war von Kor-
rup tion die Rede, und es wurden Namen
genannt. 
Unter diesen befand sich auch derjeni-

ge von Hunter Biden, was sowohl ihm als
auch seinem Vater sehr missfiel. Dieser
aber fand als Vizepräsident Mittel und
We ge, die Misshelligkeit aus der Welt zu
schaf fen. Bei einem seiner vielen Be -
suche in der Ukraine sprach er das The -
ma Burisma und Sohn gegenüber sein en
Gastgebern an. Anlässlich eines Podi-
umsgesprächs beim Council on Foreign
Rela ti ons, dem eigentlichen Machtzen-
trum der USA, berichtete Biden senior,
was er seinen ukrainischen Partnern zu
sagen hatte: 
„Wir verbrach ten so viel Zeit damit, sie

zu beraten …  Sie wollten diese Sanktio-
nen gegen Russland keineswegs, sie wür-
den auch sie selbst treffen. Schließlich
war es so, dass Sie es tun mussten. Und
Merkel war damals stark genug, auf unse-

re Seite zu treten, denn sie wollte die
Sanktionen auch nicht. 
Ich fuhr zum zwölften oder 13. Mal

nach Kiew. Ich sollte bekanntgeben, dass
es eine weitere Milliarde Dollar an Kre-
ditga rantien gibt. Ich hatte von Poro-
schen ko und Jazenjuk die Zusage erhal-
ten, dass sie gegen den Staatsanwalt vor-
gehen wür den, aber sie haben das nicht
getan. Dann erklärten sie, sie müssten zu
einer Pressekonferenz. Ich erklärte, ich
würde nicht mitgehen, beziehungsweise,
wir (die USA) würden diese Milliarde zu -
rück behalten. Sie sagten, ich hätte dazu
keine Befugnis, da ich nicht der Präsi dent
sei. Ich sagte: ,Der Präsident? Ru fen Sie
ihn an.‘ Ich fuhr fort: ‚Ich ver sichere euch,
ihr bekommt diese Mil liarde nicht, ihr
bekommt sie nicht. Ich werde hier in‘, ich
glaube es waren sechs Stunden, ,abrei-
sen.‘ Ich sah sie an und sagte: ‚Ich fahre in
sechs Stunden los. Wenn der Staatsanwalt
dann nicht ge feuert ist, bekommt ihr das
Geld nicht.‘ Er wurde gefeuert. Huren-
sohn. Und sie haben jemanden einge-
setzt, der damals zuverlässig war.“
Soweit das wörtliche Protokoll aus der

Versammlung beim Council. Die Szene ist
im Original auf der Internetseite 
www.youtube.com/watch?v=UXA--dj2-
CY (Joe Biden Brags about getting Ukra-
nian Prosecutor Fired) zu fin den. 
Dieser Vorgang ist gleich in mehrfacher

Hinsicht erwähnenswert. Zunächst ist er
wichtig um zu ver ste hen, was der Sinn
der Frage des US-Präsi den ten Trump bei

seinem Gespräch mit seinem ukraini-
schen Amtskollegen Wladimir Selenskij
war. Er wollte wissen, ob die Untersu-
chungen des damals gefeuerten General-
staatsanwalts Viktor Schokin wiederauf-
genommen seien. Das ist ge genüber der
Einfluss nahme Bidens eine Lappalie.
Zum Zweiten zeigt das Protokoll in der

Sequenz um die Russlandsanktionen auf,
in welch ungenierter Manier die USA an-
deren Staaten ihre Politik auf zwingen.
Peinlicherweise hat Biden auch Merkel
und damit Deutschland genannt, wo man
ohnehin genug damit zu tun hat, mit zu-
sammengebissenen Zähnen die transat-
lantische „Freundschaft“ zu rüh men.

Zum Dritten ist die Nonchalance be-
merk ens wert, mit der sich Biden halböf-
fent lich einer Erpressung im diplomati-
schen Kontext rühmt. Sein Publikum
aber gab ihm recht. Es äußerte keines-
wegs Betrof fenheit oder gar Entsetzen,
sondern quittierte Bidens Rede mit Bei-
fall und Gelächter. Besonders der „Hu-
rensohn“ sorgte für Heiterkeit. Das zeigt,
dass es im Was hingtoner Establishment
grund sätzlich an ethischen Bedenken
oder Schuldbewusstsein fehlt. Man ist

aufgewachsen und erzogen in der Über-
zeugung von der „Exzeptionalität“ der
USA im Allgemeinen und im Besonderen
der zusätzlichen Erwähltheit als Angehö-
riger einer der „200 Familien, welche die
USA regieren“, so das Wort des früh eren
Vorsitzenden der Atlantik-Brücke, Arend
Oetker.
Kleinigkeiten wie der Vorwurf des Ab -

ge ord neten Andrej Derkatsch, Biden se-
nior habe von Burisma für Lobbytätigkeit
900000 US-Dollar erhalten, fallen bei
derartigen Gegebenheiten ohnehin unter
den Tisch. Immerhin bediente man sich
dabei einer gewissen Camou flage. Die be-
wussten 900000 Dollar gin gen nicht un-
mittelbar an Biden, sondern an das US-
Unternehmen Rosemont Se neca Partners,
mit dem aber, wie die „New York Times“
weiß, Biden eng verbunden ist.
Was den Sohn Hunter angeht, so sitzt

ihm also der neue, vom Präsidenten Se -
lenskij eingesetzte ukrainische General -
staatsanwalt offenbar wieder im Nacken,
was ihn dazu bewogen haben mochte,
„Fehler“ einzugestehen, wenn auch in ku-
rioser Weise. Er habe, so der Junior, „eini-
gen sehr unmoralischen Leuten Gelegen-
heit gegeben, auf illegale Weise zu versu-
chen“, seinem „Vater zu scha den“. Die
Lehre: Man hüte sich vor unmoralischen
Leuten, falls man in der Politik welche
antrifft. 
Von der Ukraine-Affäre gibt es also

zwei Ausfertigungen. Vom Zaun gebro -
chen wurde sie von den Demokraten, die

meinten, aus dem Telefonat des
Präsi den ten Trump erwüchse ih-
nen Wahlkampfmaterial von uner-
hörter Spreng kraft, denn sonst hät-
te man nicht gleich zur Keule eines
Amtsenthebungsver fahrens gegrif-
fen. Joe Biden trägt den Angriff
maßgeblich vor, denn er ist der -
jenige, der nach jetziger Lage der
Dinge bei der nächsten Wahl der
Herausforderer des Präsidenten
Trump sein wird. 
Die zweite Ausfertigung ist der

Hinweis auf die Rolle Bidens in Sa-
chen Ukraine, und das kommt den De-
mokraten sehr ungelegen. Die Systemme-
dien in den USA – dem Präsidenten oh-
nehin abhold – übertreffen einander mit
Beteuerungen, die Vorwürfe in der Buris-
ma-Sache seien eine reine Verschwö-
rungstheorie, ungeachtet der vorliegen-
den Beweise, die ein jeder im Internet an-
sehen und anhören kann. Dabei gab es
bereits unter der Regierung Obama, de-
ren Vizeprä sident Biden gewesen ist,
warnende Stimmen bezüglich eines Ver-
dachts auf Korruption bei Burisma.
Nun darf man, egal was man von der

Intelligenz Trumps hält, nicht anneh-
men, er und die Teile der Nachrichten-
dienste, die loyal zu ihm stehen, hätten
nicht ge naueste Kenntnis vom Treiben
bei Burisma, mit Vater und Sohn Biden,
und von dem bewussten Video beim
Council, das einen entscheidenden Vor-
wurf offenlegt. Es fragt sich also, wie
der Wahlkämpfer Trump vorgehen will. 
Naheliegend ist die Überlegung, den

gan zen Skandal zu nächst einmal
weiter köcheln zu lassen. Wenn die De-
mokra ten Biden of fiziell zum Heraus -
forderer bestimmt hätten, dann wäre
die Gelegen heit, mit viel Pomp das Vi-
deo der Nation und der Welt vorzuspie-
len und damit des Skandals zweite Aus-
fertigung in die Öf fentlichkeit zu tragen.
Biden wäre erle digt, und die Demokra-
ten müssten sich im anlaufenden Wahl-
kampf um einen neuen Kandidaten be-
mühen.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

In welcher Welt lebt die Kanz-lerin? Das Interview, das An-
gela Merkel dem „Spiegel“ an-
lässlich des 30. Jahrestages des
Mauerfalls gegeben hat, lässt
Schlimmes offenbar werden. Es
beginnt bereits mit ihrem Ge-
dächtnis. Danach gefragt, was
sie heute tun würde, gäbe es die
DDR noch, erklärt sie, sie hätte
schon ihren „Traum verwirk-
lichen können“. Als Rentnerin
mit einem Pass ausgestattet, hät-
te sie die „erste weite Reise“
nach Amerika gemacht. Jeder,
der die zweite deutsche Diktatur
ein wenig kennt, erst recht jeder,
der dort gelebt hat, fragt: Wovon
hätte Merkel
das bezahlt?
Von ihrem an-
gesparten Ge-
halt in „Mark
der DDR“?
Es sind je-

doch nicht al-
lein die seltsamen Erinnerungs-
lücken, die Merkels Ausführun-
gen so erschreckend machen.
Von den Interviewern wird die
AfD als „fremdenfeindliche, in
Teilen faschistische Partei“ be-
zeichnet. Sie lässt es unwider-
sprochen stehen oder hat es
nicht verstanden. Sie fühlt sich
nicht bemüßigt, sich vor eine
große Anzahl deutscher Bürger
zu stellen, die hier fälschlich
und bar jeder historischen
Sachkenntnis beschuldigt wer-
den. Ihr entgeht, dass sich ihre
spätere Behauptung – „Ich sehe
meine Aufgabe darin, meine Ar-
beit für alle Menschen in
Deutschland zu tun.“ – damit
nicht in Einklang bringen lässt.
Die Grüne Katrin Göring-

Eckardt äußerte im September:
„Es ist keine Entschuldigung,
rechtsradikal zu wählen, nur
weil der Bus nicht fährt.“ Ge-
meint waren natürlich die AfD-
Wähler. Nun ist die Kanzlerin

zwar keine Parteifreundin von
Göring-Eckardt, scheint ihr aber
eng verbunden zu sein, denn für
das „Spiegel“-Interview lässt sie
sich gern anregen. Merkel:
„Auch wenn man mit dem öf-
fentlichen Nahverkehr, der ärzt-
lichen Versorgung, dem staat-
lichen Handeln oder dem eige-
nen Leben nicht zufrieden ist,
folgt daraus kein Recht auf Hass
und Verachtung für andere
Menschen oder gar Gewalt.“ Der
Satz, der ihren Vorstellungs-
und Beurteilungshorizont zeigt,
spricht eigentlich für sich. Sie
hat keinerlei Sinn für die Di-
mension der gegenwärtigen La-

ge, die sie an
vorderster Stel-
le mit zu ver-
antworten hat.
Sie reduziert
Wide rsp ruch
auf Kleingeist
und persönli-

che Probleme. Von welcher Sei-
te, Frau Merkel, kommt in die-
sem Land die nahezu täglich
sichtbare Gewalt vor allem?
Und was bitte ist „kein Recht auf
Hass und Verachtung“? Das mö-
gen zwei unschöne Dinge sein,
aber es ist doch wohl noch je-
dem selbst überlassen, wie er
anderen gegenüber eingestellt
ist, zumal auf der Ebene des Ge-
fühls. Oder dekretiert das jetzt
die Regierung?
Später sagt Merkel, dass in der

DDR eine Erziehung „zum Le-
ben in Freiheit … naturgemäß
kaum stattfinden“ konnte. Die
Kanzlerin folgert: „Klar, dass da
also eine Menge Nachholbedarf
war und ist – auch mit Blick auf
die Meinungsfreiheit.“ Wie so
vieles in diesem Interview zeugt
auch dieser Satz von nahezu
vollständigem Realitätsverlust.
Jeder Tag, den diese Frau noch
länger im Amt ist, ist einer zu
viel.

Realitätsverlust
Von Erik Lommatzsch

Steinreich, aber marode
Von Harald Tews

Arm, aber sexy, das galt viel-
leicht früher mal für Ber-
lin. Jetzt hat man den Ein-

druck, die Hauptstadt ist stink-
reich, aber marode. Nicht nur
beim Flughafen BER, der als Dau-
erbaustelle seit Jahren vor sich hin
rottet, hat man schon viel Geld
zum Fenster hinausgeworfen. Die
Berliner gönnen sich auch teure
Prestigebauten für ihre Kunst-
schätze und vernachlässigen dafür
ihre alten Museumshäuser.
Jetzt hat der Bundesrechnungs-

hof die Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz (SPK) für den miserablen
Zustand vieler ihrer 20 Museen,
Sammlungen, Bibliotheken und
Archive gerügt. Über viele Jahre
hinweg sei ein Bauunterhaltsstau
in Höhe von etwa 50 Millionen
Euro entstanden. In besonders sa-
nierungsbedürftigen Gebäuden

wie dem Dahlemer Museumskom-
plex, dem Kunstgewerbemuseum
am Kulturforum oder im Neuen
Museum auf der Museumsinsel
würden Exponate vor Pfützen ge-
schützt auf Paletten lagern, seien
wertvolle Objekte in Depots not-
dürftig mit Plastikplanen abge -
deckt oder würde der Wind durch
undichte Fenster pfeifen.
Die Kritik des Rechnungshofes

kommt just zu einem Zeitpunkt,
da der Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages über die
Bewilligung der Mehrkosten des
am Kulturforum geplanten Mu-
seums des 20. Jahrhunderts ent-
scheidet (die Sitzung fand am 
14. November nach Redaktions-
schluss statt). Statt der ursprüng-
lich vorgesehenen 200 Millionen
Euro soll dieses einer monströsen
Scheune ähnelnde Gebäude mehr

als das Doppelte kosten, nämlich
450 Millionen Euro.
Das Haus gehört in jene Reihe

von Vorzeigebauten, mit denen
die Falten im Berliner Stadtgesicht
ausgebügelt werden sollen. Ne -
benbei entstehen neue Runzeln,
die niemand wegretuschieren
kann. Da wird für 600 Millionen
Euro das Humboldt-Forum im re-
konstruierten Berliner Schloss
entstehen, wobei sich der ur-
sprünglich für diesen Monat ge-
plante Eröffnungstermin um ein
Jahr verschiebt. Mehrkosten:
sechs Millionen Euro. Für 
134 Millionen Euro entstand nach
fast zehnjähriger Bauzeit die Ja-
mes-Simon-Galerie, die eigentlich
nur der Eingang zu den Museen
auf der Musemsinsel ist. Dort ist
noch das Pergamonmuseum bis
mindestens 2023 geschlossen,

dessen Sanierungskosten ebenfalls
nun auf fast eine halbe Milliarde
Euro in die Höhe geschnellt sind.
Daneben verkümmern architek-

tonische Juwelen wie die Fried -
richswerdersche Kirche, die we gen
Neubauten in unmittelbarer Nähe
einsturzgefährdet war. Mitte kom-
menden Jahres soll sie wieder für
Ausstellungen genutzt werden.
Die SPK klagt, dass Ausgaben

für den Erhalt der Gebäude aus
dem kleinen Etat für Betriebsaus-
gaben getragen werden müssen.
Kulturstaatsministerin Monika
Grütters, die sich gern im Glanz
der Prestigebauten sonnt, sollte als
Vorsitzende des Stiftungsrats der
Preußenstiftung rasch etwas daran
ändern. Denn sonst sieht Berlin
nach außen hin zwar hübsch aus,
verfällt aber zunehmend nach in-
nen.

Einsturzgefähr-
det durch 
Neubauten : 
Für die Sanie-
rung der Fried -
richswerderschen
Kirche hat Berlin
nur wenig Geld
übrig

Bild: tws

Gegenwind

Die zwei Ausfertigungen
der Ukraine-Affäre

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM

Interview Merkels
zum 30. Jahrestag des

Mauerfalls
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Preußen und 
die Romantik

Düsseldorf − „Romantik in Preu-
ßen – zwischen Königsberg,
Marienburg, Berlin und Köln“
heißt die neue Ausstellung, die
vom 15. November bis 20. Dezem-
ber im Düsseldorfer Gerhart-
Hauptmann-Haus, Bismarckstra-
ße 90, zu sehen ist. Preußen spiel-
te auch eine wichtige Rolle in
Literatur und Architektur oder für
die romantische Theoriebildung.
Joseph von Eichendorff sowie
E.T.A. Hoffmann waren romanti-
sche Dichter und preußische
Beamte zugleich. Die Ausstellung
wirft einen Blick auf ausgewählte
Aspekte der Romantik in Preußen
zwischen Königsberg, Marien-
burg, Berlin und Köln sowie die
Einflüsse auf die rheinische Iden-
tität. Informationen im Internet
unter: www.g-h-h.de tws

Die „Sonnenblumen“ sucht man
vergeblich. Vincent van Goghs be -
deutendstes Stillleben, das eigent-
lich aus einer Serie verschiedener
Sonnenblumengemälde besteht,
fehlt in der Ausstellung im Pots-
damer Museum Barberini. 

Die „Mona Lisa der Moderne“
wird nicht mehr verliehen. Doch
den Besucher, der den prächtigen
Bau des Museums am Alten
Markt in Potsdam betritt, erwartet
mit der neuen Ausstellung „Van
Gogh. Stillleben“ ein ungeahnter
Kunstgenuss. Kaum zu glauben,
dass van Goghs Stillleben noch
nie gesondert Beachtung fanden.
Doch genau diesen Aspekt des
Œuvres eines der berühmtesten
Maler aller Zeiten zu beleuchten,
war seit Jahren eine Idee des
Chefkurators Michael Phillip.
Schon als dieser noch beim

Hamburger Kunstforum tätig war,
ging ihm das Vorhaben, van
Goghs künstlerische Entwicklung
anhand seiner Stillleben zu be -
trachten, nicht mehr aus dem
Kopf. Zusammen mit der Barberi-
ni-Direktorin Ortrud Westheider
verwirklichte er nun nach jahre-
langem Klinkenputzen diesen
Traum. „Wir brauchten viele Für-
sprecher für ein solches Projekt“,
sagt Westheider, „aber dass es
noch nie eine solche Ausstellung
gegeben hat, hat dann doch viele
Leihgeber überzeugt.“ 
Van Gogh schuf in seiner kur-

zen künstlerischen Laufbahn
etwa 800 Gemälde, davon 172
Stillleben. 27 sind im Barberini zu
sehen. Darunter finden sich zwölf
Leihgaben aus dem Kröller-Mül-
ler-Museum im niederländischen
Otterlo. Das Haus besitzt die
zweitgrößte Sammlung der Welt
nach dem in Amsterdam behei-
mateten Van-Gogh-Museum. 
Wer in der Schau nach Wahn-

sinn und Genie sucht, sollte das
lieber gleich wieder vergessen,
meint Philipp. Es gehe allein um
einen Künstler, der zehn Jahre
lang Bilder malte und in diesen
Jahren eine phänomenale Ent -
wick lung durchgemacht habe.
Der Bedeutung des Künstlers

entsprechend, der als Wegbereiter
der Kunst des 20. Jahrhunderts
gilt, wird man am Eingang von
Riesenlettern empfangen: „Stillle-
ben sind der Anfang von Allem“,
soll er einst gesagt haben. Gleich
zu Beginn ist ein Foto des Bruders
Theo van Gogh, des wichtigsten
Menschen im Leben des Malers,
zu sehen. Ihm schrieb er unzähli-
ge Briefe, in denen man, wie sonst
kaum, in die Künstlerseele blik-

ken kann. Während des Begleit-
programms zur Ausstellung wird
der Schauspieler Ulrich Mathes
am 20. No vember im Auditorium
des Mu seums aus diesen Briefen
lesen.
Van Gogh, der 1853 in Groot-

Zundert in Nordbrabant als Sohn
eines Pfarrers geboren wurde,
versuchte sich wenig erfolgreich
in vielen Professionen. Zur Male-
rei kam er erst mit 27 Jahren, als
er sich bei seinem angeheirateten
Cousin Anton Mauve, einem
Maler der Haager Schule, in Den
Haag ersten Unterricht in der
Ölmalerei geben ließ. Mauve setz-
te ihn sogleich vor eine Ansamm-
lung von Alltagsgegenständen. 

So entstand 1881 „Stillleben mit
Kohl und Klompen“. Dunkle Erd-
töne in Braun wirken behäbig und
schwer, und die Malweise ist noch
der niederländischen Malerei des
17. Jahrhunderts, des „Goldenen
Zeitalters“, verhaftet. „Van Gogh
wusste zu dem Zeitpunkt nichts
von zeitgenössischer Malerei“, so
Philipp. Persönlich motivierte
Stillleben folgten, wie die „Vogel-
nester“, die vom Maler als „Men-
schennester“ bezeichnet wurden.
Chronologisch geht es durch

des Künstlers Heranbildung von
den Anfängen bis zu den farbstar-
ken Blumenbildern der späteren
Jahre. Fast alles hat er sich auto-
didaktisch beigebracht, woraus
sich ein gänzlich neuer Stil ent-

wickelt hat. Nach den Niederlan-
den begab er sich nach Paris, wo
sein bisher erlerntes Können, die
tonale realistische Malerei, als
bereits überholt galt. Hier setzte
er sich mit dem Impressionismus
auseinander, die Bilder wurden
heller. Pinselduktus und Farbge-
bung passten sich der französi-
schen Avantgarde an.
Erstmals überhaupt ausgestellt

ist auch das Gemälde „Vase mit
Mohnblumen“ aus dem Wads-
worth Atheneum in Hartford,
USA, das nach jahrelangem Ver-
harren im Depot nun nach wis-
senschaftlicher Untersuchung
und nur wenige Monate vor Be -
ginn der jetzigen Ausstellung

zweifellos als ein Werk des Mei-
sters identifiziert wurde.
In Paris machte van Gogh die

Bekanntschaft mit Paul Signac,
dem Vertreter des Pointilismus
schlechthin. Es entstand das Still-
leben „Restaurant-Interieur“, des-
sen pointilistische Malweise ihn
mehr und mehr zu seinem eige-
nen Stil führte. Das Bild „Trauben,
Zitronen, Birnen und Äpfel“ von
1887 zeigt quasi den Durchbruch.
Sein charakteristischer Strichel-
strich umgibt das Obst wie Eisen-
späne, die wie von einem Magne-
ten angezogen werden. 
Begeistert steht der Besucher

dann im letzten Saal vor dem Bild
der „Blühenden Kastanienzwei-
ge“, sein expressivstes Stillleben

und kurz vor seinem Tode ent-
standen. Ab Februar 1888 lebte
van Gogh in Arles, wo er mit Paul
Gauguin eine Künstlerkolonie
gründen wollte. Es kam jedoch
zum Zerwürfnis. Ab 1889 wurde
der Maler wegen seines Nerven-
leides wiederholt in Hospitälern
behandelt. 1890 starb er an den
Folgen eines Selbstmordversuchs.
Mit der zeitgleichen Ausstel-

lung im Städel-Museum in Frank-
furt am Main „Making van Gogh.
Geschichte einer deutschen Lie -
be“ (siehe Artikel rechts) sind mit
insgesamt 70 Werken in beiden
Schauen so viele Bilder des
Künstlers in Deutschland zu
sehen wie seit 1914 in der Retro-

spektive der Berliner Galerie Paul
Cassirer nicht mehr.
Zeit seines Lebens wurde van

Gogh von seinem Bruder Theo
auch finanziell unterstützt. Dass
der Künstler aber nur eines seiner
Bilder jemals verkaufte, ist schon
lange widerlegt. Es gab Verkäufe,
wenn auch nicht viele. So schrieb
der Künstler in einem seiner auch
literarisch wertvollen Briefe:
„Manch einer hat ein großes
Feuer in der Seele und niemand
kommt, um sich daran zu wär-
men.“ Silvia Friedrich

„Van Gogh. Stillleben“ läuft bis 
2. Februar im Museum Barberini,
Alter Markt Potsdam. Internet:
www.museum-barberini.com

Karges Dasein: „Stillleben mit einem Teller Zwiebeln“ von 1889 Bild: Kröller-Müller-Museum, Otterlo, Niederlande

Über ein Jahrzehnt geisterte
das „Phantom der Oper“
durch das Hamburger

Musicaltheater Neue Flora. Das
Haus wurde damit zur wichtig-
sten Musicalbühne der Stadt. In -
zwischen läuft dort mit „Para-
mour“ die weltweit aufwendigste
und teuerste Musicalproduktion.
„Paramour“ ist das erste Musi-

cal des kanadischen Zirkus Cir-
que du Soleil. Musiktheater und
Zirkuskunst werden darin eins.
Im Gegensatz zu den meisten
anderen Cirque-du-Soleil-Shows
gibt es ein Drehbuch mit Dialogen
und eine ausgearbeitete Ge -
schichte. Die ist allerdings schnell
erzählt und eher dünn: Das Stück
spielt zu Zeiten der goldenen Ära
Hollywoods. Erzählt wird die
Geschichte des charismatischen
Regisseurs AJ (Pasquale Aleardi),
der nach jungen Talenten für
einen neuen Kinofilm sucht. Er

verliebt sich in seine Hauptdar-
stellerin Indigo (Vajèn van Bosch),
doch die junge Schauspielerin hat
auch ein Auge auf den Pianisten
Joey (Anton Zetterholm) gewor-
fen, der den Titelsong für den
Film komponieren soll. So ent-
wickelt sich eine Dreiecksbezie-
hung, an deren Ende Indigo sich
zwischen Liebe und Erfolg ent-
scheiden muss.
Was der Geschichte an Tiefe

fehlt, machen das Bühnenbild
und die Artisten wett. Die Broad-
wayshow „Paramour“, die das
Musicalunternehmen Stage En -
tertainment nach Hamburg geholt
hat, gleicht einer Reise durch die
Filmgeschichte. Kulisse und
Kostüme wechseln ständig, von
Western über Film-Noir und Hor-
ror bis zu Action. Indigo wird zu
Calamite Jane und zu Kleopatra.
Der reinste Augenschmaus ist
auch eine Filmstreifenszene, in

der mehrere zimmerartige Räume
an die Einzelbilder eines Film-
streifens erinnern. 
Die Neue Flora wurde für das

Musical komplett umgebaut – in
Sachen Kosten und Aufwand

stellt die Produktion die Broad-
way-Vorlage sogar in den Schat-
ten. 36 Ensemblemitglieder ste-
hen in dem Stück auf der Bühne:
Sechs Musicaldarsteller, 20 Akro-
baten und zehn Tänzer. Wenn
nicht zu Jazz, Swing oder Big-
band-Musik getanzt oder gesun-
gen wird, wird gesprungen, geflo-
gen oder balanciert. 
16 verschiedene Akrobatikdis-

ziplinen, darunter Luftreifen, Ver-
tikalstangen, ein Schleuderbrett,
Trampoline, ein Einrad und Jong-
lage, kommen zum Einsatz. Die
Zuschauer wissen gar nicht, wo -
hin sie zuerst schauen sollen, so
viele Kunststücke zeigen die
Akrobaten im Sekundentakt. 
Am Gewagtesten ist die Trapez-

Nummer im Büro des Film-Regis-
seurs. Eine Artistin bewegt sich
per Hand-auf-Hand-Akrobatik
zwischen dem auf dem Boden
stehenden Träger und dem Tra-

pezkünstler hin und her – es zeigt
die mit Beifallsstürmen quittierte
Darstellung der inneren Zerris-
senheit Indigos. Wie alle Artistik-
Darbietungen in „Paramour“ ist
auch dies eine Nummer ohne
Netz und doppelten Boden. 
Das große Finale führt das

Film-Set von Hollywood sogar
noch nach New York mit einer
Verfolgungsjagd über den Dä -
chern der Stadt. Die spektakuläre,
wenn auch etwas zu lange Tram-
polin-Nummer, setzt dem Ganzen
mit Bühnenkampfkunst noch die
Krone auf. Das wäre gar nicht
nötig gewesen. Diese Musical -
show bietet in zweieinhalb Stun-
den genug begeisterndes „Ac -
tion“-Feuerwerk. Andreas Guballa

Buchungen unter der kosten-
pflichtigen Karten-Hotline
01805-4444 sowie im Internet
unter: www.musicals.de

Kommen als Liebesdreieck an -
geflogen: Paramour-Artisten
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Akrobatische Karrieresprünge
Musical trifft auf Artistik: Die Broadwayshow »Cirque du Soleil Paramour« begeistert die Hamburger

Früher als irgendwo sonst
auf der Welt fand das
Schaffen Vincent van

Goghs in Deutschland bei
Künstlern, Privatsammlern und
Museumsdirektoren große Be -
achtung. Schon seit 1908 hängt
im Frankfurter Städel-Museum
van Goghs Gemälde „Bauern-
häuser in Nuenen“ (1885). Damit
kann es sich rühmen, als hierzu-
lande erste öffentliche Samm-
lung ein Werk des Künstlers
erworben zu haben. Nun stellt
das Städel in der Ausstellung
„Making van Gogh“ 50 Gemäl-
den und Grafiken des Niederlän-
ders 70 Bildern deutscher Maler
gegenüber, die sich bei ihm
Anregungen holten.
Besonders beliebt sind van

Goghs Selbstporträts. Die Aus-
stellung zeigt zwei, die er 1887
schuf. Auf der Leihgabe des Art
Institute of Chicago setzte van
Gogh sein Gesicht aus einem
Geflecht feiner Pinselstriche
zusammen, während die Jacke
und der Hintergrund aus kleinen
Farbpunkten bestehen. Auf dem
aus dem Kunstmuseum Den
Haag angereisten Selbstporträt
hingegen sind Gesicht und
Hintergrund „altmeisterlich“
glatt vermalt. Und überhaupt
pflegte van Gogh einen äußerst
variantenreichen malerischen
Vortrag, wie der Rundgang
erweist. Im Gemälde „Häuser in
Avers“ (1890) hat er gar jedes
Bildelement mit einer anderen
Pinselschrift dargestellt. Eigent-
lich nicht gerade spektakuläre
ländliche Motive wie die „Ernte
in der Provence“ (1888) erlangen
durch Pinselarbeit und Farbwahl
ungemeine Ausdruckskraft.

Die vielfältigen Ausdrucks-
möglichkeiten der Pinselschrift,
die Wirkmacht der Farben und
die Motivwelt van Goghs boten
insbesondere den Expressioni-
sten mannigfaltige Anregungen.
Max Pechstein bekannte: „Van
Gogh war uns allen ein Vater.“
Aber die Bildergebnisse fallen

ganz unterschiedlich aus. Erich
Heckels vielfarbig schillernder
„Spätnachmittag (Dangast)“
(1907) löst das ländliche Motiv
in pastose breite Pinselzüge auf.
Karl Schmidt-Rottluffs „Roter
Turm im Park“ (1910) hingegen
wartet mit dünnflüssigen Zick -
zacklinien in schrillem Rot, Grün
und Blau auf.
In van Goghs „Weiden bei Son-

nenuntergang“ (1888) recken
sich Gräser und Geäst dem gold-
gelben Himmel entgegen. Quer
gegenüber hängt der von Otto
Dix gemalte „Sonnenaufgang“
(1913), der sich über einem win-
terlichen Acker mit Krähen
ereignet. Er wirkt wie ein Welt-
untergang mit explodierender
Sonne. So etwas hätte van Gogh
nie gemalt – und doch ist ohne
ihn das Bild von Dix nicht denk-
bar. Die Kuratoren verallgemei-
nern das: „Ohne den Einfluss
van Goghs wäre die deutsche
Kunstgeschichte der Moderne in
ihrer Entwicklung, wie wir sie
kennen, überhaupt nicht vor-
stellbar.“ Veit-Mario Thiede

Bis 16. Februar im Städel-
Museum, Schaumainkai 63,
Frankfurt am Main, geöffnet
Dienstag, Mittwoch, Sonnabend
und Sonntag von 10 bis 19 Uhr,
Donnerstag und Freitag bis 
21 Uhr. www.staedelmuseum.de

Stille Meisterschaft
Vincent van Gogh als Maler von Stillleben und Porträts – Ausstellungen im Potsdamer Museum Barberini und Frankfurter Städel

Expressives 
Meisterporträt
van Goghs: 
Das „Bildnis des
Dr. Gachet“ 
von 1890

Bild: Bridgeman 
Images
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Aida kam nicht pünktlich
Ein Heer von Zwangsarbeitern grub das Bett des vor 150 Jahren eingeweihten Suezkanals

Wer nach Vordenkern der
Europäischen Union
und ihrer Politik der

Denationalisierung sucht, der
stößt unweigerlich auf Richard
Nikolaus Coudenhove-Kalergi.
Der Sohn einer Japanerin aus ei-
ner Kaufmannsfamilie und des
damaligen österreich-ungari-
schen Geschäftsträgers in dem
ostasiatischen Kaiserreich wurde
am 16. November 1894 in Tokio
geboren und avancierte später
zum Doktor der Philosophie. 
Der Erste Weltkrieg, den Cou-

denhove-Kalergi als katastropha-
len „Bürgerkrieg zwischen Euro-
päern“ ansah, brachte ihn auf die
Idee, ein „Pan-Europa“ zu schaf-
fen. Diese stellte er dann in sei-
nem programmatischen Buch
gleichen Titels vor, das 1923 er-
schien. Darin wird ein Staaten-
bund von Polen bis Portugal vor-
geschlagen, der den Namen
„Paneuropäische Union“ oder
„Vereinigte Staaten von Europa“
tragen und neuerliche Kriege
zwischen den Völkern des Konti-
nents verhindern sollte. 
Des Weiteren schwebte Cou-

denhove-Kalergi, der nach dem
Ende der österreichisch-ungari-
schen Doppelmonarchie zuerst
die tschechoslowakische und
dann die französische Staatsbür-
gerschaft annahm, ein neues „Sy-
stem von Weltmächten“ vor, in
dem „Pan-Europa“ die Rolle des
Gegengewichtes zu „Pan-Ameri-
ka“, den „Bundesreichen“ der
Russen und der Briten sowie
dem vereinten „Ostasien“ zu-
kommt.

Das war weniger originell, als es
aussehen mag. So hatten die Teil-
nehmer eines Pazifistenkongres-
ses in Paris schon 1849 ganz ähn-
liche Ideen ventiliert. Die Anre-
gungen des Gründers des Vereins
„Paneuropa-Union“ stießen aller-
dings nicht nur auf Zustimmung
in einer Zeit, in der die ungerech-
ten und einseitigen Pariser Vor-
ortverträge nach dem Ende des
Ersten Weltkrieges zu einem im-

mensen Aufschwung des Nationa-
lismus führten. Deshalb kannte
Coudenhove-Kalergi auch wenig
Skrupel bezüglich der Suche nach
Verbündeten. Beispielsweise ver-
suchte er zwischen 1933 und
1936 den italienischen Diktator
Benito Mussolini, dessen autoritä-
ren Politikstil er ganz offensicht-
lich bewunderte, für das Pan-Eu-
ropa-Projekt zu begeistern.

Zusammen mit seinen konkre-
ten Vorschlägen und Bestrebun-
gen, gesamteuropäische Netzwer-
ke zu schaffen, legte Coudenho-
ve-Kalergi in den 1920er und
1930er Jahren weitere Schriften
vor, in denen er sich explizit über
den Menschentyp äußerte, der
Europa künftig prägen sollte. An
erster Stelle ist dabei das Buch
„Praktischer Idealismus. Adel –
Technik – Pazifismus“ zu nennen.

Darin hieß es: „Der Mensch der
fernen Zukunft wird Mischling
sein. Die heutigen Rassen und
Kasten werden der zunehmenden
Überwindung von Raum, Zeit
und Vorurteil zum Opfer fallen.
Die eurasisch-negroide Zukunfts-
rasse, äußerlich der altägypti-
schen ähnlich, wird die Vielfalt
der Völker durch eine Vielfalt der
Persönlichkeiten ersetzen.“ 

Coudenhove-Kalergi meinte
auch ganz genau zu wissen, wem
bis dahin die Führungsrolle auf
dem vereinten Kontinent gebüh-
re, nämlich dem Judentum: „So
hat eine gütige Vorsehung Europa
in dem Augenblick, als der Feu-
daladel verfiel, durch die Juden -
emanzipation eine neue Adels-
rasse von Geistesgnaden ge-
schenkt.“ Später machte er dann
außerdem noch Vorschläge fol-
gender Art: „Wie bei der Tier-
zucht sollten nur die vollendet-
sten Menschenexemplare die
künftige Rasse gestalten.“
Trotz dieser bizarren Men-

schenzüchtungsphantasien, die
sich kaum von denen eines Hein-
rich Himmler unterschieden,
fand Coudenhove-Kalergi, der
während des Zweiten Weltkriegs
in die USA emigriert und weitge-
hend in Vergessenheit geraten
war, ab 1945 erneut enthusiasti-
sche Anhänger. Darunter befan-
den sich nun auch Persönlichkei-
ten wie der britische Premiermi-
nister Winston Churchill, der
1946 das Konzept der „Vereinig-
ten Staaten von Europa“ aufgriff. 
Desgleichen wurde Coudenho-

ve-Kalergi bis zu seinem Tode am
27. Juli 1972 auch immer wieder
hoch geehrt: Unter anderem er-
hielt er 1950 als Erster den ange-
sehenen Internationalen Karls-
preis zu Aachen „in Würdigung
seiner Lebensarbeit für ein geein-
tes Europa“. Das lässt tief blicken,
was den ideologischen Hinter-
grund der Verfechter des EU-Ge-
dankens betrifft.

Wolfgang Kaufmann

Nach dem Ende des Ersten
Weltkrieges schlossen die

sieg reichen alliierten und assozi-
ierten Mächte mit jeder der Mittel-
mächte beziehungsweise deren
Nachfolgern einen gesonderten Se-
paratfrieden, die sogenannten Pari-
ser Vorortverträge. Den Anfang
machte der Vertrag von Versailles
mit der wichtigsten der Mittel-
mächte, dem Deutschen Reich. Es
folgten der Vertrag von Saint-Ger-
main-en-Laye mit Deutschöster-
reich, der Vertrag von Trianon mit
Ungarn und der Vertrag von Sèvres
mit dem Osmani-
schen Reich. Vor
100 Jahren war
Bulgarien dran.
Am 27. November
1919 unterzeich-
neten die Kriegs-
sieger mit dem
Balkanstaat den Vertrag von Neuil-
ly-sur-Seine. 
Aufgrund dieses Vertragswerks

kam Bulgariens Zugang zur Ägäis
in Thrakien zwischen den Flüssen
Mesta und Mariza mitsamt des
wichtigen Hafens Dedeagatsch un-
ter die Verwaltung der Alliierten,
die das Gebiet 1920 an Griechen-
land abgaben, das es heute noch in
Besitz hält. 
Das neu gegründete Königreich

der Serben, Kroaten und Slowenen,
das spätere Jugoslawien, erhielt Za-
ribrod (Dimitrovgrad) und Strumi-
ca sowie einige weitere Ortschaften
entlang des Donau-Nebenflusses
Timok. Diese sogenannten west-
lichen Gebiete Bulgariens gehören
heute zur ehemaligen jugoslawi-
schen Teilrepublik Serbien.

Zwischen Bulgarien und seinem
nördlichen Nachbarn Rumänien
wurde die nach dem Zweiten
Balkankrieg im Frieden von Buka-
rest 1913 gezogene Grenze wieder-
hergestellt. Die Grenzverschiebun-
gen zwischen den beiden
Nachbarn infolge des am 7. Mai
1918 abgeschlossenen rumäni-
schen Separatfriedens mit den
Mittelmächten wurden revidiert.
Die in Neuilly-sur-Seine gezogene
bulgarisch-rumänische Grenze
hatte bis zum 1940 unterzeichne-
ten bulgarisch-rumänischen Ver-

trag von Craiova
Bestand.
Diese territoria-

len Amputatio-
nen, denen der
bulgarische Ver-
handlungsführer
und Ministerprä-

sident Aleksandar Stambolijski
nur zähneknirschend zugestimmt
hatte, ließen das Staatsgebiet des
Zarentums von 113920 auf
103146 Quadratkilometer
schrumpfen und machten zahllose
bulgarische Bürger schlagartig zu
Untertanen fremder Mächte. Fast
100000 Bulgaren wurden aus ih-
rer bisherigen Heimat vertrieben
oder verließen diese freiwillig.
Abgesehen von diesen Territori-

alverlusten sollte der Balkanstaat
Reparationen in Höhe von
400 Millionen US-Dollar bezahlen
und seine Streitkräfte reduzieren.
Neben 10000 Mann Gendarmerie
und 3000 Grenzwächtern war nur
noch ein kleines stehendes Herr
von 20000 Mann gestattet.

W.K./PAZ

Es war ein Fest wie aus „Tausend-
undeine Nacht“. 30000 Gäste aus
aller Welt versammelten sich am
17. November 1869 in Port Said,
um einem spektakulären Ereignis
beizuwohnen: der Einweihung des
Suezkanals.

Nur die passende musikalische
Umrahmung fehlte: „Aida“. Giu-
seppe Verdi konnte das vom Khe-
diven (Vizekönig) Ismail Pascha ge-
wünschte „ägyptische Stück“ nicht
rechtzeitig liefern. Als Ersatz er-
klang „Rigoletto“. Die Handlung
spielte allerdings nicht im ägypti-
schen Memphis, sondern im italie-
nischen Mantua. 
Die französische Kaiserin Eugé-

nie führte auf ihrem Dreimaster
„L’Aigle“ (Der Adler) den Konvoi
von 800 Schiffen an, die als Erste
die Wasserstraße passierten. Neben
der Ehefrau von Napoleon III.
grüßte der „Schöpfer des Suezka-
nals“, wie er sich selbst gern nann-
te, Ferdinand de Lesseps. Bald hin-
ter Port Said nahm die Zahl der ju-
belnden Menschen an den Ufern
ab. Der 161 Kilometer lange Kanal
führt durch die Wüste Sinai. Nach
16 Stunden traf der illustre Konvoi
in Port Taufiq bei Suez ein, ein
Klacks gegen die Umrundung des
Kaps der Guten Hoffnung. Die
Fahrt von Rotterdam nach Singa-
pur verkürzte sich um 6000 Kilo-
meter.
Die Idee für eine Wasserverbin-

dung zwischen Mittelmeer und Ro-
tem Meer gab es schon im Alten
Ägypten. Ramses II. (1303–1213 v.
Chr.) und seine Nachfolger sollen
mit dem Bau im Nildelta begonnen
haben. Perserkönig Dareios I. (521–
486 v. Chr.) vollendete die Arbei-
ten. Im Laufe der Jahrhunderte ver-
fiel der Kanal der Pharaonen. Na-
poleon Bonaparte nahm bei seiner
Ägypten-Expedition die Reste in
Augenschein. Er beauftragte einen
Ingenieur mit der Vermessung des

Kanalverlaufs. Dessen Berechnung
hatte einen entscheidenden Fehler.
Danach sollte das Rote Meer zehn
Meter höher liegen als das Mittel-
meer. Das Vorhaben wurde als un-
durchführbar begraben. Neue Ver-
messungen ergaben 1848, dass bei-
de Meere fast auf gleicher Höhe
liegen und ein Wasserweg keine
Schleusen benötigte. Der Österrei-
cher Alois Negrelli konzipierte den
„Canal de deux mers“ mit nur ei-

ner Fahrrinne und einer Ausweich-
stelle im Bittersee. Nach Negrellis
Tod übernahm Lesseps die detail-
lierten Pläne.
Ferdinand de Lesseps (1805–

1894) war ein entfernter Verwand-
ter von Eugénie. Als ehemaliger
Generalkonsul in Alexandria hatte
er das Vertrauen von Muhammad
Said Pascha gewonnen, 1854 bis
1863 Wali (Gouverneur) von Ägyp-
ten. Bei einem Ausflug in die Wü-

ste legte er ihm ein Memorandum
zum Durchstich des Isthmus von
Suez vor und erhielt den Auftrag.
Der Franzose hatte mit enormen
Schwierigkeiten zu kämpfen. Lük-
ken in der Finanzierung, die Logi-
stik – sämtliches Material wie Ma-
schinen, Kohle, Eisen und Holz
musste aus Europa herangeschafft
werden – und politische Intrigen
drohten das Unternehmen schei-
tern zu lassen. Die Briten fürchte-

ten um ihren Einfluss in Ägypten
und versuchten, das französische
Projekt zu verhindern. Sie machten
Druck auf die Hohe Pforte in Kon-
stantinopel. Ohne Zustimmung des
osmanischen Herrschers konnte
Muhammad Said Pascha die Er-
laubnis zum Bau des Kanals nicht
erteilen.
Lesseps gründete trotzdem am

15. Dezember 1858 die „Compag-
nie universelle du canal maritime

de Suez“ mit Verwaltungssitz in Pa-
ris. Präsident der Gesellschaft war
er selbst. Mit Zeitungsannoncen
suchte er potente Aktionäre in Me-
tropolen. Investoren konnten Gel-
der in Paris, New York und Sankt
Petersburg einzahlen. Die Zeich-
nung der Genussscheine verlief
enttäuschend. Nur 56 Prozent des
benötigten Grundkapitals von
200 Millionen Francs kamen zu-
sammen. Die fehlenden 44 Prozent

musste Muhammad Said Pascha
übernehmen. Am Ende kostete der
Bau über 500 Millionen Francs.
Am 25. April 1859 erfolgte, im-

mer noch ohne Genehmigung, der
erste Spatenstich. Ein Heer von
Zwangsarbeitern grub in glühen-
der Hitze und Sandstürmen das
Bett für den Kanal. Dampfmaschi-
nen transportierten nur die
schwersten Lasten. Der Aushub
wurde von einer Menschenkette

mit Binsenkörben an Land ge-
bracht. Wasser und Verpflegung für
rund Zehntausende Arbeiter mus-
sten mit Kamelen herbeigeschafft
werden. 
Ein schwerer Schlag war der Tod

Muhammad Said Paschas mitten
während der Bauarbeiten. Sein ab
1867 den Titel Khediv tragender
Nachfolger Ismail Pascha stand
Lesseps und dessen Vorhaben dis-
tanziert gegenüber. Die britische

Regierung empörte sich über den
Einsatz von Zwangsarbeitern. Eng-
lische Medien berichteten über die
„Sklavenarbeit wie zur Zeit der
Pharaonen“ und unmenschliche
Bedingungen auf der ägyptischen
Großbaustelle, die angeblich
125000 Menschen das Leben ko-
steten. Die Zahl bezog sich auf
sämtliche Kanalarbeiten seit Ram-
ses II., tat aber ihre Wirkung. Nach
einem Schiedsspruch von Napole-

on III. musste sich Lesseps ver-
pflichten, keine Zwangsarbeiter
mehr einzusetzen. Endlich, sieben
Jahre nach Baubeginn, erteilte die
Hohe Pforte die Genehmigung.
Was die Intrigen der Briten selbst

nicht hatten erreichen können, be-
scherte ihnen die Verschwen-
dungssucht Ismail Paschas. Der
bankrotte Khediv musste 1875 die
ägyptischen Anteile am Suezkanal
verkaufen. England griff zu und si-
cherte sich mit der Aktienmehrheit
politisch und finanziell die Ober-
hoheit über die wichtigste Verbin-
dung zwischen Europa mit Groß-
britannien und Asien mit Indien. 
Von Jahr zu Jahr passierten im-

mer mehr Schiffe den Suezkanal.
1870 waren es noch 486 Schiffe
mit 437000 Tonnen Fracht, 1912
mehr als 5000 mit etwa 20 Millio-
nen Tonnen. Die Wut in Ägypten
war groß, dass die Gebühren für
die Passage in britische und fran-
zösische Kassen flossen. 1956 er-
klärte Gamal Abdel Nasser mit
markigen Worten die Verstaatli-
chung des Kanals: „Jahr für Jahr hat
uns die Suezkanal-Gesellschaft
35 Millionen Ägyptische Pfund ge-
stohlen. Dieses Geld gehört uns.
Unser ist der Suezkanal. Er ist von
Ägyptern gebaut worden … Wir
vertrauen auf unsere eigene Stärke,
auf unsere eigenen Muskeln, auf
unser eigenes Geld …“ 
Die Enteignung löste die Suez-

krise aus. Großbritannien, Frank-
reich und Israel marschierten in
Ägypten ein, das von der Sowjetu-
nion unterstützt wurde. Die Ver-
einten Nationen verhinderten eine
Eskalation. Die Aktionäre der
Suezkanal-Gesellschaft wurden
entschädigt. Nach der Erweite-
rung im Jahre 2015 ist der Suezka-
nal auf Teilstücken in beiden Rich-
tungen zu befahren. Vergangenes
Jahr passierten ihn 18000 Schiffe
mit 983 Millionen Tonnen Fracht.

Klaus J. Groth

Pariser Vorortvertrag
fürs 

Zarentum Bulgarien

Sofias Versailles
Der Frieden von Neuilly-sur-Seine

»Eurasisch-negroide Zukunftsrasse«
Schon vor 100 Jahren traf Richard Nikolaus Coudenhove-Kalergi beachtliche Prognosen

Im Jahre 1930 in Berlin: Coudenhove-Kalergi (stehend) Bild: pa

Einweihung vor
150 Jahren: 
Mit der kaiser-
lichen Jacht 
„Aigle” an der
Spitze durchfah-
ren die ersten
Schiffe den Kanal

Bild: akg images



Am 19. November 1844 trafen sich
in Königsberg im Café National
der Professor für Kunstgeschichte
August Hagen und seine Freunde,
um die Altertumsgesellschaft
Prussia zu gründen. 

Der Wunsch, die Geschichte
Ostpreußens zu erforschen, die oft
noch verborgenen oder unbeach-
teten Zeugnisse der Vergangenheit
zu bewahren und zu verstehen,
war groß, aber das Wissen um die-
selben war noch verhältnismäßig
gering. Sicher, es hatte seit der Zeit
des Deutschen Ordens im Mittelal-
ter Geschichtsschreiber gegeben,
erste Gelehrte hatten seit der Re-
naissance vorgeschichtliche Funde
zu kleinen privaten Sammlungen
zusammengetragen, ja selbst Aus-
grabungen von Hügelgräbern hat-
ten schon unter den Augen stau-
nender Bauern und Bürger stattge-
funden, und nicht zuletzt hatte
sich Johann Michael Giese in den
1820er Jahren an die zeichneri-
sche Inventarisierung prußischer
und ordenszeitlicher Burganlagen
begeben, aber all das war nur
Stück werk, nicht einmal prußische
von germanischen Funden konnte
man unterscheiden, geschweige
denn jene der verschiedenen pru-
ßischen Stämme. Auch fanden die
Grabungen noch in der Form von
Grabräuberei auf der Suche nach
schönen Fundstücken statt, die ir-
denen Urnen zerfielen, die Fund-
stätten wurden nicht dokumen-
tiert. Schließlich war an eine zeit-
liche Einordnung all der ungeord-
neten, aus der Erde geborgenen
Gegenstände noch nicht zu den-
ken, hatte doch erst wenige Jahre
zuvor der dänische Prähistoriker
Christian Jürgensen Thomsen das
Dreiperiodensystem aus Stein-,
Bronze- und Eisenzeit entwickelt. 
So waren die Aufgaben, die sich

die Prussia stellte, groß, zumal sie
sich nicht nur diesen vorgeschicht-
lichen Fragen zuwenden, sondern
für alle Epochen und Themenfel-
der das Erbe retten wollte, prußi-
sche Urnen und gotische Fibeln
ebenso sammelte wie mittelalterli-
che Rüstungen, barocke Kirchen-
ausstattungen, Möbel, die einst
Königin Luise und ihre Kinder be-
nutzt hatten, Gemälde, Schrift-
stücke, Karten, ja selbst Spolien
aus abgerissenen Häusern Königs-
bergs.

All dies wurde bereits in der er-
sten Versammlung vor genau
175 Jahren angestoßen. Es wurden
Fundstücke und Ideen zur Diskus-
sion gestellt. Vorträge und Sagen
unterhielten seither die Sitzungen
des Vereins. Erste Publikationen
wurden geplant, bestehende Zeit-
schriften, wie die „Preußischen
Provinzial-Blätter“ alsbald über-
nommen, und die Zusammenarbeit
mit mancher bereits existierenden
Vereinigung, wie der wissenschaft-
lichen Physikalisch-Ökonomischen
Gesellschaft oder der literarischen
Königlichen Deutschen Gesell-
schaft in Königsberg, eingeleitet. 
Innerhalb kürzester Zeit ent-

stand durch Kauf, Geschenk und
kleine eigene Grabungen eine
Sammlung. Ein erster Raum wurde
im Schloss bereitgestellt. Die
Sammlung wuchs und wuchs, wei-
tere Räume kamen hinzu, schon
bald wieder völlig überfüllt. Umzü-
ge innerhalb der Stadt wurden not-
wendig, stets auf der Suche nach
geeignetem Museumsraum, bis in
den 1920er Jahren der weitaus
größte Teil der vier Schlossflügel zu
einem Landesmuseum ausgebaut
wurde, in dem neben der Prussia-
auch andere Kunstsammlungen
der Stadt Platz fanden.
Die Geschichte der Altertumsge-

sellschaft Prussia ist eine Ge-

schichte von zahlreichen Ideali-
sten, von Professoren und Laien,
die sich in ihrer freien Zeit aufs
Land begaben, um Hügelgräber
und Gräberfelder auszugraben, die
in den Abendstunden Zeitschriften
und Bücher schrieben, die sich be-

mühten, wenigstens einige Gelder
von Stadt und Staat zur Einrich-
tung ihres Museums und zur Her-
ausgabe ihrer Forschungen zu er-
halten. 
Es ist eine Geschichte von Ideali-

sten, die sich immer weiter selbst
ausbildeten, die sich auf die Suche
nach der Herkunft begaben. Denn
was brachte die Bewahrung all der
vielen Urnen, Fibeln, Schmuck -
stücke, Pferdegeschirre aus Reiter-
gräbern, welche die ostpreußische
Erde in so großer Fülle barg, wenn
man sie nicht in ein zeitliches Sy-
stem einordnete, sie nicht jenen in
antiken Schriften genannten Völ-
kern zuordnen konnte?
In den 100 Jahren ihres Beste-

hens ist es der Prussia gelungen,
viele der gestellten Fragen zu lösen,
einen neuen Wissenschaftszweig,
den der Vorgeschichtsforschung,
mit aufzubauen und die Methoden
der Archäologie zu verfeinern. Und
weil kein Wissenschaftler nur für
sich alleine seine Forschungen vor-
anbringen kann, suchte man von
Anfang an die Verbindung über die
Grenzen der Provinz hinaus. Die
Prussia stand in regem Austausch
nicht nur mit den Wissenschaftlern
anderer preußischer Provinzen,
sondern ebenso mit Forschern und
wissenschaftlichen Einrichtungen
anderer europäischer Länder; ja in
einer Ethnographischen Sammlung
wandte man sich sogar Völkern
und Kulturen außerhalb Europas
zu. Das Prussia-Museum wurde
schließlich nicht nur eines der be-
deutendsten und größten zur Vor-
geschichte Europas, sondern sein
internationaler Rang zeigte sich vor
allem durch die engen Verbindun-
gen zum skandinavischen Raum,
nach Finnland und ins Baltikum.
Die Weite internationaler Zu-

sammenarbeit wäre eigene For-
schungen wert, hier seien nur die
herausragenden Verdienste des
Prussia-Vorsitzenden Adalbert Bez-
zen berger um die Erforschung und
Bewahrung der litauischen Kultur
erwähnt.

Neben der Vorgeschichte begab
sich die Prussia mit ihrer wachsen-
den Mitgliederzahl stets an neue
Aufgaben. Noch vor dem Ersten
Weltkrieg begann man mit dem
Aufbau des Freilichtmuseums im
Königsberger Zoo. Die verschie-
densten Formen alter Bauernhäu-
ser, die auf dem Land mehr und
mehr verschwanden, ja sogar eine
Holzkirche, wurden errichtet, und
überall in der Provinz wurde nach
alten Bauernmöbeln, Trachten und
damit verbunden auch Volkskund-
lichem gesucht. So entwickelte
sich die Denkmalpflege zu einem
wichtigen Thema des Vereins,
wenn es auch oft nicht gelang, alte
Bauten – wie das Wohnhaus Im-
manuel Kants – vor dem Abriss zu
schützen. 
In wenigen Jahrzehnten gelang

es der Altertumsgesellschaft,
innerhalb der Provinz die Bevölke-
rung für die Vorgeschichte zu sen-
sibilisieren und zu begeistern. Je
mehr Menschen auf die Bedeu-
tung selbst der kleinsten Feuer -
steinkeilchen aufmerksam wur-
den, umso mehr dehnte sich die
Erforschung bis in den letzten
Winkel Ostpreußens aus. Überall
gruben Lehrer und andere Laien in
der Erde – alles ehrenamtlich –,
und nach und nach entstanden
neue Vereine, die sich einzelner
Landschaften, wie dem Ermland
oder Masuren, genauer annahmen.
Das Wissen wurde in die Schulen
getragen, um auch die Kinder für
die eigene Geschichte und Kultur
zu begeistern. 
Nach dem Ersten Weltkrieg wur-

den in den einzelnen Kreisen so-
genannte Kreispfleger berufen, an
die sich die Bevölkerung wenden
konnte. Die Kreispfleger bildeten
sich selbst zu Fachleuten ihres

Kreises aus, und schließlich ent-
standen – in gewisser Konkurrenz
zum Prussia-Museum – in den
Städtchen auf dem Land Heimat-
museen, die vor allem in den
1930er Jahren unter modernen Ge-
sichtspunkten ausgestattet wurden
und denen nicht zuletzt Siegfried
Lenz in seinem Roman „Heimat-
museum“ ein Denkmal gesetzt hat.
Mehr und mehr war die Prussia

gegen Ende ihrer 100-jährigen Ge-
schichte den großen und vielfälti-
gen Aufgaben kaum noch gewach-
sen. Die Not der Zeit nach dem Er-
sten Weltkrieg sorgte unumgäng-
lich dafür, dass der private Verein
seine Sammlungen an die Stadt ab-
treten musste, und in der Folge
gingen ihm Stück für Stück auch
seine anderen Aufgaben verloren.
Hatte der Prussia-Vorsitzende Wil-
helm Gaerte 1929 die erste, reich
bebilderte „Urgeschichte Ostpreu-
ßens“ herausgegeben, so übernah-
men jüngere Prähistoriker mehr
und mehr die Führung. Zur wis-
senschaftlichen Erforschung der
Vorzeit erhielt die Königsberger
Universität 1933 einen ordent-
lichen Lehrstuhl für Vorgeschichte,
und außerdem wurde 1938 das
Landesamt für Vorgeschichte in
Königsberg eingerichtet, und in
Konkurrenz zu den Veröffentli-
chungen des Vereins entstand zum
Beispiel die modern gestaltete
Zeitschrift „Altpreußen“, wie all
die alten Zeitschriften bis heute ei-
ne unerschöpfliche Fundgrube zur
Landesgeschichte.

Im Zweiten Weltkrieg kam die
Vereinsarbeit zum Erliegen, der
Museumsbetrieb im Schloss wurde
eingeschränkt, erste Auslagerungen
aufs Land wurden noch vor dem
großen Bombenangriff auf Königs-
berg im August 1944 vorgenom-
men. Während die bedeutendsten
Ausstellungsstücke des Prussia-
Museums, wie der Goldfund von
Hammersdorf, bei Kriegsende in
Königsberg blieben und seither als
verschollen gelten, gelang die wei-
tere Verlagerungen des wohl größ-
ten Teils des riesigen Fundarchives
nach Vorpommern. Doch die Mo-
nate nach Kriegsende 1945 ließen
die Sammlung in einem vorpom-
merschen Gutshaus unbeaufsich-
tigt, sodass sie durch Zerstörungs-
wut erhebliche Verluste erlitt. 
Wieder waren es Idealisten, die

die Reste bargen. Erst nach der
friedlichen Revolution wurden sie
im Berliner Museum für Vor- und
Frühgeschichte mit unglaublichen
Mühen und größter Sorgfalt restau-
riert und geordnet, darunter zahl-
reiche Grabungsberichte und auch
die detailreichen, noch viel zu we-
nig beachteten Zeichnungen Gieses
zu Burgen, Städten und Kirchen.
Heute bietet die wieder von zahl-
reichen Wissenschaftlern vor allem
auch aus Osteuropa benutzte
Sammlung erneut ein unerschöpf-
liches Material weit über die ost-
preußische Orts- und Landesge-
schichte hinaus. 
Die Geschichte der Altertumsge-

sellschaft Prussia bleibt aktuell, sie
bleibt ein Vorbild für die Wissen-
schaft, sie zeigt, was wir auch heu-
te brauchen, um unsere Geschichte
und Kultur zu bewahren: Idealisten
und freie Vereine. Wulf D. Wagner

All dem Auf und Ab der spannen-
den Geschichte der Altertumsge-
sellschaft Prussia, ihren Mühen
und Erfolgen, den vielen Men-
schen, die sich in ihr zusammen-
fanden, der Entwicklung der Ar-
chäologie, des Museumswesens
und der Vorgeschichtsforschung in
Ostpreußen widmet sich das gera-
de erschienene, reich bebilderte
Werk des Verfassers dieses Jubi-
läumsartikels „Die Altertumsge-
sellschaft Prussia. Einblicke in ein
Jahrhundert Geschichtsverein, Ar-
chäologie und Museumswesen in
Ostpreußen (1844–1945)“ anhand
umfassender Archivrecherchen.
Das Werk 29 der Schriftenreihe
der 1972 neu gegründeten PRUS-
SIA-Gesellschaft e.V. ist im Husum
Verlag erschienen und trägt die
ISBN 978-3-89876-985-3.
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Idealisten auf der Suche nach der Herkunft
Vor 175 Jahren wurde die Altertumsgesellschaft Prussia in Königsberg gegründet

Herausgegeben vom Seminar für Vor- und Frühgeschichte an
der Albertus-Universität und dem Prussia-Museum in Königs-
berg: „Altpreußen. Vierteljahresschrift für Vorgeschichte und
Volkskunde“ Bild: PRUSSIA-Gesellschaft

Von 1891 bis 1916 Vorsitzender der Prussia: Begründer der bal-
tischen Philologie Adalbert Bezzenberger Bild: PRUSSIA-Gesellschaft

Schnitt eines Hügelgrabes, Zeichnung aus Wilhelm Gaertes „Ur-
geschichte Ostpreußens“ Bild: Museum für Vor- und Frühgeschichte
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Das war’s: Wie gemeldet wird,
hat mit „Voyager 2“ die letzte

der beiden 1977 gestarteten „Voy-
ager“-Raumsonden vor einem
Jahr unser Sonnensystem verlas-
sen. Die Grenze,
Heliopause ge-
nannt, verläuft
dort, bis wohin
die Sonnenwin-
de unseres Zen-
tralgestirns vorstoßen. Sie ist etwa
120 Mal so weit von der Sonne
entfernt wie die Erde.
Die Daten, die „Voyager 2“ vom

Grenzübertritt sendete, bargen

eine Überraschung: Bislang ver-
mutete man, dass die Heliopause
eine breite Übergangszone bil-
det. Jetzt kam heraus, dass die
Grenze verblüffend scharf gezo-

gen ist.
Die Sonde ist

nun in den wei-
ten Raum ein-
getreten, wo sie
nach Überzeu-

gung der Wissenschaftler noch
fünf Milliarden Jahre oder mehr
unterwegs sein wird − und damit
länger überdauern dürfte als un-
sere Erde.  H.H.

Moment der
Woche
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Weißmacher in der Kritik
Böser Verdacht: Kann der Lebensmittelzusatz Titandioxid Krebs auslösen? 

In strahlend weiß und buntglasierten Schokolinsen, in
Kaugummi, Backzutaten und

Mozzarella ist oft das Weißpig-
ment Titandioxid enthalten. Auch
im glänzenden Überzug von Ta-
bletten und Nahrungsergänzungs-
mitteln steckt der ungiftige, aber
wegen seiner Pulverkonsistenz
umstrittene Zusatzstoff. Titandio-
xid besteht immer auch zu einem
Anteil aus Partikeln in Nanogrö-
ße, also von weniger als 100 Na-

nometer (Millionstel Millimeter)
Größe. 
Nachdem die Substanz in

Tierversuchen zu Entzündungen
geführt hatte und Forscher
krebserregende Eigenschaften
vermuten, hat die französische
Lebensmittelaufsicht Titandio-
xid als wahrscheinlich krebser-
regend eingestuft. Ab 2020 ist
der Weißmacher in Frankreich
in Lebensmitteln vorerst für ein
Jahr verboten.

Bei dem Einsatz in Lebensmit-
teln hat Titandioxid keinen ande-
ren Zweck, als Kaubonbons oder
Backpulver weißer und heller
aussehen zu lassen oder die Kon-
sistenz zu verbessern. Weltweit
wird der Stoff darüber hinaus in
vielen anderen handelsüblichen
Produkten eingesetzt, so in Son-
nencremes, Zahnpasta, Farben
und Lacken, Tuschfarben, Putz
und Mörtel, Papier, Druckertinte
und Kunststoffen. 
Keine Branche ist jedoch so ab-

hängig davon wie die Farben- und
Lackhersteller sowie die Kunst-
stoff- und Papierindustrie. Den-
noch ist der Inhaltsstoff Titandio-
xid nur wenigen Verbrauchern
ein Begriff. Auf den Verpackungen
von Lebensmitteln firmiert er
häufig als E 171, während er sich
bei der Verwendung in Kosmetika
und Farben hinter der Bezeich-
nung CI 77891 verbirgt. 
Im Gegensatz zur Bewertung

der französischen Lebensmittel-
aufsicht waren sich die Europäi-
sche Behörde für Lebensmittelsi-
cherheit (EFSA) und das Bundes-
institut für Risikobewertung (BfR)
darin einig, dass von Titanoxid
nach Abwägung sämtlicher Er-
kenntnisse keine Gefahr ausgehe.

Obwohl keine gesetzlichen
Höchstgrenzen vorgegeben sind,
sei die Verwendung in Lebensmit-
teln unproblematisch. 
Dabei geht es nicht um Gefah-

ren durch Einatmen wie bei ver-
sprühten Farben oder Sonnen-
schutzmitteln, sondern um die
Aufnahme von Nanopartikeln im
Darm. Mehrere Studien erbrach-
ten das Ergebnis, dass Titandioxid
die Darmbarriere durchbrechen
kann. Bei einer gestörten Darm-
barriere gelangt der Zusatzstoff in
Form von Nanopartikeln ins Blut
und wird in der Milz abgelagert.
Gastroenterologen raten Patienten
mit chronischen Darmerkrankun-
gen wie Morbus Crohn oder Coli-
tis ulcerosa, Nahrungsmittel mit
E 171 zu meiden. Unklar ist, ob
Titandioxid auch die Blut-Hirn-
Schranke überwinden kann.
Bereits 2017 warnte die euro-

päische Chemikalienbehörde da-
vor, dass Titandioxid Krebs aus-
lösen könne, wenn der Weißma-
cher über die Atemluft in den
menschlichen Körper gelangt.
Nach der EU-Wahl musste die
EU-Kommission eine Entschei-
dung hinsichtlich der Unbedenk-
lichkeit im Nicht-Lebensmittel-
bereich treffen. Nach Gesprächen

mit Vertretern der Interessenver-
bände und den EU-Staaten wur-
de im Oktober die Festlegung ge-
troffen, dass ein Warnhinweis auf
das Krebsrisiko aufmerksam ma-
chen soll. 
Deutschland hatte demgegen-

über vorgeschlagen, Titandioxid
über den allgemeinen Staub-
grenzwert im Rahmen des Ar-
beitsschutzes zu behandeln. Mit
der Bewertung als möglicher-
weise krebsfördernd wird damit

erstmals eine Substanz aufgrund
von stoffunspezifischen Partikel-
effekten eingestuft. 
Die Organisation und der Ver-

band der Chemischen Industrie
und der Kunststoffindustrie hin-
gegen bezweifelten umgehend die
wissenschaftliche Grundlage und
kritisierten die Pläne als überzo-
gen. Unterdessen wird der Ruf
nach einer umfassenden Folgen-
abschätzung immer lauter.

Dagmar Jestrzemski

Wo »NS-Recht« überlebt hat
Man glaubt es kaum: Zahlreiche heute noch gültige Gesetze stammen aus der Zeit des Dritten Reichs 

Vom Heilpraktikergesetz über die
Schornsteinfegerverordnung bis
zum Tierschutz: Dadurch, dass
die Bundesrepublik „rechtsiden-
tisch“ mit dem Deutschen Reich
von 1871 ist und nicht etwa nur
dessen Nachfolger, hat sich das
bundesdeutsche Recht auch aller-
hand „blinde Passagiere“ aus der
Periode des Hitlerregimes an
Bord geholt.

Folgt man der Diktion des
Bundesverfassungsgerichts, so
stellt die Bundesrepublik einen
expliziten Gegenentwurf zu dem
ihr vorausgegangen nationalsozi-
alistischen Staat dar. Unabhängig
von der Frage, wie sinnvoll es
überhaupt ist, ein Gemeinwesen
nicht auf einem Fundament eige-
ner Wertvorstellungen, sondern
primär als Negation zu einer be-
stimmten anderen staatlichen Or-
ganisationsform zu gründen, hält
diese Behauptung einer näheren
Überprüfung nur bedingt stand. 
Tatsächlich erweist sich die rei-

ne Abgrenzung zum Dritten Reich
als zunehmend problematisch. So
wird beispielsweise das Recht auf
freie Meinungsäußerung hierzu-
lande nicht um seiner selbst
Willen und auch nur insoweit ge-
währt, als das Gesagte inhaltlich
nicht in dem Ruch steht, in einem
immer weitläufiger interpretier-
ten Sinne als Ausdruck einer na-
tionalsozialistischen Gesinnung
verstanden werden zu können. 
Zugleich wirft das vom Verfas-

sungsgericht skizzierte Staatsver-
ständnis einen bezeichnenden
Blick auf die nach wie vor unter-
entwickelte geistige Souveränität
der Bundesrepublik. Denn ein po-
litisches System, welches seine
Entscheidungen nicht aus der
Einsicht in ihre Notwendigkeit
und anhand ihrer Zweckmäßig-
keit heraus trifft, sondern zu-
nächst prüft, welche Ziele man in
einer längst untergegangenen
Diktatur verfolgt hätte, um dann
das genaue Gegenteil dessen zu
tun, ist nicht wirklich frei.
Doch losgelöst von diesem eher

staatsphilosophischen Problem
steckt in der Bundesrepublik
nach wie vor mehr Drittes Reich,
als man auf den ersten Blick mei-
nen könnte. Obwohl die verfas-

sungsrechtliche Situation
Deutschlands bei der Erarbeitung
des Grundgesetzes im Jahr 1949
unklar war und kontrovers disku-
tiert wurde, setzte sich in der
Bundesrepublik nach ihrer Grün-
dung schnell die Rechtsauffas-
sung durch, dass zwischen dem
1871 gegründeten Deutschen
Reich und dem jungen westdeut-
schen Teilstaat eine ungebroche-
ne Kontinuität bestehen sollte.
Demzufolge galten die bisherigen
Gesetze des Deutschen Reiches
fort. 
Die Siegermächte des Zweiten

Weltkrieges hatten allerdings
nach der deutschen Niederlage
verschiedene Kontrollratsgesetze
erlassen, die Teile des von den
Nationalsozialisten in Kraft ge-
setzten Rechts aufhoben. Dies be-
traf auch die Bestimmungen,
die − wie etwa das Ermäch -
tigungsgesetz − die Grundlage für
die Errichtung der Diktatur bilde-
ten, und zum anderen solche Re-
gelungen, in denen sich unmittel-
bar die Ideologie des nationalso-
zialistischen Staates ausdrückte,
wie dies beispielsweise bei den

Nürnberger Rassegesetzen der
Fall war. Die Bundesrepublik wur-
de bei ihrer Gründung verpflich-
tet, die alliierten Kontrollratsbe-
stimmungen in ihr Recht zu über-
nehmen.
Die Nationalsozialisten hatten

sich mit dem Ermächtigungsge-
setz von 1933 eine Rechtsgrund-
lage schaffen lassen, die es ihnen
ermöglichte, Gesetze und Rechts-
verordnungen ohne das von der
Weimarer Reichsverfassung vor-
gesehene parlamentarische Ver-
fahren zu verabschieden. Entspre-
chende Vorschriften wurden von
den jeweiligen Fachministerien
erarbeitet und per Regierungser-
lass in Kraft gesetzt. 
Das bereits bestehende Recht

aus dem Kaiserreich und der Wei-
marer Republik blieb von ihnen
weitestgehend unangetastet und
wurde von ihnen nur dort einge-
schränkt, wo sie ein entsprechen-
des Bedürfnis zur Errichtung und
Stabilisierung ihrer Diktatur und
Durchsetzung ihrer Ideologie sa-
hen. Dies geschah meist in Form
von Ausführungsbestimmungen,
mit denen eine dem Regime gefäl-

lige Auslegung geltender Bestim-
mungen sichergestellt werden
sollte. 
Doch darüber hinaus entwik-

kelten die Nationalsozialisten ei-
ne rege eigene Gesetzgebungstä-
tigkeit zur Neuordnung verschie-
denster Bereiche, die größtenteils
keinen oder nur geringen Bezug
zu ihrer Ideologie hatten. Im Zen-
trum stand dabei vor allem das
Berufs- und Wirtschaftsleben. Ob
Schornsteinfegerverordnung,
Heilpraktikergesetz oder Reichs-
notarordnung, überall schufen die
Nationalsozialisten Vorschriften,
die zwar einerseits den Zugang zu
bestimmten Berufen stark regle-
mentierten, auf der anderen Seite
aber auch die Qualität der hier er-
brachten Leistungen erheblich
steigerte, da nur noch solche Per-
sonen zugelassen wurden, die
über eine hochwertige Ausbil-
dung verfügten. 
Im Handwerk wurde der Mei-

sterzwang wieder eingeführt, und
wer einen eigenständigen Betrieb
führen wollte, musste zuvor eine
entsprechende Prüfung ablegen.
Auch das Lebensmittel- sowie das

Devisen- und Aktienrecht wurden
erstmals umfassend geregelt. 
Innovativ zeigten sich die Na-

tionalsozialisten auch bei der Re-
form des Steuerrechts. Hier fand
eine starke Systematisierung und
Vereinheitlichung der unter-
schiedlichen zuvor in Deutsch-
land geltenden Regelungen statt.
Im Bereich des Sozialversiche-
rungsrechts wurde die Kranken-
versicherung für Rentner und für
selbstständige Handwerker einge-
führt. Wichtige Impulse gab es
während des Dritten Reichs auch
auf dem Gebiet der Raumord-
nung. Erstmals wurde ein einheit-
liches Naturschutz- und Jagdge-
setz erlassen. Auch der Tierschutz
wurde im November 1933 zum
staatlich geschützten Rechtsgut.
Die meisten dieser Gesetze

wurden in den vergangenen 70
Jahren nur geringfügig modifi-
ziert. In jüngster Zeit werden sie
vor allem durch europarechtliche
Vorgaben überlagert. Vieles blieb
jedoch im Kern erhalten. Immer
wieder gab es Initiativen zu einer
Bereinigung des Rechts. Zuletzt
bemühte sich Justizminister Hei-
ko Maas (SPD) um die Abschaf-
fung nationalsozialistischer Vor-
schriften. 
Die Auswahl fiel dabei höchst

einseitig aus. Vor allem ging es
ihm um die Rehabilitierung straf-
rechtlich verfolgter Homosexuel-
ler und die Neuformulierung des
Mord-Paragrafen im Strafgesetz-
buch. Zwar erwirkte Maas ein Ge-
setz, in welchem die Verurteilun-
gen wegen homosexueller Hand-
lungen aufgehoben wurden, in
der Diskussion wurde jedoch
weitestgehend unterschlagen,
dass der bereits aus dem Kaiser-
reich stammende sogenannte
Schwulenparagraf von den Natio-
nalsozialisten nur verschärft und
von der Bundesrepublik sogar zu-
nächst vollständig übernommen
wurde. Sowohl der Bundesge-
richtshof als auch das Bundesver-
fassungsgericht hatten die An-
wendung der Vorschrift von 1935
als zunächst rechtskonform und
mit dem Grundgesetz in Einklang
stehend beurteilt. 
Eine Änderung des Strafrechts

in Bezug auf den von den Natio-
nalsozialisten neu formulierten

Mordstraftatbestand blieb aus.
Hier schaffte es der Minister le-
diglich, eine Zusatzvorschrift in
das Gesetz zu bringen, die es er-
laubt, Personen mit tatsächlichen
oder auch nur vermeintlichen
rassistischen Motiven schneller
wegen Mordes anzuklagen. 
Unangetastet blieben freilich

auch solche Regelungen aus dem
Dritten Reich, die dem politischen
Establishment in die Karten spie-
len. Zu nennen wären hier etwa
die strengen Vorschriften über die
Einhaltung der Schulpflicht, die
junge Menschen unter die Kon-
trolle des Staates zwingt, oder das
Reichskonkordat, mit welchem
ihm die großen Religionsgemein-
schaften durch die Eintreibung
von Kirchensteuern durch den
Staat gefügig gemacht wurden. 
Wenn es erforderlich erscheint,

werden zwischenzeitlich sogar

wieder Gesetze erlassen, die auf-
fällige Parallelen mit bereits abge-
schafften Normen aus der Zeit
des Nationalsozialismus aufwei-
sen. Der Freistaat Bayern hat un-
längst ein Polizeigesetz erlassen,
welches es ermöglicht, auch sol-
che Personen in Haft zu nehmen,
die bislang keine Straftaten be-
gangen haben, aber nach Ein-
schätzung der Behörden als Ge-
fährder gelten. Auch wenn sich in
der Substanz jedwede Gleichset-
zung verbietet. Aber formell bil-
dete eine solche Form der
„Schutzhaft“ die Grundlage des
Konzentrationslagerwesens im
Dritten Reich. Selbst der geplante
Mietendeckel im Bundesland Ber-
lin findet einen Vorgänger im
Mietenstopp-Gesetz von 1936. 
Die rechtliche Abgrenzung vom

Nationalsozialismus ist demnach
heute eher eine Frage der politi-
schen Opportunität. Von einer
konsequenten Reinigung des
bundesdeutschen Rechts von den
Hinterlassenschaften der Hitler-
Diktatur kann hingegen nicht ge-
sprochen werden. Dirk Pelster

Der »Mietendeckel«
hat einen

braunen Vorgänger

Frankreich hat den
Stoff für ein Jahr aus
dem Essen verbannt

Ein Warnhinweis
soll auf die mögliche
Gefahr hinweisen

Wurzeln im NS-Staat: Das deutsche Naturschutzrecht Bild: Ullstein

Hinaus in die Weiten
des Weltraums
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Brücken-Freigabe
steht bevor

Tilsit – Seit der Jahrtausendwen-
de hat sich die Notwendigkeit ei-
ner neuen Brücke über den Me-
melstrom abgezeichnet. Die Kö-
nigin-Luise-Brücke ist den Anfor-
derungen an einen modernen
Schwerlastverkehr nicht mehr
gewachsen. Es galt, den grenz-
überschreitenden Transit- und
Güterverkehr flüssiger zu gestal-
ten und Abhilfe zu schaffen
wegen der sich in den Straßen
der Stadt stauenden und auf die
Zollabfertigung wartenden Last-
kraftwagen, die mit Lärm und
Abgasen eine unzumutbare Bela-
stung für die Anwohner darstel-
len. Nach langwierigen russisch-
litauischen Verhandlungen unter-
zeichneten Regierungsvertreter
beider Seiten im Jahre 2011 ein
Abkommen. Es sah vor, eine neue
Brücke bei Paskallwen [Dubki],
fünf Kilometer östlich von Tilsit,
zu bauen. Die Bauarbeiten verlie-
fen zügig. Sowohl die Zubringer-
straßen auf russischer wie auf li-
tauischer Seite als auch die neue
Brücke wurden 2015 fertigge-
stellt. Doch seit der Fertigstellung
ist sie in einen Dornröschen-
schlaf gefallen. Noch ist kein ein-
ziges Fahrzeug über die Brücke
gerollt. Die Arbeiten an der Ein-
richtung eines supermodernen
Grenz- und Zollabfertigungster-
minals mit einer Durchlasskapa-
zität für 4000 Fahrzeuge pro Tag
zogen sich hin. Die Firma „Ros-
granstroj“ wollte die Arbeiten be-
reits zur Fußball-EM 2018 ab-
schließen. Doch nun ist in Kürze
mit der Freigabe für den Verkehr
zu rechnen. HD

Die European Association of
Zoos and Aquaria (EAZA)
hat auf ihrer Jahreskonfe-

renz eine Entscheidung über eine
Statusänderung des Königsberger
Tierparks getroffen. Er wurde ein
vorübergehendes Mitglied (tempo-
rary membership) der Vereinigung.
Zuvor hatte der Zoo 20 Jahre lang
den Status eines Kandidaten auf
die Mitgliedschaft. Das bedeutet,
dass der Tierpark nun den Status
eines vollberechtigten Mitglieds
für die nächsten zwei Jahre inne-
hat. In diesen zwei Jahren müssen
die Königsberger Zoomitarbeiter
alle Mängel beseitigen, die eine
Spezialkommission im Tierpark
festgestellt hatte. Danach kann erst
eine volle Mitgliedschaft gewährt
werden.

Was genau die Zooleitung än-
dern muss, wird der endgültige Ex-
pertenbericht der internationalen
Organisation zeigen, deren Kom-
mission im August in Königsberg
war. Inspektoren aus Polen, Däne-
mark und den Niederlanden hatten
den Zoo damals unter die Lupe ge-
nommen. Die Experten der EAZA
mussten entscheiden, ob der Kö-
nigsberger Tiergarten in die Orga-
nisation aufgenommen werden
kann. Zwei Tage lang wurden sie
herumgeführt, sie schauten sich je-

de Ecke an und fällten schließlich
eine positive Entscheidung.

Im Jahr 2018 führte der Königs-
berger Zoo übrigens die Rangliste
des internationalen Zoofachmanns
Anthony David Sheridan an, der
sieben Tiergärten in Mittel- und
Osteuropa inspizierte. Konkurren-
ten waren Zoos in Rumänien in
den Städten Neumarkt am Mie-
resch [Târgu Mures], Kronstadt
[Brasov] und Bukarest, in Serbien
in den Städten Palitsch und Bel-
grad, der litauische Zoo in Kaunas
und in Bulgarien der von Sofia.

Sheridan bewertet die Tierparks
hinsichtlich der Erreichbarkeit für
Besucher, der Qualität der Umwelt-
schutzmaßnahmen und des finan-
ziellen Erfolgs. Der Experte gibt
periodisch einen Reisebericht her-
aus, in dem er seine Rangliste ver-
öffentlicht. 2016 ist Sheridans
zweiter Reiseführer erschienen, in
dem seine Besuche von 125 Zoos
in 28 Ländern Europas aufgelistet
sind.

Obwohl Sheridans Zoo-Rangli-
ste nicht offiziell ist, gilt es als
großer Erfolg, darin erwähnt zu

werden. Offenbar
hatte Sheridans
Rangliste aber
auch eine wichti-
ge Rolle bei der
Entscheidung der
EAZA  gespielt,
dem Königsber-
ger Tiergarten
den Status eines
gleichberechtig-
ten Mitglieds zu
gewähren.

2018 hatte die
EAZA 300 Mitglie-
der, elf zeitlich be-
grenzte Mitglieder,
21 Anwärter auf
die Mitgliedschaft
sowie 40 korpora-

tive und 38 assoziierte Mitglieder.
Insgesamt waren es 400 Mitglieds-
organisationen in 47 Ländern. In
der Russischen Föderation gab es
bislang nur zwei Vollmitglieder: der
Moskauer Zoo sowie der Zoo und
botanischen Garten in Kasan. 

Durch die Mitgliedschaft in der
Vereinigung kann der Königsber-
ger Zoo Sonderzuschüsse beantra-
gen, seltene Tiere aufnehmen und
mit den besten europäischen Fach-
leuten auf diesem Gebiet zu-
sammenarbeiten.

Jurij Tschernyschew

In Allenstein ist die in der ehema-
ligen Dragonerkaserne unterge-
brachte „Lebensmittelbank“, die
Allensteiner Variante der auch im
Westen weitverbreiteten Tafeln,
ein Opfer der Flammen geworden.
Der Brand brach Mitte Oktober
aus und vernichtete das Interieur
des gerade erst restaurierten Ge-
bäudes.

Mehr als 10000 Euro wurden
bisher gesammelt, um die Folgen
des Brandes der sogenannten Le-
bensmittelbank in der Marek-Ko-
tanski-Straße in Allenstein zu be-
seitigen, zu dem es am 17. Okto-
ber kam. Um das Gebäude ange-
messen zu schützen, werden zirka
250000 Euro benötigt.

In den letzten Jahren renovierte
die Lebensmittelbank das histori-
sche Gebäude der Dragoner-Ka-
sernenanlage aus dem 19. Jahr-
hundert. Dank der Denkmal-
schutzmaßnahmen, die man bei
der Restaurierung berücksichtig-
te, behielt der Bau seinen archi-
tektonischen Wert und gewann ei-
ne neue Bestimmung. In dem re-
staurierten Gebäude wurde unter
der Schirmherrschaft der Lebens-
mittelbank ein Sozialzentrum ein-
gerichtet, das ein Ort für Exi-
stenzgründer, soziale und ökolo-
gische Aktivitäten, Öffentlich-
keitsarbeit, berufliche und soziale
Bildung sowie Unterstützung von
nichtstaatlichen Organisationen
aus dem südlichen Ostpreußen
werden sollte. 

Ende September erst wurde der
neue Sitz der Lebensmittelbank
eröffnet. Weniger als einen Monat
nach diesem Ereignis  ereignete
sich eine Tragödie, über die Mit-

arbeiter der gemeinnützigen Or-
ganisation in den sozialen Netz-
werken wie folgt berichteten:

„So sollte es nicht sein ... Am 
20. September haben wir ein So-
zialzentrum eröffnet. Wir haben
uns gefreut, wie viele wertvolle
Initiativen wir hier umsetzen kön-
nen. Die Renovierung der histori-
schen Kasernen war für unsere
Organisation die größte Heraus-
forderung und Freude in der fast
20-jährigen Geschichte seines Be-
stehens. Wir haben viel Herzblut,
Arbeit, Energie und Geld in diese
Initiative gesteckt. Gemeinsam
mit uns wurde die Sozialstation

von Freunden, Privatpersonen,
Organisationen, Unternehmern
und Institutionen aufgebaut. Die
Freude endete heute Morgen, es

gab ein Feuer in der Sozialstation.
Zwei Drittel des Gebäudes wur-
den zerstört oder beim Löschein-
satz von Wasser überflutet und
vernichtet. Die Feuerwehrleute
schätzen die Schäden vorläufig
auf etwa 1,2 Millionen Euro.“

Der Brand entstand im ersten
Stock im zentralen Teil des Ge-
bäudes. Die Ursachen des Bran-
des sind noch nicht geklärt. Die
Polizei führt Ermittlungen durch.
Neben der Lebensmittelbank er-
litten die Unternehmen, die Räu-
me dort angemietet hatten, Verlu-
ste. Die Redaktion der Zeitschrift
„MADE IN Warmia & Mazury“
wurde komplett zerstört. „Es gibt
keine Computer mehr. Drucker,
Scanner, Kameras, Linsen, Stative,
Studiobeleuchtung, Bildschirme,
Möbel, Zeitschriften und Bücher,
von denen wir inspiriert wurden,
– alles haben die Flammen ver-

nichtet. Auch ein wertvolles Zei-
tungsarchiv brannte aus. Es ging
auch ein nennenswerter Teil der
Auflage der aktuellen Ausgabe
verloren, den wir nun nachdruk-
ken müssen“, heißt es in der Stel-
lungnahme der Redaktion, die et-
wa 10000 Euro benötigt, um ei-
nen Teil der Verluste zu decken.
Die Priorität für die Mitarbeiter
der Lebensmittelbank ist, das Ge-
bäude vor Kälte und Regen zu
schützen.

„Natürlich war das Gebäude
versichert. Uns ist jedoch bekannt,
dass die Versicherung die Schä-
den nicht vollständig abdecken
wird. Ein Drittel des Kasernenge-
bäudes ist abgebrannt. Inzwischen
können wir das Objekt wieder be-
treten und  Brandschäden beseiti-
gen, was zusätzliche Kosten verur-
sacht“, sagte Marek Borowski, der
Vorsitzende der Lebensmittel-
bank.

Jahrelang förderte die Lebens-
mittelbank soziale Organisationen.
Nun sind die Rollen vertauscht.
Auf Facebook wurde eine Spen-
densammlung ins Leben gerufen.
Als Hilfsorganisation verfügt eine
Lebensmittelbank nicht über eine
permanente Außenfinanzierung.
Der Unterhalt wird durch Zu-
schüsse, Subventionen, Spenden
und eigene Aktivitäten gesichert.
Die Allensteiner Tafel sammelt täg-
lich überflüssige Lebensmittel aus
den Geschäften und verteilt sie an
andere soziale Organisationen. Al-
lein im vergangenen Jahr haben
die Mitarbeiter des Unternehmens
fast 2500 Tonnen Lebensmittel vor
der Verschwendung bewahrt und
an Bedürftige gespendet. 

Dawid Kazanski

Riesenverluste nach Brand in Kaserne
Gebäude erst vor Kurzem restauriert – Allensteiner »Lebensmittelbank« ist auf Unterstützung angewiesen

Ehemalige Dragonerkaserne in Allenstein: Rußspuren zeugen von der Zerstörung Bild: D.K.

Hilfeleistung mit 
vertauschten Rollen
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Der Flughafen
in Schiema-

nen entwickelt
sich zwar schnell,
aber dennoch be-
nötigt er immer
noch hohe Zu-
schüsse. 

Mit der Situa-
tion des Flugha-
fens haben sich
die Abgeordneten
des Woiwod-
schaftsparlament
beschäftigt. Auf der einen Seite
gibt es eine positive Entwicklung
des Flughafens Schiemanen, wo-
von die gestiegene Zahl der abge-
fertigten Passagiere zeugt. Im Juli
und August waren es 35000 Per-
sonen. Das sind 28 Prozent mehr
als in der Feriensaison 2018. Auch
der September war besser als der
Vergleichsmonat des Vorjahres.
Die Woiwodschaftsverwaltung ist
der Ansicht, dass der Flughafen
schneller wächst, als bei seinem
Bau angenommen wurde. Er
schnitt in diesem Jahr in der ge-
samtpolnischen Rangliste ausge-
zeichnet ab.  

Auf der anderen Seite benötigt
der Flughafen viele Zuschüsse aus
dem Haushalt der Wojewodschaft.
Allein für den laufenden Unter-

halt, ohne Investitionen und Til-
gung der Schulden, zahlt die Wo-
iwodschaft jährlich mehrere Milli-
onen Zloty. In diesem Jahr sollen
es umgerechnet 3,5 Millionen Eu-
ro sein, und im kommenden Jahr
weitere 3,2 Millionen. Der Flugha-
fen bietet Schulungen für Dienste
an, die andere Flughäfen in An-
spruch nehmen. Außerdem erfolgt
eine Zusammenarbeit mit dem
Militär und mit Firmen, die Pilo-
ten ausbilden. Das alles soll dazu
führen, dass künftig die Bilanz
ausgeglichen ist. 

Zurzeit ist die Aktualisierung
des Generalplanes für den Flugha-
fen in Bearbeitung, der die Ant-
wort auf die Frage geben soll,
wann der Flughafen kostendek-
kend arbeiten wird. PAZ

Erfolg für den Königsberger Zoo
Organisation EAZA nahm Tiergarten auf – Gute Aussicht auf Sonderzuschüsse

Wird gut angenommen: Besucher strömen in den Tiergarten Bild: J.T.

Mehr Passagiere: Flughafen Schiemanen

Flughafenbilanz
Schiemanen ist noch nicht kostendeckend
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14./15. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt (ge-
schlossener Teilnehmerkreis)

17. bis 19. April: Kulturseminar in Helmstedt
18./19. April: Arbeitstagung Deutsche Vereine in Sensburg (ge-
schlossener Teilnehmerkreis)

26. bis 28. Juni: 8. Ostpreußische Sommerolympiade in Heilsberg
11. Juli: Festakt „100 Jahre Volksabstimmung“ in Allenstein
12. Juli: Ostpreußisches Sommerfest in Wuttrienen
18. bis 20. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
5. bis 11. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
17. Oktober: 10. Deutsch-Russisches Forum in Lüneburg (ge-
schlossener Teilnehmerkreis)

6. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden (ge-
schlossener Teilnehmerkreis)

7./8. November: Ostpreußische Landesvertretung (geschlossener
Teilnehmerkreis)

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de,
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 48/2019 (Erstverkaufstag: 29. November) bis spä-
testens Mittwoch, 20. November an E-Mail: redaktion@preus-
sische-allgemeine.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 48

Am 28. 10. 2019 feierte 

Ida Speder  geb. Grunau

aus Schirwindt ihren

100.   Geburtstag!
Ihre ehemaligen Kindergartenkinder wünschen

der geliebten Tante Ida beste Gesundheit
und alles, alles Gute!

AnzeigeZUM 100. GEBURTSTAG

Katzenski, Erna, geb. Labusch,
aus Freudengrund, Kreis Or-
telsburg, am 20. November

ZUM 99. GEBURTSTAG

Gerber, Liesbeth, geb. Mollen-
hauer, aus Klein Nuhr, Kreis
Wehlau, am 17. November

Puddig, Gertrud, aus Karkeln,
Kreis Elchniederung, am 
17. November

ZUM 98. GEBURTSTAG

Mützenich, Lore, geb. Dalades,
aus Treuburg, am 16. Novem-
ber

Schmitt, Karl, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 20. November

ZUM 97. GEBURTSTAG

Baumm, Erika, geb. Adomat, aus
Großwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 17. November

Ehmke, Erna, aus Ehrenwalde,
Kreis Lyck, am 20. November

ZUM 96. GEBURTSTAG

Kohlhaussen, Eva, geb. Koch, aus
Wiesensfeld, Kreis Neiden-
burg, am 15. November

Reinhart, Elfriede, geb. Pacz-
kowski, aus Eichenau, Kreis
Neidenburg, am 16. November

Roggon, Robert, aus Treuburg,
am 21. November

ZUM 95. GEBURTSTAG

Eichel, Elfriede, aus Lyck, am 
18. November

Kumutat, Käte, aus Skören, Kreis
Elchniederung, am 21. Novem-
ber

März, Helene, aus Wittenwalde,
Kreis Lyck, am 15. November

Niesgodda, Ernst, aus Dreimüh-
len, Kreis Lyck, am 18. Novem-
ber

Schön, Gerhard, aus München-
felde, Kreis Lötzen, am 20. No-
vember

Sokolowski, Edith, aus Fließdorf,
Kreis Lyck, am 20. November

ZUM 94. GEBURTSTAG

Czub, Dr. Erich, aus Ulrichsfelde,
Kreis Lyck, am 16. November

Heidenreich, Margarete, aus Lyck,
am 21. November

Lux, Ruth-Marie-Luise, geb. Ko-
lodzey, aus Ortelsburg, am 
17. November

Nössig, Maria, geb. Sutter, aus
Gimmendorf, Kreis Neidenburg,
am 16. November

Schmidt, Siegfried, aus Kuglacken,
Kreis Wehlau, am 18. November

Steinke, Käthe, geb. Ludwig, aus
Waiselhöhe, Kreis Neidenburg,
am 15. November

Wietzorek, Kurt, aus Lyck, am 
17. November

ZUM 93. GEBURTSTAG

Aßmann, Erika, geb. Wunder, aus
Klaussen, Kreis Lyck, am 17. No-
vember

Begett, Alfred, aus Kirpehnen,
Kreis Fischhausen, am 21. No-
vember

Fleiß, Margot, geb. Barth, aus
Schloßberg, am 15. November

Gudat, Eva, geb. Hennig, aus Ta-
piau, Kreis Wehlau, am 18. No-
vember

John, Lotte, geb. Pancritius, aus
Ebenfelde, Kreis Lyck, am 
16. November

Kunze, Waltraud, geb. Dittkuhn,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 17. November

Kutzinski, Heinz, aus Tannau,
Kreis Treuburg, am 15. Novem-
ber

Kuzio, Elisabeth, geb. Buyny, aus
Dreimühlen, Kreis Lyck, am 
21. November

Neubauer, Erna, aus Lyck, am 
15. November

Ramminger, Hildegard, geb.
Chmielewski, aus Roggenfelde,
Kreis Treuburg, am 20. Novem-
ber

Schaudt, Annemarie, geb. Neu-
mann, aus Bartenhof, Kreis
Wehlau, am 16. November

Skorepa, Meta, geb. Schulz, aus
Kuckerneese, Kreis Elchniede-
rung, am 15. November

Walden, Waltraud, geb. Pelka,
aus Malshöfen, Kreis Neiden-
burg, am 16. November

ZUM 92. GEBURTSTAG

Depolt, Herta, geb. Gloddek, aus
Rohmanen-Abbau, Kreis Or-
telsburg, am 15. November

Krämer, Else, geb. Rade, aus
Grabnick, Kreis Lyck, am 
20. November

Letkow, Siegfried, aus Lyck, Kai-
ser-Wilhelm-Straße 134, am 
19. November

Paul, Werner, aus Schirrau,
Kreis Wehlau, am 15. Novem-
ber

Schöffel, Charlotte, geb. Sapa-
rautzki, aus Tawellenbruch,
Kreis Elchniederung, am 
20. November

Selenz, Frieda, geb. Fröse, aus
Erlen, Kreis Elchniederung,
am 17. November

Sperzel, Waltraut, geb. Erzber-
ger, aus Lindental, Kreis Elch-
niederung, am 21. November

ZUM 91. GEBURTSTAG

Augustin, Helmut, aus Sonnau,
Kreis Lyck, am 17. November

Fromm, Helmut, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 18. Novem-
ber

Glagau, Wilma, geb. Kamieth,
aus Groß Ponnau, am 16. No-
vember

Groß, Ursula, geb. Schwarck, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
20. November

Gutt, Fritz, aus Kronau, Kreis
Lötzen, am 21. November

Symanzik, Horst, aus Maschen,
Kreis Lyck, am 19. November

Tarrach, Käte, geb. Lasogga, aus
Rogonnen, Kreis Treuburg, am
17. November

Zimmermann, Eleonore, geb.
Pilz, aus Haselberg, Kreis
Schloßberg, am 14. November

ZUM 90. GEBURTSTAG

Jeske, Siegfried, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 19. November

Pick, Ruth, geb. Czypull, aus
Mostolten, Kreis Lyck, am 
20. November

Wenzel, Hans-Günther, aus Lyck,
Yorkplatz, am 17. November

ZUM 85. GEBURTSTAG

Block, Brigitte, geb. Czychon, aus
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
15. November

Broziewski, Ursel, geb. Ol-
schewski, aus Gollen, Kreis
Lyck, am 17. November

Fischer, Heinz, aus Haselau,
Kreis Heiligenbeil, am 17. No-
vember

Goder, Hildegard, geb. Sarkows-
ki, aus Lyck, am 15. November

Grimm, Dieter, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 19. November

Haedge, Hans-Albrecht, aus Weh-
lau, am 15. November

Jochmann, Irmgard, geb. Kos-
mitzki, aus Schwentainen,
Kreis Treuburg, am 21. Novem-
ber

Jorkowski, Georg, aus Grenz-
damm, Kreis Neidenburg, am
16. November

Knischewski, Gerd, aus Kleschen,
Kreis Treuburg, am 16. November

Kuczewski, Otto, aus Rummau-
Ost, Kreis Ortelsburg, am 
19. November

Nadolny, Günter, aus Arlen,
Kreis Lötzen, am 16. Novem-
ber

Olk, Edeltraud, geb. Abramzik,
aus Höhenwerder, Kreis Or-
telsburg, am 20. November

Rebmann, Erna, geb. Schiemann,
aus Schwengels, Kreis Heili-
genbeil, am 16. November

Rottmann, Heinz, aus Moithie-
nen, Kreis Ortelsburg, am 
18. November

Schild, Klara, geb. Froese, aus
Altengilge, Kreis Elchniede-
rung, am 21. November

Schütz, Christa, geb. Sablowsky,
aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 17. Novem-
ber

Weichsel, Adalbert, aus Heili-
genbeil, am 16. November

Wissel-Piel, Ingeborg, geb. Piel,
aus Waldfließ, Kreis Lötzen,
am 20. November

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bernotat, Marta, geb. Kullik, aus
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am
15. November

Burchert, Peter, aus Braunsberg,
am 16. November

Dawedeit, Manfred, aus Linden-
tal, Kreis Elchniederung, am
19. November

Demant, Gerhard, aus Walters-
höhe, Kreis Lyck, am 20. No-
vember

Fouquet, Manfred, aus Wallenro-
de, Kreis Treuburg, am 16. No-
vember

Grigo, Ella, geb. Baranski, aus
Zondern, Kreis Lötzen, am 
18. November

Grünke, Edith, geb. Berger, aus

Sangnitten, Kreis Preußisch
Eylau, am 17. November

Hamann, Helga, geb. Klamma,
aus Gutenborn, Kreis Lyck, am
21. November

Hiege, Erika, geb. Zimmermann,
aus Bolbitten, Kreis Heiligen-
beil, am 18. November

Jacob, Ralf, aus Kallehnen, Kreis
Wehlau, am 20. November

Kahlau, Edeltraude, aus Paters-
walde, Kreis Wehlau, am 
18. November

Malyj, Michael, aus Skomanten,
Kreis Lyck, am 15. November

Mickelun, Siegmar, aus Grün-
dann, Kreis Elchniederung, am
16. November

Schmeer, Eberhard, aus Bladiau,
Kreis Heiligenbeil und aus Ri-
chau, Kreis Wehlau, am 16. No-
vember

Tresp, Horst, aus Kölmersdorf,
Kreis Lyck, am 20. November

ZUM 75. GEBURTSTAG

Buttler, Renate, geb. Zapatka, aus
Klein Schiemanen, Kreis Or-
telsburg, am 17. November

Hamer, Sabine, geb. Adeberg,
aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 20. Novem-
ber

Schaller-Thimm, Angelika, geb.
Schneevogl, aus Lindendorf,
Kreis Wehlau, am 18. Novem-
ber

Schröder, Wolfgang, aus Rei-
mannswalde, Kreis Treuburg,
am 20. November

Lieder für Ostpreußen
Liederliste anfordern, 1 CD gratis

von Heimatsänger Bern Stein
B. Krutzinna, Oelmühlenallee 1, 24306 Plön
bernstein1947@aol.com  Tel. 04525 1764

Suche:
Alte Bücher 

bis 1942 über das 
Gestüt Trakehnen. 

Telefon
0157 – 5005 4711

Anzeige

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Ostpreußisches Landesmu-
seum auch im Internet:
www.ostpreussisches-lan-
desmuseum.de

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Nun ist auch das Kreistreffen
2019 schon wieder Geschichte.

Welche Eindrücke sind geblie-
ben? 
Zunächst der einladende bunte

Rahmen: Der Saal ringsum mit
Transparenten und Fahnen ge-
schmückt, dabei die Wappen der
drei Städte Pr. Eylau, Landsberg
und Kreuzburg, und frisches
herbstliches Grün auf den Ti-
schen. Wir halten dies inzwischen
schon für so selbstverständlich,
dass wir gar nicht an die Arbeit
denken, die dahinter steckt und
die vor allem von der Vorsitzen-
den mit einigen hier ungenannten
Helfern geleistet wurde. Dietmar
Anger hatte Stellwände mit Land-
karten und Bildern aufgebaut,
diesmal mit Hervorhebung des
Ännchens von Tharau, die vor
400 Jahren geboren wurde; Hein-
rich Lohmann, Verden, präsen-
tierte wie gewohnt Bärenfang und
Königsberger Marzipan, und 
Erika Zschiesche betreute neben
der Eingangskontrolle das reiche
Bücherangebot. Sie alle haben für
diesen Beitrag zu der heimat-
lichen Atmosphäre unseren Dank
verdient.
Der Raum war zwar nicht über-

füllt, aber gut gefüllt. Obwohl „wir“
immer weniger werden – dieses

Schicksal haben die anderen
Kreisgemeinschaften und Vereine
auch – wurden immerhin über 70
Eintrittsfähnchen verkauft. Wer
trotz der mühseligen Anreise ge-
kommen war, wurde reichlich be-
lohnt. Zwar konnte nicht mehr Je-
der alte Klassenkameraden antref-
fen, um Erinnerungen auszutau-
schen, aber das Programm bot Je-
dem etwas, und es haben sich in-
zwischen neue Verden-Bekannt-
schaften gebildet. Wem dies und
das Programm im Übrigen nicht
genügte, der konnte in der Verde-
ner Altstadt den Jazz- und Blues-
Bands zuhören, die an diesem Wo-
chenende auftraten (der Bürger-
meister musste bei seiner Anspra-
che zum Partnerschaftstreffen im

Rathaus die Fenster schließen!). 
Ein Höhepunkt war sicher der

Vortrag von Dr. Hinkelmann über
das Naturwunder Kurische Neh-
rung. Nicht nur unseren Lands-
leuten, sondern auch den Gästen
aus Verden, darunter den zahlrei-
chen ehemaligen und aktuellen
Mitarbeitern von Stadt und Land-
kreis, wurde damit auch ein loh-
nendes und noch immer aktuelles
Ferienziel nahegebracht. 
Von den „Partnern“ aus dem

Heimatgebiet war die russische
Seite nicht erschienen – der Fah-
rer sei krank geworden – es kam

PREUSSISCH
EYLAU

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hil-
den, Telefon (02103) 64759, Fax:
(02103) 23068, E-Mail: 
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus
Verden/Aller Lindhooper Straße
67, 27283 Verden/Aller,  
E-Mail: preussisch-eylau@land-
kreis-verden.de, Internet:
www.preuss i sch-ey lau .de .  
Unser Büro in Verden ist nur
noch unregelmäßig besetzt. Bitte
wenden Sie sich direkt an die
Kreisvertreterin Evelyn v. Borries,
Telefon: (02103) 64759 oder
Fax: (02103) 23068, E-Mail:
evborries@gmx.net

Evelyn von Borries
wiedergewählt

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15

Erhielt die Silberne Ehrennadel: Die wiedergewählte Kreisver-
treterin Evelyn von Borries (Mitte) Bild: privat
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nur eine große Delegation der
polnischen Kommunen Lands-
berg-Stadt, Landsberg-Land und
im Hinblick auf die geltende
Kreiseinteilung auch wieder Bar-
tenstein. Die Fahrt nach Verden,
stundenlang und beengt in klei-
nem Bus, war sicher für nieman-
den von ihnen ein Vergnügen.
Dass sie dennoch so zahlreich ge-
kommen sind, zeigt, wie sehr ih-
nen an einem guten Verhältnis zu
Deutschland gelegen ist, zumal
bzw. gerade weil momentan der
innenpolitische Wind in Polen in
eine andere Richtung bläst. Dies
kam auch in der Ansprache unse-
res langjährigen Freundes Janusz
Dombrowski, des stellvertreten-
den Landrats von Bartenstein,
zum Ausdruck, der daran erinner-
te, dass die lange Friedenszeit
und die gemeinsame Mitglied-
schaft in der Europäischen Union
beide Seiten veranlassen sollte,
„darauf zu schauen, was uns ver-
bindet und nicht darauf, was uns
unterscheidet.“ Diese Haltung
zeigt auch, dass diejenigen Polen,
die engeren Kontakt zu Deut-
schen hatten, uns gegenüber posi-
tiver eingestellt sind. Ein Mitglied
der Delegation aus Landsberg, das
beharrlich Deutsch lernt, bewies
dies dadurch, dass er eine kleine
von ihm verfasste Episode aus der
Geschichte der Stadt Landsberg
in Deutsch vortrug. 
Schließlich zeigte der Besuch

der Partner, der immer und aus-
schließlich zum Zeitpunkt unse-
res Kreistreffens erfolgt,  auch der
Verdener politischen Öffentlich-
keit, dass die Kommunalpartner-
schaft und damit die Annäherung
über die Grenzen hinweg uns, der
Kreisgemeinschaft, also der
landsmannschaftlichen Arbeit, zu
verdanken sind. 
Neu war bei diesem Kreistref-

fen, dass erstmals eine Mitglie-
derversammlung das höchste Or-
gan der Kreisgemeinschaft dar-
stellte, dass also der neu zu wäh-
lende Vorstand nicht mehr von
Delegierten, sondern unmittelbar
von den Mitgliedern bestimmt
wurde. Vor allem ist zu begrüßen,
dass die bisherige Vorsitzende,
Evelyn von Borries, bereit ist, das

Amt weiterzuführen. Sie hatte die
Aufgabe vor fünf Jahren mutig
übernommen, obwohl sich der
Verein finanziell in einer desola-
ten Situation befand, hat ihn – mit
der Hilfe des tüchtigen Vorstands
– in dieser Zeit saniert und auch
darüber hinaus beachtliche Erfol-
ge erzielt. 
Voraussetzung für die Sanie-

rung – bei rückläufigem Spen-
deneingang – war vor allem die
Trennung von einer bezahlten
Hilfskraft, allerdings mit der Fol-
ge, dass nun die Kreisvertreterin
Anlaufstelle für viel Büroarbeit
wurde, und dass auch auf die
Schatzmeisterin (Erika Zschie-
sche), die in der Nähe von Verden
wohnt, mehr Arbeit zukam. Zur
Aufgabe des Vorsitzenden gehört
es ohnehin, Anfragen zu beant-
worten oder weiterzuleiten und
auch einfach für Landsleute da zu
sein, die sich einmal aussprechen
möchten. Das ist alles in allem ein
Rund-um-die-Uhr-Job, der nur zu
bewältigen ist, wenn man wie
Evelyn von Borries jemanden hat,
der private Arbeit abnimmt. Ih-
rem Ehemann Klaus von Borries,
dem Nichtostpreußen, gebührt
daher ebenfalls unsere Anerken-
nung.
Als weitere Erfolge der vergan-

genen Legislaturperiode sind vor
allem die Wiederaufnahme einer
zügigen Archivierung durch Dr.
Christine Bilke-Krause und die
Aktualisierung der Kreisdatei
durch Gerdi Westerkowsky zu
nennen. Hinzu kommt eine wei-
tere Verbesserung des Verhält-
nisses zu unseren Paten- und
Partner-Kommunen in Verden,
besonders zur Stadt und ihrem
Bürgermeister. Damit wächst
auch die begründete Hoffnung,
dass unser Preußisch Eylauer
Heimatmuseum, das sich immer
noch, schwer zugänglich, im Ge-
bäude der Landkreisverwaltung
befindet, künftig wieder in die
Verdener Innenstadt zurück-
kehrt. 
Zur Anerkennung ihrer Ver-

dienste wurde Evelyn von Bor-
ries das Silberne Ehrenzeichen
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen verliehen. Gerd Birth, der
die Auszeichnung vorbereitet
hatte, überreichte der überrasch-
ten Kreisvertreterin Urkunde
und Nadel vor dem Publikum. Es
war eine hochverdiente Ehrung. 

Was ist noch zu berichten? Es
gehörte schon zur Routine, dass
Elfi Hoppe die Stimmung mit im-
mer wieder neuen ostpreußi-
schen Späßchen auflockert und
dass Dr. Lothar Biesert Hilfestel-
lung bei der Familienforschung
leistet. Etwas wirklich Neues
brachte am Sonntag Pfarrer Her-
mann, indem er den Text der An-
dacht auf Deutsch und Polnisch
an die Wand projizierte. So konn-
ten ihm auch die polnischen Gä-
ste folgen, die sämtlich erschie-
nen waren. 
Notieren Sie sich schon jetzt

den Termin des nächsten Kreis-
treffens: Es ist der 19. und 20.
September 2020. 

Martin Lehmann

Am Sonnabend, dem 16. Mai
2020 findet in Lüneburg das ge-
meinsame Treffen der Kreisge-
meinschaften Tilsit-Ragnit und
Elchniederung sowie der Stadtge-
meinschaft Tilsit statt.
Ort der Veranstaltung ist das

Krone Bier- und Event-Haus, Hei-
ligengeiststraße 39–41, in Lüne-
burg. Einlass: 9.30 Uhr, Beginn: 
10 Uhr.
Im Programm ist unter anderem

eine gruppenweise Besichtigung
des neu gestalteten Ostpreußen-
museums vorgesehen.
Der Festredner ist Hubert Hil-

gendorff, Kreisvertreter von Ra-
stenburg.
Das Mittagessen kann im Hause

à la carte eingenommen werden.

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 14

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Einladung zum 
Nachbarschaftstreffen

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT
LANDESGRUPPEN

Ludwigsburg – Freitag, 22. No-
vember, 15 Uhr, „Krauthof“, Bei-
hinger Straße 27: Die Gruppe
trifft sich zum Stammtisch.

Reutlingen – Sonnabend, 
16. November, 14 Uhr: Treffen
der Landsmannschaft Ost- und
Westpreußen Reutlingen auf
dem Friedhof Römerschanze in
Reutlingen an unserem Gedenk-
stein – Heimatstein aller Vertrie-
benen. Alle Mitglieder und
Freunde sind herzlich eingela-
den. Anschließend lädt die
Gruppe zur Kaffeetafel im Gast-
haus „Edelweiß“ in Reutlingen,
Sickenhäuser Straße ein.

Altmühlfranken – Freitag, 
22. November, 19 Uhr, Hotel Gast-
hof Krone, Saal, Gunzenhausen:
Heimatliches Essen „Kartoffelsup-
pe“, anschließend gibt es eine Feu-
erzangenbowle und einer Vorfüh-
rung des gleichnamigen Films mit
Heinz Rühmann.

Hof – Das nächste Monatstreffen
der Landsmann schaft der Ost- und
Westpreußen findet am 16. Novem-
ber um 16 Uhr statt. Sie feiert ihr
70-jähriges Bestehen im Museum
Bayerisches Vogtland Hof. Gäste
sind im mer herzlich willkommen.

Bericht
„Ernte in Ost- und Westpreußen

– Erntedank auch heute noch?“
Die Landsmannschaft der Ost-

und West preu ßen Hof traf sich zu
ihrem monatlichen Beisammen-
sein im Restaurant „Altdeutsche
Bierstube.“
Vorsitzender Christian Joachim

begrüßte die Mitglieder und freu-

te sich über die voll be setz ten und
liebevoll geschmückten Tische.
Nach den Glückwünschen an die
Ge burts tagskinder des vergange-
nen Monats be richtete Jutta Staro-
sta über den Prominen ten des
Monats, den Bildhauer Stanislaus
Cauer.
Anschließend führte Christian

Joachim die Mitglieder zum The-
ma Erntedank zurück in die Hei-
mat.  Zuerst räumte er mit dem
Märchen auf, dass die ost- und
westpreußi sche Landwirtschaft
hauptsächlich von Rit ter gütern
und Großgrundbesitzern domi-
niert wurde. In Wirklichkeit be-
wirtschafteten nur fünf Prozent
der landwirtschaftlichen Betrie be
Flächen mit mehr als 1000 Hektar.
Ein Vergleich des Klimas zeigte,
dass das Eis bei Köln am Rhein
höchstens 20 Ta ge steht, an den
Flüssen Pregel und Memel jedoch
100 Tage. Die Bedingungen, unter
denen die Ernte in Ostpreußen
ein ge bracht werden musste, wa-
ren also ungleich schwie riger.
Wegen der harten Arbeit wurde
da her das Erntedankfest nicht nur
kirchlich, sondern auch auf den
Bauernhöfen und Guts höfen ge-
bührend gefeiert.  
Nun stellt sich laut Christian Jo-

achim die Fra  ge, ob die Ost- und
Westpreußen hier in der neuen
Heimat noch Erntedank feiern

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
(0711) 854093, Geschäftsstelle:
Haus der Heimat, Schloßstra-
ße 92, 70176 Stuttgart, 2. Stock,
Zimmer 219. Sprechstunde nach
Vereinbarung.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

PAZ wirkt!

Vorsitzender: Christoph Stabe,
App. 315, Ringstraße 51a, 85540
Haarm Telefon (089) 23147021,
Geschäftsstelle: Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, Telefon
(0821) 517826, Fax (0821)
3451425, E-Mail: info@low-bay-
ern.de, Internet: www. low-
bayern.de.

BAYERN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 16



sollten. Dies bejahte er voller
Überzeugung. Der Dank gilt aber
nicht nur dem täglichen Brot. Wir
können danken, dass wir in einem
freien Land leben, dass sich viele
Lands leu te in ihren Gruppen zu-
sammenfinden und dass es Perso-
nen gibt, die die Organi sa tion der
Landsmannschaft mit Leben er -
fül len. 
Jedoch gibt es auch heute große

Gegen sät ze von Überfluss und
Not. Gerade die Ost- und West-
preußen, die mit den Kant’schen
Pflichtbegriffen Ordnung, Spar-
samkeit und Toleranz aufgewach-
sen sind, wissen den „wahren
Wert“ der erarbeiteten Lebens-
mittel noch zu schätzen. Deshalb
gilt es heute um so mehr, sich auf
die frühere Landwirtschaft zu be-
sinnen, deren Arbeit anzuerken-
nen und sorgsam mit den Lebens-
mitteln umzu ge hen. Mit diesem
Schlusssatz beendete Chris tian
Joachim den interes san ten Vor -
trag. Nach angeregten Gespräche
wurde die Versammlung mit dem
Verteilen der Erntegaben beendet. 

Nürnberg – Sonntag, 1. Dezem-
ber, 15 Uhr, Haus der Heimat, Im-
buschstraße 1, Ende der U 1
gegenüber in Langwasser: Ad-
ventsfeier. Gäste willkommen.

Bremen-Vahr – Im Einkaufszen-
trum „Berliner Freiheit“ in Bre-
men-Vahr findet von Donnerstag,
21. bis Sonnabend, 23. November
der „Markt der Ost- und West-
preußen“ statt. Ganztags bis zum
Ladenschluss bieten wir dort wie
in den Vorjahren neue und anti-
quarische Bücher, Karten, Marzi-
pan und Spirituosen an. Auch ei-
ne Auswahl an Landkarten und
Produkten anderer Heimatgebiete
wird wieder verkauft. Zusätzlich
gibt es eine kleine Verkaufs-Aus-
stellung aus dem Nachlass von
Rotraud Hahn. Eine Attraktion
werden wieder die historische
Ostpreußen-Schulwandkarte aus

den 1920er Jahren und erstmals
auch ein zirka. 1948 entstande-
nes historisches Modell eines
Kurenkahns aus dem Kreis Labi-
au sein, das ein Fischer aus der
Erinnerung selbst gefertigt hat.
Wir konnten dieses wertvolle
Modell kürzlich aus Bremerha-
vener Privatbesitz erwerben. 
Am Sonnabend, 7. Dezember, 

15 Uhr möchten wir uns mit Ih-
nen zur Adventsfeier der Ost-
preußen und Westpreußen im
Atlantic-Hotel beim Bremer
Flughafen treffen. Wir möchten
auch in diesem Jahr harmonisch
und besinnlich zusammen kom-
men, gemeinsam Lieder singen
und uns an weihnachtlich hei-
matlichen Geschichten erfreuen.
Die adventliche Ansprache wird
Herr Superintendent i.R. Detlef
Preuschoff, ein ostpreußischer
Pfarrer aus Lilienthal, halten.
Die Kosten der Kaffeetafel betra-
gen wie im Vorjahr 10 Euro pro
Person. Ihre Anmeldung in der
Geschäftsstelle (Donnerstag 
15 bis 17.30 Uhr) ist unbedingt
erforderlich und wird ab sofort
erbeten. 

LANDESGRUPPE

Sonnabend, 16. November,
10.30 bis 16 Uhr, Christkindl-
markt der ost- und mitteldeut-
schen Landsmannschaften im
„Haus der Heimat“, Landesver-
band der vertriebenen Deut-
schen in Hamburg (L.v.D.), Teil-
feld 8, nahe der Haltestelle S1,
S3 – Stadthausbrücke; U3 – Rö-
dingsmarkt oder Buslinie 6 und
37, Haltestelle Michaeliskirche.
Die Landsmannschaften und der
Ostpreußenstand sind mit ei-
nem Angebot von heimatlichen
Spezialitäten vertreten. Für das
leibliche Wohl ist ebenso ge-
sorgt.
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 8 9      5 4
 6        2
   3 4 8 2 9  
  8  7  3  6 
         
  4  2  6  8 
   1 9 3 5 6  
 2        1
 9 6      4 7

 8 9      5 4
 6        2
   3 4 8 2 9  
  8  7  3  6 
         
  4  2  6  8 
   1 9 3 5 6  
 2        1
 9 6      4 7

 8 9 2 3 6 1 7 5 4
 6 1 4 5 9 7 8 3 2
 7 5 3 4 8 2 9 1 6
 1 8 9 7 4 3 2 6 5
 5 2 6 8 1 9 4 7 3
 3 4 7 2 5 6 1 8 9
 4 7 1 9 3 5 6 2 8
 2 3 8 6 7 4 5 9 1
 9 6 5 1 2 8 3 4 7

Diagonalrätsel: 1. Zettel, 2. riesig,  
3. Firnis, 4. Kueken, 5. Dattel,  
6. Labsal – Zirkel, Lineal

Kreiskette: 1. Stampe, 2. Mammut,  
3. Umhang, 4. altern, 5. Mieter – 
Stammhalter

Sudoku:

PAZ19_46

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte einen männlichen Nachkommen.

1 berlinerisch: Gaststätte, Kneipe, 2 ausgestorbener Elefant, 3 Pelerine, Cape, 
4 in die Jahre kommen, 5 Wohnungsnehmer

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Zeichen-
geräte.

1 Stück Papier
2 von gewaltiger Größe
3 Schutzanstrich
4 Junges der Henne
5 Palmenfrucht
6 Erquickung

KREISGRUPPE

Elchniederung –
Dienstag, 26. No-
vember, 14 Uhr, Be-
renberg-Goss ler-
Haus, Niendorfer

Kirchenweg 17, Hamburg-Nien-
dorf: Treffen. Nähere Informatio-
nen bei Helga Bergner, Telefon
(040) 5226122.

Dillenburg – Bei der Monatsver-
sammlung am 30. Oktober erinner-
te der Vorsitzende, Dietmar Bal-
schun, an die im letzten Vierteljahr
verstorbenen Gruppenmitglieder:
Eberhard Voigt, der 108 Jahre alt
geworden war, und Herbert Schulz,
der an seinem 91. Geburtstag starb.
Zu beiden Beerdigungen waren
Dietmar Balschun und Hans-Joa-
chim Naujoks gegangen. 
Nach dem Kaffetrinken sprach

Balschun über Martin Luther und
über den Preußenherzog Albrecht,
der die Reformation in Preußen
einführte. Balschun begann mit der
Missionierung der Pruzzen, dem
Stamm, von dem „Preußen“ seinen
Namen herleitete. Um das Jahr
1000 ging der Jesuitenpater Adal-
bert von Prag mit vielen anderen
Mönchen zu den Pruzzen, um ih-
nen das Christentum zu predigen.
Er musste gegen ihre Götter, von
denen es viele gab, ankämpfen. 
Ihr Hauptgott war Perkunos, der

auf dem heiligen Platz Rumowe an-
gebetet wurde. Unter den heiligen
Eichen wurde das Opferfeuer ent-
facht, bei dem Tiere und manch-
mal auch Menschen geopfert wur-
den. Der Asche sagten die pruzzi-
schen Priester Heilkräfte nach. 
Adalbert wurde zunächst von

den Pruzzen freundlich aufgenom-
men. Als er aber auf dem alleini-
gen Gott und seinem Sohn Chris-
tus bestand, erschlugen sie ihn und
seine Gefolgsleute im Jahre 997 im
Samland. In Tenkitten steht heute

ein Erinnerungskreuz. Der polni-
sche König Boleslaw I., der auch
über die Pruzzen herrschte, ließ
den Leichnam des Märtyrers nach
Prag überführen, wo er im Dom
beigesetzt wurde. Seine Missions-
arbeit wurde von Bischof Bruno
von Querfurt, dem Bruder des da-
maligen deutschen Königs, fortge-
setzt. 
Bruno und seine Gefährten wur-

den im Jahre 1008 bei Lyck eben-
falls erschlagen. Die Missionierung
schritt aber weiter fort. Um 1215
missionierte der Zisterzienser-
mönch Christian in Masowien. Er
kaufte den Pruzzen ihre überzähli-
gen Töchter, die sonst getötet wur-
den, ab, und ließ sie im christ-
lichen Glauben erziehen. Um diese
Zeit wurde das Kloster Oliva bei
Danzig gegründet, das ein Frauen-
kloster war. 
Der Deutsche Ritterorden erhielt

das Baltikum als neue Aufgabe zu-
gewiesen. Der Orden sollte den
ganzen Osten, der christlich ge-
worden war, erhalten. Im Jahr 1230
entstand die Burg in Thorn, etwas
später wurde die Marienburg er-
baut, der Hauptsitz des Deutschen
Ritterordens. Hochmeister war da-
mals Hermann von Salza. Der Or-
den konnte aber kaum noch Ritter
im Reich anwerben. 
Im Jahre 1521 gab es nur noch 

50 Ritter. Der Orden musste Söld-
ner anwerben. Diese Söldner wa-
ren bei der Schlacht von Tannen-
berg im Jahre 1617 von den Pruz-
zen geschlagen worden. Das Tan-
nenberg-Denkmal wurde aber erst
nach dem Ersten Weltkrieg erbaut,
nachdem Hindenburg dort die
Russen besiegt hatte. Die Schlacht
von 1517 wird auf dem Denkmal
erwähnt. 
Im Jahre 1510 wurde Albrecht,

Markgraf von Brandenburg-Ans-
bach, im Schloss von Königsberg
zum Hochmeister des Deutschen
Ritterordens gewählt. Albrecht
hoffte auf die verwandtschaftlichen
Beziehungen zum polnischen Kö-
nigshof, um den Deutschen Rit-
terorden am Leben zu erhalten.
1521 reiste er nach Nürnberg zum
Kaisertag. Dort traf er einige Refor-
matoren (Lutheranhänger). Auf
dem Heimweg reiste er über Wit-
tenberg. Dort traf er mit Martin Lu-
ther zusammen, der ihm riet, den
Deutschen Ritterorden in ein welt-

liches Herzogtum umzuwandeln.
So entstand das Herzogtum Preu-
ßen, und da der Herzog ein Protes-
tant war, führte er in Preußen die
Reformation ein. Der Gottesdienst
wurde nicht mehr in lateinischer
Sprache abgehalten, sondern auf
Deutsch. Die Pfarrer bekamen ein
Handbuch mit den Predigten Mar-
tin Luthers ausgehändigt. Es wur-
den Schulen gegründet, damit die
Kinder lesen lernten und die Bibel
selbst lesen konnten. Im Jahr 1544
gründete Herzog Albrecht die Kö-
nigsberger Universität, die nach
ihm „Albertina“ genannt wurde. 
Herzog Albrecht erlebte in sei-

nem Leben wenig Gutes. Seine er-
ste Ehe war zwar in Ordnung. Er
liebte seine Frau sehr. Aber alle sei-
ne Kinder starben. Obwohl seine
Kinder gestorben waren, hielt Her-
zog Albrecht an seinem Glauben
an die Liebe Gottes fest. In dieser
schweren Zeit schrieb er das Lied,
das später ins evangelische Ge-
sangbuch aufgenommen wurde:
„Was mein Gott will, das g‘scheh
allzeit, sein Wille ist der beste.“ Da
Albrecht an seinem protestanti-
schen Glauben festhielt, zog er sich
den Zorn des Kaisers zu, und der
erteilte ihm im Jahre 1548 die
Reichsacht. Der Herzog heiratete
ein zweites Mal, nachdem seine er-
ste Frau gestorben war. Aber diese
Ehe war gar nicht gut. Im Jahre
1558 starb Herzog Albrecht, er
wurde im Dom von Königsberg be-
graben. Dietmar Balschun erhielt
für sein Referat viel Beifall. – Die
nächste Monatsversammlung fin-
det am Mittwoch, dem 27. Novem-
ber, im Cafè Eckstein, Königsber-
ger Straße, in Dillenburg statt.
Dann wird uns Gundborg Hoff-
mann Weihnachtsgeschichten von
Agatha Christie vorlesen. Gäste
sind wie immer herzlich willkom-
men. Ingrid Nowakiewitsch

Schriftführerin 
Wiesbaden – Donnerstag, 28.

November, 18 Uhr, Gaststätte Haus
Waldlust, Ostpreußenstraße 46,
Wiesbaden-Rambach: Stammtisch
mit festlichem Wildessen. Serviert
werden verschiedene Wildgerichte
mit Klößen und Rotkohl sowie ei-
ner Wildsuppe. Für den musikali-
schen Rahmen sorgt das „Bläser-
corps der Jägerschaft Wiesbaden“
mit traditionellen Jagdsignalen.
Wenn Sie an diesem besonderen

Stammtisch teilnehmen möchten,
melden Sie sich bitte wegen der
Platz- und Essensdisposition bis
spätestens 22. November bei Irm-
gard Steffen, Telefon (0611) 844938
oder Helga Kukwa, Telefon (0611)
373521 an.
Teilnahme bitte nur nach Anmel-

dung! Keine Gerichte nach der Ta-
geskarte! ESWE-Busverbindung:
Linie 16, Haltestelle Ostpreußen-
straße

Bielefeld – Sonntag, 17. Novem-
ber, 14 Uhr, Mahnmal auf dem
Sennefriedhof: Ost- und Westpreu-
ßen und interessierte Heimatfreun-
de treffen sich zu einer kleinen Ge-
denkstunde. – Sonntag, 1. Dezem-
ber, 15 Uhr, Wohnstift Salzburg,
Memeler Straße 35, 33605 Biele-
feld: Advent-Heimatnachmittag.
Freuen Sie sich auf eine besinnli-
che Vorweihnachtsfeier, in deren
Mittelpunkt die kurze Andacht von
Pfarrer i.R. Falk steht und natürlich
Kaffee und Kuchen, bei dem es sich
gut schabbern lässt. Die musikali-
sche Gestaltung des Nachmittags
erfolgt durch den Posaunenchor
aus Schloß-Neuhaus.
Für diverse Unkosten erbitten

wir von unseren Mitgliedern einen
Unkostenbeitrag von 5 Euro, Gäste
entrichten 8 Euro pro Person. Bitte
kommen Sie zahlreich, wir freuen
uns auf Ihre Teilnahme, Anmel-
dung spätestens bis 20. November
unter Telefon (05202) 5584.

Düren – Sonntag, 17. November,
9.30 Uhr, Düsseldorf: Volkstrauer-
tag: Totengedenken der Weltkriege,
auf dem Friedhof Düren-Ost. An-
fragen an Gerda Wornowski, Tele-
fon (02421) 72776, E-Mail: gwor-
nowski@gmail.com.

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 15

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17



Hemer – Die örtliche Gruppe
der Landsmannschaft Ostpreußen
wurde am 8. Oktober 1949 in
Sundwig, einem Ortsteil der Stadt
Hemer, gegründet. Mit Wirkung
zum 1. Januar 1956 schlossen sich
die Landsmannschaften Ost- und
Westpreußen mit Danzig und Ost-
brandenburg zur Landsmannschaft
Ost- und Westpreußen Gruppe He-
mer zusammen. Am 13. Oktober
organisierte die Gruppe Hemer ei-
ne Veranstaltung anlässlich des Ta-
ges der Heimat zum 70-jährigen
Bestehen der örtlichen Gruppe.
Der Vorsitzende konnte auf-

grund seiner Kontakte in Ostpreu-
ßen Wladimir Gilmanow gewin-
nen, der die Ansprache hielt. In
dieser erinnerte er an die Stadt Kö-
nigsberg, die Stadt des „Ewigen
Friedens“, die das kulturelle Leben
in Preußen und in Deutschland
nachhaltig beeinflusst hat. Über al-
lem stehen für ihn der große Philo-
soph Immanuel Kant, Johann Ge-
org Hamann, der Dichterbund aus
dem Barock mit Simon Dach,
Heinrich Albert, E.T.A. Hoffmann
sowie Herder. Ein weiterer Strang
seiner Ansprache beschäftigte sich
mit der Liebe zur Heimat. Hier
führte er als Beispiel Willi Zehrt
aus der Elchniederung an. Er ließ
seine sterblichen Überreste in der
Mauer der Kirche in Alt Lappienen
beisetzen. Auf der Tafel steht zu le-
sen: „Die Sehnsucht nach der Hei-
mat war so stark wie die Liebe /
Ich bin zu Hause – danke dafür –.“
Bärbel Beutner, auf der Flucht

geboren, ist seit mehr als 25 Jahren
Initiatorin für die Renovierung der
Kirche in Heiligenwalde. 
Marta Einars, Deutschlehrerin

am Hermann-Sudermann-Gymna-
sium und Mitglied des Deutschen
Vereins zu Memel, führte die Teil-
nehmer und Gäste in das Thema
und die Schicksalsgemeinschaft
der „Wolfskinder“ ein. Ein äußerst
berührender Vortrag.  
Für das kulturelle Programm

konnten aus dem dreigeteilten Ost-
preußen das Vokalensemble Le-
gende aus Königsberg, die Trach-
tentanzgruppe SAGA aus dem
Kreis Bartenstein und Chormitglie-
der des Hermann-Sudermann-
Gymnasiums eingeladen werden.
Diese drei Gruppen begeisterten
die Teilnehmer der Veranstaltung.
Die Damen des Vokalensembles
brillierten durch Ihren Gesang, der
Bogen reichte von kirchlichen Lie-
dern, russischen und deutschen
Volksliedern, zu Liedern aus be-
kannten Opern. Der Chor des Her-
mann-Sudermann-Gymnasiums
begeisterte durch eine moderne
Interpretation bekannter Volkslie-
der aus dem Memelland, moder-
ner Lieder wie auch Lieder in li-
tauischer Sprache. Die Musiklehre-
rin, Asta Almine, und mit ihr das
Gymnasium, kann stolz auf diese
jungen Mädchen und Jungen sein,
die mit viel Freude diese Lieder
vortrugen, begleitet am Klavier
oder durch junge Schülerinnen mit
einem Saiteninstrument oder Vio-
line. Es verwundert insofern nicht,
dass der Chor des Hermann-Su-
dermann-Gymnasiums aus Memel
bereits zahlreiche Auszeichnungen
erhalten hat. Die Gruppe SAGA ist
eine Klasse für sich – Danuta Nie-
weglowska hat eine hervorragende
Gruppe zusammengestellt, die mit
Volkstänzen und kleinen Darbie-
tungen zu Recht großen Beifall er-
hielt. Der Chor aus Memel wurde
begleitet von Rasa Müller, Kultur-
referentin des Deutschen Vereins
zu Memel sowie Manfred Wagner
und Stefan Ebert. Die Gruppe SA-
GA wurde neben Danuta von Hed-
wig (Jadwiga) Piluk aus Schippen-
beil begleitet. Die Moderation der
kulturellen Veranstaltung hatte in
bewährter Weise Bärbel Beutner
übernommen. Die Gruppe Hemer
dankt allen Aktiven für einen un-
vergesslichen Tag für die gut 120
anwesenden Personen, darunter
den stellvertretenden Bürgermei-
ster der Stadt Iserlohn, Michael
Scheffler, den Bürgermeister der

Stadt Hemer, Michael Heilmann,
sowie Vertretern aus dem Rat der
beiden Städte Hemer und Iserlohn.

Neuss – Sonntag, 1. Dezember,
Marienhaus, 14 Uhr (Beginn 15
Uhr): Adventsfeier mit Kaffee und
Kuchen, Liedern und Gedichten
aus der Heimat.

Witten – Montag, 18. November,
15 Uhr, Evangelische Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen.

Gardelegen – 29. November, 
14 Uhr, Begegnungsstätte der VS
Gardelegen: gemütliches Beisam-
mensein zur Vorweihnachtszeit. 

Flensburg – Sonntag, 17. No-
vember, 11.30 Uhr, Kapelle Frie-
denhügel Flensburg: Volkstrauer-
tag. Feier des Volksbundes Deut-
sche Kriegsgräberfürsorge (keine
Anmeldung erforderlich)
Sonntag, 24. November, 15 Uhr,

Kapelle Friedenhügel Flensburg:
Totensonntag, anschließend
Kranzniederlegung auf dem Eh-
renhain mit Vertretern der Stadt.
Anmeldungen bitte spätestens ei-
ne Woche vorher an Frau Fischer,
Telefon (0461) 62726, oder Frau
Kunde, Telefon (0461) 91170.
Die VLM laden ein zu einer

Friedhofsandacht (Pastorin Silke
Wiek aus Harrislee).   Anschlie-
ßend Ansprache und Kranznie-
derlegung am Stein des Ostens
durch die Oberbürgermeisterin
der Stadt Flensburg, Simone Lan-
ge. An der Orgel Lisa Limpelius,
es spielt der Bläserchor unter Lei-
tung von Jens Wischmeyer. An-
meldungen bitte spätestens eine
Woche vorher an   Herrn Legies,
Telefon (0461) 32006 oder Frau
Kunde, Telefon  (0461)91170.

Malente – Sonnabend, 7. De-
zember, ab 14.30 Uhr, Pflanzen-
center Buchwald, in Krummsee,
Rövkampallee 39: Einladung zur
Adventsfeier. Als Abschluss unse-
rer Jahresarbeit wollen wir uns in
einer besinnlichen Feierstunde
bei Kaffee und Kuchen in froher
heimatlicher Runde, mit Gesang
im Pflanzencenter zusammenset-
zen. Für die Mitglieder gibt es ein
Stück Torte/Blechkuchen plus
Kaffee satt. Jeder kann uns mit
Beiträgen auf die Weihnachtszeit
einstimmen. Angehörige der
Landsmannschaften sind eben-
falls herzlich eingeladen. Melden
Sie sich bitte bis Montag, den 
18. November im Blumenhaus
Franck, (Inh. St. Munkelt) Malen-
te, Bahnhofstraße 26, an. Telefoni-
sche Anmeldungen: (04523) 2659
nur in dringenden Fällen. 
Allen Mitgliedern, die aus ge-

sundheitlichen Gründen nicht
teilnehmen können, wünscht der
Vorstand eine friedliche Weih-
nachtszeit und ein gesundes
„Neues Jahr 2020“. 

Neumünster – Bericht
Zum Erntedank-Nachmittag traf

sich die Gruppe Neumünster am
9. Oktober. Viele Teilnehmer
konnten sich schon beim Anblick
an den reich und schön gedek-
kten Tischen erfreuen. Danke al-
len für die vielen Gaben!
Dank – Nicht nur am Ernte-

dankfest danken wir für die vie-
len Gaben, die die Natur uns gibt.
Alle guten Gaben kommen her
von Gott dem Herrn. Jeden Tag
können wir dankbar sein, dass
wir satt werden – ist uns das be-
wusst? Wie viel Not und hungrige
Menschen gibt es auf der Welt?
Auch wir kennen Hunger, denken

wir zurück an die lange Flucht
mit Entbehrungen, mit Angst und
den Gedanken: Wie geht es wei-
ter?
Über Sitten und Bräuche zum

Erntedank haben wir schon in
den vergangenen Jahren ausführ-
lich gesprochen. Das Einbringen
der Ernte, Erntekrone, Erntewa-
gen hübsch geschmückt, Ernte-
feier mit Reden vom Gutsherrn
und großem Festessen auf den
Gütern.
Ernte – Dank loben und dan-

ken für die Gaben, für den Ertrag
der diesjährigen Ernte – nicht
ohne denen zu danken, die mit
ihrer Arbeitskraft dazu beigetra-
gen haben: den Landwirten und
den vielen Helfern auf dem Lan-
de. Mit dem Erntedankfest soll
in Dankbarkeit an den Ertrag in
Landwirtschaft und Garten er-
innert werden und auch daran,
dass es nicht allein in der Hand
des Menschen liegt, über ausrei-
chende Nahrung zu verfügen.
Einmal im Jahr – am Ernte-

danktag – Danke sagen. Das Lied
„Wir pflügen und wir streuen
den Samen auf das Land“ von
Matthias Claudius besagt doch
viel. Im alltäglichen bäuerlichen
Leben und Denken kreisen die
Gedanken um Saat und Ernte im
Sommer und Winter – und in
der Abhängigkeit vom Wetter
bleibt der Bauer des Herrgottes
Bettelkind.
Für den Landwirt war das Wet-

ter, das damals noch nicht per
Rundfunk und Fernsehen be-
richtete ins Haus geliefert wurde,
ein sehr wichtiger Faktor. Man
beachtete die Bauernregeln und
die Vorhersage des 100-jährigen
Kalenders.
Inzwischen hat sich viel geän-

dert. Maschinen wurden einge-
setzt – die Technik zog ein. Har-
te Handarbeit wurde Vergangen-
heit. Ich denke an das Mähen
mit der Sense, Hocken aufstellen
oder Heu wenden. Mit Pferd und
Wagen das Getreide zur Mühle
fahren. Rüben und Kartoffeln
vom Unkraut befreien. Sorgen-
volle Blicke gingen zum Himmel.
Bringen wir unsere Erträge trok-
ken in die Scheune und Miete?
Der ostpreußische Winter war
lang und hart.
Bei uns im Osten, Mitte Au-

gust/Anfang September wurde
der ostpreußische Landwirt un-
ruhig. Ob er seine Deputatkartof-
feln wohl rechtzeitig aus der Er-
de bekäme? Wie beliebt ist doch
die Kartoffel und so vielseitig.
Unser tägliches Brot gib uns

heute. Ein Wort, das Bitte und
Dank zugleich ist. Im Volksglau-
ben spielte kaum etwas anderes
eine so große Rolle wie das Brot.
Es war der wesentliche Bestand-
teil der menschlichen Nahrung.
Das Brot war heilig und eine Ga-
be Gottes. Kein Brot zu haben,
war das größte Unglück. Früher
segnete man, ein Brot bevor, es
gebrochen wurde, indem man
mit dem Messer ein Kreuz auf
der Unterseite des Brotes mach-
te. Das Brot wurde nicht ge-
schnitten, sondern in Stücke ge-
brochen, die dann an die Tisch-
gemeinschaft verteilt wurden. 
Eine solche Sitte wird uns im

Neuen Testament erzählt. Sie ist
bekannt als das letzte Abend-
mahl. Als Sünde galt es, dem
Bettler ein Stückchen Brot zu
verwehren. Von der Wiege bis
zum Grabe, so kann man es wohl
sagen, begleitete den Menschen
das Brot. Die Paten steckten dem
Täufling Brot und Geld ins Tauf-
kissen. Kindern, die in die Frem-
de zogen, steckte man ein klei-
nes Glücksspangelchen mit Brot,
Salz und Geld zu. Auch sonst –
Brotsuppe mit Milch gekocht –
ist eine beliebte Speise. „He
lacht wie e Tellerke Brotsupp.“
So hieß eine alte Redensart.
Der Kürbis darf auf dem Ernte-

tisch nicht fehlen. Er ist kalo-
rienarm, dafür vitamin- und mi-
neralreich. Der Kürbis liebt Son-
ne, er gehört zu den größten und
schwersten Gemüsearten. Der
Kürbis stammt ursprünglich aus
Mittel- und Südamerika. Der

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN
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Der richtige Weg, 
anderen vom 
Tode eines 
lieben Menschen 
Kenntnis zu 
geben, ist eine 
Traueranzeige.

Buchtstraße 4
22087 Hamburg

Telefon 0 40 / 41 40 08 32
Fax 0 40 / 41 40 08 50

www.preussische-allgemeine.de

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit. 
Elche stehn und lauschen in die Ewigkeit,

Und Deine Seele spannte weit ihre Flügel aus; 
flog durch die stillen Lande als flöge sie nach Ulmenthal 

nach Haus. 

In Memoriam 

Schmiedemeister

Bruno Waschkies
Nach einem erfüllten und arbeitsreichen Leben hat uns der Lorbass 
Bruno für immer verlassen. Trotz starker Verwurzelung auf Feh-
marn hat er seine alte Heimat nie vergessen. Für seine Treue und 
Mitarbeit in unserer Landsmannschaft der Ostpreußen und nicht 
zuletzt für die Errichtung unserer ostdeutschen Gedenkstätte im 
Stadtpark von Burg, die im Wesentlichen sein Werk ist, wurde Bruno 
mit der Silbernen Ehrennadel der Ostpreußen ausgezeichnet. Seine 
Amboss-Polka wird uns wohl immer in der Erinnerung bleiben. Wir 
werden Bruno Waschkies ein stets ehrendes Andenken bewahren. 

Edmund Ferner
Landesvorsitzender in Schleswig-Holstein

Ich vermisse Dich!

Bruno Waschkies
Schmiedemeister

*25. Mai 1935 † 11. Oktober 2019
in Ulmenthal/Ostpreußen

In Liebe und Dankbarkeit 

Tinalotte Waschkies, geb. Lafrenz

Traueranschrift: 23769 Fehmarn / OT Staberdorf, Dörpstraat 35

in Ulmenthal/Ostpreußen

Nun aber bleibt Glaube, Hoffnung, Liebe, diese drei; 
aber die Liebe ist die Größte unter ihnen. 

 

1. Korintherbrief 13, 13 
 

Plötzlich und unerwartet verstarb mein lieber Ehemann, 
unser lieber Vater, Schwiegervater und Großvater 

Werner Erdmann 

In Liebe und Dankbarkeit 
 

Gertrud 
Ursula und Torsten mit Malte und Stella 
Robert und Regine mit Anna-Louise, 
Levin und Karoline 
Christian mit Philipp 
 

Die Trauerfeier mit anschließender Beisetzung fand am Donnerstag, den 14. November 2019  
auf dem Friedhof in Bovenden-Lenglern statt. 
Das Auferstehungsamt wurde am 14. November 2019 in St. Godehard Göttingen gefeiert. 
Bestattungsinstitut Schneckenberger e.K., Graseweg 18, 37120 Bovenden-Lenglern 

Schönfelde            Göttingen

„Was ein Mensch an Gutem in die Welt gibt, geht nie verloren“

Ursula  „Ursel“  Zimmermann
geb. Hager

 * 6. 1. 1929 † 5. 11. 2019
 Königsberg Kl. Welzin

Wir haben uns im engsten Kreis der Familie
mit einer Seebestattung von unserer Mutter und Omi

verabschiedet.

Heike, Ute, Jörg und Ryan

Kontakt: U. Zimmermann, Seefeldstraße 7, 19205 Dragun

Tel. 038871- 53163, Mobil 0171-9885051, Email: ute.zi@web.de

Anzeigen

Entdecker Christoph Kolumbus
hatte die interessante Pflanze im
15. Jahrhundert bei den India-
nern gesehen. Diese fußballgro-
ßen Exemplare werden zweck-
entfremdend, und zu Halloween
höhlt man sie nicht nur aus, son-
dern schnitzt kunstvolle Gesich-
ter aus.
Viele Beiträge zum Erntefest,

besinnliche und heitere, wurden
vorgetragen. Herbst- und Ernte-

lieder mit Akkordeonbegleitung
gesungen. Ach, war das ein inter-
essanter Nachmittag, hörte man
sagen. So soll es auch sein. Wenn
dann die Mitglieder und Gäste
zufrieden sind, wir zum Ab-
schluss unsere Heimatlieder sin-
gen, die Erntegaben verteilen –
dann ja – war es schön.

Brigitte Profé
Schönwalde am Bungsberg –

Sonnabend, 30. November, 

15 Uhr, Klön Stuv, Rosenstraße:
Diesjährige Adventsfeier. Der
„Singkreis Ostholstein“ wird uns
wie alljährlich begleiten. Besinn-
liche Worte zum Advent spricht
der Pastor. 
Der Kostenbeitrag für

Kaffe/Tee und Kuchen beträgt 
10 Euro. Um Anmeldung bis zum
19. November wird gebeten. Tele-
fon (04528) 495 (H.-A. Plötner),
und (04528) 9901 (U. Schrank).

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 16

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT
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An der ul. Warszawska 29,
direkt neben der
Schwimmhalle, haben die

Stadtwerke Görlitz auf der polni-
schen Seite der Stadt (poln. Zgor-
zelec) ein Kontaktbüro eröffnet.
Das hat auch für die Bewohner der
deutschen Seite der seit 1945 ge-
teilten Stadt sowie die zahlreichen
Touristen etwas Nützliches: Das 
E-Bike-Vermietungsangebot der
Stadtwerke wird damit nun auf die
gesamte Stadt ausgeweitet. „Seit
Jahren fördern wir die Elektromo-
bilität in Görlitz mit unseren E-Bi-
ke- und E-Car-Sharing-Angeboten.
Die Erweiterung macht unser An-
gebot attraktiver und unterstreicht
den Europastadt-Gedanken“, be-
tont der Stadtwerke-Vorstandsvor-
sitzende Matthias Block.
Das grenzüberschreitende Enga-

gement der Stadtwerke hat Anfang
2018 begonnen, als die Stadtwerke
Görlitz ein Pilotprojekt in Polen
starteten. Zunächst mit dem Ver-
trieb von Strom und Gas für Ge-
schäftskunden. „Durch die Grenz-
lage hatten wir nur einen halben
Aktionskreis. Das Kundenpotenzi-

al östlich der Neiße blieb bis da-
hin ungenutzt. Mit diesem Pro-
jekt wollten wir testen, inwiefern
wir unser Vertriebsgebiet erwei-
tern konnten“, erinnert sich Sa-
scha Caron, Vertriebsleiter bei
den Stadtwerken. Mit Erfolg – in
wenigen Monaten konnten die
Stadtwerke mehrere Großkunden
gewinnen. „Wir haben unsere
Ziele übertroffen, was uns ermu-
tigt hat, unsere Aktivitäten zu
verstärken“, ergänzt der Ver-
triebsleiter. E-Bikes kann man
nun in beiden Kundenbüros am
Demianiplatz und in der ul. Wars-
zawska sowie im Restaurant Vier-
radenmühle an der Lausitzer
Neiße an der Altstadtbrücke er-
halten. Der Mietvorgang erfolgt
per Smartphone-App ab vier Eu-
ro für eine zweistündige Leihe,
während Vielnutzer günstigere
Angebote nutzen können.
Die Eröffnung des neuen Kun-

denbüros in der ul. Warszawska
29 war nach Bekunden der Stadt-
werke nicht so einfach wie ge-
dacht: „Obwohl unser neues Kun-
denbüro weniger als drei Kilome-

ter von unserem Hauptstandort
am Demianiplatz entfernt ist,
sind wir in einem anderen Land
aktiv. Es handelt sich somit um
eine internationale Aktivität, wo
es andere Regeln zu beachten
gibt“, erklärt Block.

Der Bürgermeister der polni-
schen Seite der Stadt, Rafal Gro-
nicz, freut sich über die Entschei-
dung der Stadtwerke: „In den letz-
ten Monaten haben wir eng mit
den Stadtwerken zusammengear-
beitet. Dabei waren die Stadtwer-

ke immer offen für unsere Ideen.
Das Ergebnis ist ein Beweis, dass
die Europastadt gelebte Praxis
ist“. Das bekräftigt auch der ehe-
malige Görlitzer Oberbürgermei-
ster Siegfried Deinege, zu dessen
Amtszeit die Vorarbeiten starte-

ten. Nach der bundesweit durch
das CDU/AfD-Kopf-an-Kopf-Ren-
nen vielbeachteten OB-Wahl ist
seit Kurzem Parteifreund Octavian
Ursu (CDU) durch eine Allpar-
teienunterstützung gegen die AfD
im Amt, nachdem Deinege kürz-
lich seinerseits in die CDU fand.
Der aus der Wirtschaft stammen-
de Deinege sagt zum Stadtwerke-
Engagement: „Dieser Schritt ist
nicht selbstverständlich. Viele
Unternehmen sehen die Grenze
noch als Barriere. Mit der Eröff-
nung ihres Kundenbüros in Polen
stellen die Görlitzer Stadtwerke
erneut ihren Pioniergeist unter
Beweis.“
„Flex e Bike“, so der Name des

grenzüberschreitenden E-Bike-
Verleihs, soll nicht das letzte An-
gebot der Stadtwerke in Polen
sein. So werde derzeit auch die
Erweiterung auf E-Car-Sharing
aktuell geprüft. „Doch ein Schritt
nach dem anderen. Erst einmal
wollen wir Erfahrung mit Flex e
Bike sammeln und freuen uns auf
das Feedback unserer Kunden“, so
Block. EP

Pioniergeist in der Europastadt
Ziel: Ausbau der E-Mobilität – Stadtwerke Görlitz sind jetzt auch auf der polnischen Seite der Stadt aktiv 

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Freuen sich: Matthias Block, Bürgermeister Gronicz und Ex-Bürgermeister Deinege (v.l.)
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Ist es ein gutes oder schlechtesZeichen, wenn ein Reiseziel
von Individualtouristen kaum

angesteuert wird? Geheimtipp
oder „No-go-area?“ Im Fall des
nördlichen Ostpreußens, seit
1945 eine russische Exklave na-
mens „Oblast Kaliningrad“ fällt
die Antwort differenziert aus.
Auch Gruppenreisen nach dort-
hin tauchen in Reisekatalogen
kaum auf. Umso erstaunlicher ist
es, dass seit nunmehr 30 Jahren
ein gebürtiger Ostpreuße aus Dis-
sen im südlichen Landkreis Os-
nabrück kontinuierlich Fahrten in
diesen unbekannten Teil Europas
an der Ostsee anbietet, die
bundesweit nachgefragt werden.
Sein Name ist Louis Ferdinand
Schwarz.
Schwarz, dem mit seinem Vor-

namen in Anlehnung an preußi-
sche Prinzen und Thronpräten-
denten bereits eine besondere
Verbindung zur preußischen Ge-
schichte in die Wiege gelegt wor-
den war, hat diese Reisetätigkeit
zu seiner Mission gemacht, seit-
dem überhaupt die Möglichkeit
dazu besteht. Solange die Sowjet-
union existierte, war der ganze
Landstrich zwischen der Memel
und der wie mit dem Lineal gezo-
genen Grenze zum polnischen
Teil Ostpreußens Ausländern
komplett verschlossen. Glasnost
und Perestroika hatten dann 1990
die Öffnung zur Folge, aber auch
den völligen wirtschaftlichen Zu-
sammenbruch der ganzen Region,
die von der kollabierten Zentral-
regierung in Moskau im Stich ge-
lassen wurde. Da man zunächst
nicht sicher sein konnte, ob diese
Reisefreiheit Bestand haben wür-
de, nutzte Schwarz die Gunst der
Stunde und reiste am 19. Dezem-
ber 1990 mit einer kleinen Dele-
gation und 21 Tonnen Hilfsgütern
an Bord eines Schiffes von Trave-
münde nach Königsberg, der hu-
manitären Aktion „Helft Russ-
land“ folgend. Zahlreiche weitere
Hilfslieferungen folgten.
Ab Februar 1991 reisten dann

zahlreiche Gruppen von gebürti-
gen Ostpreußen an, um ihre alte
Heimat wiederzusehen. Was die
später als „Heimwehtouristen“
bezeichneten Besucher vorfan-
den, war deprimierend: eine kom-
plett verwilderte Kulturland-

schaft, nur noch Reste von mehr
als 2500 deutschen Siedlungen,
die zumeist erst in den 1960er
Jahren aus ideologischen Grün-
den systematisch zerstört worden
waren, keinerlei touristische In-
frastruktur. Dem bis 1990 herme-
tisch abgeriegelten militärischen
Sperrbezirk hatte der sozialisti-
sche Staat in den Zeiten des Kal-
ten Krieges keinerlei zivile Ent-
wicklung zugebilligt.
Auch am 11. August 2019 ist

Louis Ferdinand Schwarz wie in
allen Jahren davor wieder mit ei-
ner Reisegruppe unterwegs in sei-
ne alte Heimat. Der erste Ein-
druck nach dreistündiger Grenz-
abfertigung: Das ist hier tatsäch-
lich eine andere Welt. Alles ist
überwuchert von einem Unkraut,
das die Landschaft gelb einfärbt,
soweit das Auge reicht. Nach ei-

ner Stunde ändert sich das Bild
von Grund auf: eine schier endlos
scheinende Autoschlage quält
sich von der Ostseeküste zurück
Richtung Königsberg, offensicht-
lich alles Tagesausflügler, die den
Sonntag am Strand verbrachten.
Der Weg zum Ziel Svetlogorsk,
dem früheren Ostseebad Rau-
schen, führt über eine neue Auto-
bahn, die gesäumt wird von mo-
derner Urbanität mit riesigen
Wohnkomplexen, Gewerbebetrie-
ben und Einkaufszentren. Die er-
ste Einkehr beim Bier findet statt
in Nesselbeck, einer auf deutsche
Ritterromantik getrimmten Ga-
stronomie im Disneyland-Stil. Die
deutsche Geschichte – im Sozia-
lismus ausgelöscht, jetzt wird sie
romantisch verklärt. Willkommen
in einem Land der Gegensätze
und Widersprüche!

Louis Ferdinand Schwarz war
von 1979 bis 1991 Bürgermeister
von Dissen. Seit 1990 pflegt er als
Vorsitzender der Kreisgemein-
schaft Fischhausen, dessen Eh-
renvorsitzender er seit 2006 ist,
intensive persönliche Kontakte zu
der heutigen russischen Bevölke-
rung im Samland. Für seine alte
Heimat organisierte er neben den
humanitären Hilfstransporten
Heimat- und Kulturwochen, hi-
storisch-kulturelle Seminare und
eben immer wieder Kulturreisen.
Allesamt dienen die Begegnungen
der Verständigung und Aussöh-
nung zwischen den früheren
deutschen Bewohnern und der
jetzigen, überwiegend russischen
Bevölkerung. Ein solches Engage-
ment ist alles andere als selbst-
verständlich, denn der Verlust der
Heimat durch Flucht und Vertrei-

bung hatte doch bei den Vertrie-
benenverbänden eher zu Revisio-
nismus und Revanchismus ge-
führt. Nicht so bei Schwarz: „Wir
reichen ihnen, den Menschen, die
nun hier leben, zum Zeichen der
endgültigen Aussöhnung die Hän-
de der Freundschaft“, das ist seine
Botschaft, die im modernen Nord-
Ostpreußen auf lebhaften Wider-
hall stieß. Auf diese Weise ist
schließlich seit den 1950er Jahren
das vereinte Europa entstanden,
durch Städtepartnerschaften, an-
geregt von Menschen, die unter
Krieg und Gewaltherrschaft am
meisten zu leiden hatten und sich
gerade deswegen die Hand zur
Versöhnung und zum Frieden ge-
reicht haben.
Damit das funktioniert, müssen

die Partner auf der anderen Seite
dieses Verständnis teilen. Organi-
sation und Programmgestaltung
liegen seit ebenfalls 30 Jahren in
den bewährten Händen von Ljuba
Mostakowa in Svetlogorsk. Beglei-
tet wurden die Gäste auch in die-
sem Jahr wieder von Ewgeni Sne-
gowski, der nicht nur das Land
wie seine Westentasche kennt,
sondern es so vermittelt, als sei er
selber ein halber Ostpreuße, ob-
wohl er aus Moskau stammt. Man
fährt dorthin, wo man sich kennt,
denn die jahrelangen Kontakte
haben zu persönlichen Freund-
schaften geführt. Da wäre zu nen-
nen Frau Glafira Grigorenko, die
ehemalige Bürgermeisterin von
Primorsk (Fischhausen), die in
Baltijsk (Pillau) von Schwarz mit
einer Urkunde geehrt wurde.
Oder der Philosophie-Professor
Wladimir Gilmanow, der vor dem
Immanuel-Kant-Denkmal an der
Albertina-Universität in Königs-
berg die schon fast obligatorische
Kurzvorlesung über den berühm-
ten Sohn der Stadt hält. Für erst-
malige Reiseteilnehmer sind es
stets überraschende Begegnun-
gen: Mit russlanddeutscher Folk-
lore in Trakehnen, dem Probst der
Auferstehungskirche in Königs-
berg, der für einige sehr kleine
evangelische Gemeinden zustän-
dig ist oder einem Ornithologen
der Vogelwarte in Rositten auf der
Kurischen Nehring. Zum Sozial-
Tourismus im besten Sinne wird
die Fahrt beim Besuch des Diako-
niezentrums an der Salzburger

Kirche in Gumbinnen oder dem
Salem-Kinderdorf „Raduga“ (Re-
genbogen) auf dem Land des frü-
heren Gutshofs der Familie
Schwarz. – Keine Frage, Louis
Ferdinand Schwarz führt die
Menschen zusammen abseits tou-
ristischer Pfade, die in Nord-Ost-
preußen jedoch überhaupt noch
nicht ausgetreten sind.
Der heutige Bezirk Kaliningrad

mit knapp einer Million Bewoh-
nern hat sich dank der Sonder-
wirtschaftszone „Jantar“ (Bern-
stein) wirtschaftlich relativ gut
entwickelt. Apropos Bernstein:
bei den Chinesen ist er derzeit
sehr in Mode, daher wird in
Palmnicken im Tagebau eifrig da-
nach gebuddelt, wovon sich die
Reisenden ein eindrucksvolles
Bild machen konnten. Auch die
Automobilproduktion floriert: Im
Werk „Avtotor“ lässt beispiels-
weise BMW neuerdings sein SUV-
Luxus-Flaggschiff X 7 fertigen –
Russen lieben große Autos! Den-
noch ist die isolierte Lage zwi-
schen den EU-Ländern Polen und
Litauen nicht nur der Wirtschaft,
sondern auch dem Tourismus
hinderlich. Zwar gibt es seit Mitte
des Jahres die Möglichkeit der
Online-Beantragung eines einwö-
chigen Einreisevisums, die Warte-
zeiten an den Grenzen sind den-
noch unzumutbar lang und zeu-
gen vom schlechten Verhältnis
zwischen Russland und der EU.
Da lernt man die Reisefreiheit im
Schengen-Raum wieder zu schät-
zen! Wladimir Bondarenko, Ver-
waltungschef in Svetlogorsk,
wünscht sich mehr Touristen für
sein „Sotschi des Nordens“, wie
das Ostseebad auch genannt wird.
Aus Dissen und Umgebung sollten
sie kommen, dies gab er Louis Fer-
dinand Schwarz mit auf den Weg.
Im August nächsten Jahres fährt

der Reisepionier Schwarz wieder
an die Bernsteinküste. Solange sie
noch ein Geheim-Tipp ist, sollte
man diese Gelegenheit nutzen.

Rolf Westheider

Die nächste Ostpreußenreise ist
geplant vom 8. bis 17. August
2020. Anmeldungen und Rückfra-
gen bis spätestens 15. Januar 2020
an: Louis-Ferdinand Schwarz,
Südstraße 6a, 49201 Dissen, Tele-
fon (05421) 1325.

Reisen für die Völkerverständigung
Seit 30 Jahren führt Louis Ferdinand Schwarz aus Dissen Reisen durch das nördliche Ostpreußen durch

Abwechslungsreiche Reise: Die Gruppe zu Be-
such im Feriencamp „Regenbogen“ (o.), Aus-
flug zur Seilbahn in Rauschen (u.) und Louis-Fer-
dinand Schwarz trifft den Verwaltungschef von
Rauschen, Wladimir Bondarenko Bilder: Westheder



Das Pommersche Landesmuse-
um, Rakower Straße 9, 17489 
Greifswald präsentiert:

SONNTAG, 24.11.– 11.00 Uhr
ENTDECKUNGSTOUR IM 
LANDESMUSEUM

Tod und Kultur in Pommern
Im November gedenken wir der 
Toten. Die Führung spannt einen 
Bogen von den steinzeitlichen Me-
galithgräbern über das Prunkgrab 
von Lübsow und das christliche 
Mittelalter bis zu einigen Toten-
bräuchen des 19. Jahrhunderts. 
Die Gräber zeigen: Die Toten wur-
den in Ehren gehalten und mitunter  
reich ausgestattet, wodurch sich 
auch die Hinterbliebenen in Szene 
setzten.
Dr. Sabine Lindqvist
Eintritt 4,50 €

DIENSTAG, 26.11.– 18.00 Uhr
BAUSTEINE ZUR LANDES-
GESCHICHTE

Schlösser und Herrenhäuser in 
Vorpommern als Kunstlagerstät-
ten im Zweiten Weltkrieg
Rainer Neumann (Greifswald)
Nach den Bombenangriffen auf die 
Innenstädte von Lübeck und Ros-
tock wurde ab Mai 1942 Kunstgut 
u.a. aus Greifswald und Stralsund 
evakuiert. Große Verluste ent-
standen ab 1944 durch die vielen 
Flüchtlinge, die Unterkunft 
suchten. Der Vortrag erläutert Aus-
lagerung, Vernichtung und Rück-
transport erhaltener Kulturgüter.
Eintritt 3,50 €
Eintritt frei für Mitglieder der 
Fördergesellschaft
(In Zusammenarbeit mit der Gesell-
schaft zur Förderung des Pommer-
schen Landesmuseums, der Gesell-
schaft für pommersche Geschichte, 
Altertumskunde und Kunst und der 
Kulturreferentin für Pommern und 
Ostbrandenburg)

Das „Ostseewellenlied“ ist 
ein Zeugnis der tiefen Hei-
matliebe zur vorpommer-

schen Ostseeküste, wurde in viel-
fältiger Form abgewandelt und ging 
als Lied sprichwörtlich um die Welt. 
Den Ursprungstext schrieb Martha 
Müller-Grählert aus Vorpommern. 
Für die Ursprungsmelodie sorgte der 
Komponist Simon Krannig aus Thü-
ringen. Die Uraufführung dieser Ge-
meinschaftsproduktion indes fand in 
Zürich in der Schweiz statt. Erstaun-
licherweise wurden die Urheberrech-
te für die Dichterin erst kurz vor ih-
rem Tode per Gerichtsurteil erstritten. 
Sie konnte davon nicht mehr profitie-
ren. Einige Trittbrettfahrer hatten den 
Hauptnutzen. Darüber starb Martha 
Müller- Grählert vor 80 Jahren in Ar-
mut und fast erblindet im Altersheim 
von Franzburg bei Stralsund. 

Ihr Lied wurde abgewandelt 
zum „Friesenlied“, von Berühmt-
heiten wie Lale Anderson und 
Freddy Quinn gesungen und in 
zahlreichen Versionen von eini-

gen Shanty-Chören genutzt.
Die Heimatdichterin wurde am 20. 

Dezember 1876 in Barth geboren. Im 
Taufbuch ist ihr Name mit Johanna 
Friederike Karoline Daatz angege-
ben. Als Mutter ist Caroline Henriet-
te Christine Daatz überliefert. Sie war 
die Tochter des Barther Fuhrmanns 
Johann Heinrich Daatz. Als Vater des 
Kindes wurde inzwischen der Provi-
sor einer Apotheke in Barth nachge-
wiesen. Das Kind war unehelich, litt 
in der Kindheit und Jugend stark an 
diesem damaligen Makel und wurde 
deswegen auch von den Mitmen-
schen gehänselt. Die Kindheitsjahre 
erlebte das Mädchen im Hause der 
Großmutter mütterlicherseits, der 
sie später mit dem Gedicht „Groß-
mutters Grab“ in Dankbarkeit für die 
liebevolle Umsorgung ein Denkmal 
setzte. Nach der Heirat der Mutter 
mit dem Zingster Müllermeister Karl 
Friedrich Mathias Grählert, der aus 
seiner ersten Ehe zwei Kinder mit 
in die Ehe brachte und die uneheli-
che Tochter seiner Frau adoptierte, 
bekam das Mädchen den Vornamen 
Martha und kam in die Grählert- 
Mühle nach Zingst. Drei weitere 
Kinder wurden geboren. 

„Das Malörchen“ Martha war in 
der Familie integriert, bekam Kla-
vierunterricht, begeisterte sich schon 
früh für Literatur und erhielt zusätz-
lich zur Dorfschule wegen ihrer of-
fenkundigen geistigen Interessiert-
heit „pädagogische Privatstunden“. 
Dazu kam ein Seminarbesuch in 
Franzburg, der ihr die Tätigkeit als 
Hauslehrerin ermöglichte. Parallel 
allerdings versuchte sich die junge 

Frau auch als Dichterin. Erste platt-
und hochdeutsche Gedichte wurden 
ab 1891 im Barther Tageblatt abge-
druckt. Das machte Mut und bewog 
die Grählert-Tochter, gegen den 
Einspruch der Eltern, nach Berlin zu 
gehen, wo sie ab 1898 in der Redak-
tion des „Deutschen Familienblattes“ 
mitwirkte und die Enge des Eltern-
hauses verließ. Mit Folgen. Zingst 
war für sie die nächsten Jahre tabu. 
Sie gedieh für einige Zeit zur eman-
zipierten Großstadtfrau

Martha Grählert behauptete sich 
in der Reichshauptstadt, sammelte 
vielgestaltige Berlin-Erfahrungen, 
verfasste neben ihrer redaktionellen 
Tätigkeit Gedichte sowie Kurzge-
schichten und schrieb im Gefolge des 
Heimwehs „Wo de Ostseewellen tre-
cken an den Strand“, das im Gedicht-
band „Schelmenstücke“ erstmals 
gedruckt wurde. Parallel machte die 
Dichterin die Bekanntschaft von 
Dr. Max Müller, der Landwirtschaft 
und Tierzucht studiert hatte und zu-
nächst als Privatdozent wirkte. Bei-
de wurden ein Paar. Mit Dr. Müller 
an der Seite war Tochter Martha in 
Zingst nun wieder willkommen. Als 
ihr Mann dann eine Professur an der 
japanischen Universität Sapporo er-
hielt, kam sie als „Frau Professor“ in 
den Fernen Osten, wo das Ehepaar 
bis zum Ausbruch des I. Weltkrieges 
blieb. Dabei entwickelten sich zwi-
schen den poetischen Neigungen der 
Frau und der exakten Wissenschafts-
orientierung des Mannes wachsende 
Spannungen. Ihren „pommerschen 
Eigensinn“ bedauerte sie in einem 
späteren Gedicht. Die Heimkehr des 

Ehepaares im Umfeld des Kriegs-
ausbruchs war überaus turbulent. In 
Rostock aß die Dichterin dann das 
erste Kriegsbrot. Nach dem Krieg 
kam es zur endgültigen Trennung 
des Ehepaares. Müller wirkte fortan 
in Chemnitz, wo er 1933 starb, und 
Martha Müller-Grählert kehrte letzt-
lich nach Zingst zurück. 

Sie wohnte zunächst in der Störte-
bekerstraße und dann in ihrem „Sün-
nenkringelhaus“ an der Birkmaase. 
In Zingst schrieb sie weitere Gedichte 
sowie Prosa, trat mit ihren Schöpfun-
gen vor Publikum öffentlich auf und 
entpuppte sich dabei als richtigge-
hendes Unterhaltungstalent. Beson-
dere Erfolge feierte sie mit „Mudder 
Möllersch Reise nach Berlin“, einer 
Verserzählung, die sie auch in Ber-
lin zum Besten gab. Doch letztlich 
kränkelte die Dichterin. Sie hielt sich 
nur mit Mühe finanziell über Wasser. 
Nach der Vertonung ihrer Ostseewel-
len-Dichtung durch Krannig, machte 
der Komponist sie auf die vielge-
staltigen Verstöße des Urheberech-
tes aufmerksam. Die Dichtung hatte 
ohne ihren Namen große Verbreitung 
gefunden, war vielfach abgewandelt 
worden und erschien mit geringen 
Änderungen sogar als „Friesenlied“. 
Der Prozess dazu zog sich in die Län-
ge. Parallel wechselte die Dichterin 
ins Altersheim nach Franzburg, wo 
sie am 18. November 1939 einsam 
und arm starb.

Ihre letzte Ruhe fand die Dichte-
rin auf dem Zingster Friedhof. Das 
Grabkreuz hat die treffliche und auf 
das „Ostseewellenlied“ verweisende 
Inschrift „Hier is mine Heimat hier 

bün ick to Hus“. Inzwischen pflegt 
Zingst in vielfältiger Form die Erin-
nerung an die Dichterin. Das reicht 
vom Müller-Grählert- Park im Zent-
rum des Ostseebades über die Erbe-

pflege im örtlichen Heimatmuseum 
bis zur Herausgabe des Heimatheftes 
Nr. 2, der ihr gewidmet ist.

Martin Stolzenau

Der Text des Ostseewellen-Liedes stammt von ihr
Martha Müller-Grählert zum 80. Todestag am 18. November

Das Grab auf dem Zingster Friedhof
(beide Fotos Wikipedia/Schiwago/Grab)

Kunsthand-
werkermarkt
Advent am Grauen Kloster

30.11. und 1.12.2019 
Sa 10-18 Uhr, So 10-17 Uhr
Pommersches Landesmuseum

Samstag, 30. November, 11.30 Uhr
TheaterGeist: „Kleiner Piet - was 
nun?“ Eine meerchenhafte Vertüd-
delung
Sonntag, 1. Dezember, 10.30 Uhr 
und 11.30 Uhr: Schnuppe Figuren-
theater: „Nils Holgerssons wunder-
same Reise“.
An beiden Tagen mehrmals Holz- 
und Blechbläser sowie Gitarristen 
der Musikschule Greifswald tau-
chen den Markt in eine festliche 
Stimmung.
Weihnachtslieder der Kaschuben 
(Gesang und Akkordeon) nehmen 
uns mit auf eine musikalische Reise 
in das historische Hinterpommern.
Märchen am Spinnrad – die Mär-
chenerzählerin spinnt Wolle und 
spannende Geschichten.
An beiden Tagen durchgehend 
zum Mitmachen: Engelhaftes 
Atelier • Pommersche Christrosen 
• Töpfern   • Vogelfutterkörbchen 
• Strohsterne  • Kinderschminken 
• Traumzauber Druck • Stoffbeu-
tel • Engelleuchter. Zum Zuschau-
en: Weben sowie Bernstein- und 
Feuersteinschleifen.

Heimatkreis Schneidemühl
Vorstand für vier Jahre gewählt

Für vier Jahre ist der geschäftsführende Vorstand des Heimatkreises 
Schneidemühl e.V. in der Patenstadt Cuxhaven in der Mitglieder-
versammlung am 23. August 2019 gewählt worden (v.l. Rosemarie 

Pohl, Dörte Haedecke, Horst Vahldick, Irene Niemann, Manfred Dosdall). 
Der HK gibt alle zwei Monate den Heimatbrief heraus, trifft sich jährlich 
im August zum Heimat- und Patenschaftstreffen. Aus der Heimatstadt wa-
ren Mitglieder der Deutschen Sozial-Kulturellen-Gesellschaft in Schnei-
demühl (Piła) und eine polnische Delegation der Gesellschaft der Freunde 
der Stadt Piła angereist. Der Heimatkreis unterhält in der Patenstadt seine 
Heimatstube. Diese ist allerdings wegen Renovierungsarbeiten am und im 
VHS-Gebäude derzeit ausgelagert. Der Bürgermeister Herbert Kihm be-
merkte in seinem Grußwort für die Stadt Cuxhaven, „dass dies sicher ein 
gewisser Wermutstropfen sei, denn die Heimatstube mit ihrem umfangrei-
chen Archiv sei alljährlich auch ein Ort der Begegnung, des Austausches 
und nicht zuletzt des Auffindens mancher Schätze aus der alten Heimat”. 

Für alle Teilnehmer des Heimattreffens begannen nach der Mitglieder-
versammlung und Wahl drei Tage mit vielen Gesprächen in gemütlichem 
Rahmen, ergänzt um eine Führung durch die historischen Passagierabferti-
gungsanlagen in den Hapag-Hallen am Steuben-Höft, einen Heimatabend, 
des Gedenkens am Vertriebenenstein und einen Gottesdienst in St. Marien. 

Die Schneidemühler haben sich in ihrer Patenstadt wieder sehr wohl ge-
fühlt, was nicht zuletzt ein Verdienst der Patenschaftsbeauftragten Maria 
Gonzales Abal ist. 

Manfred Dosdall         (mdosdall[at]freenet.de) 

Volkstrauertag – so war es 
damals in Belgard

Volkstrauertag in Belgard  ca. 
1931. Die Geschütze er-
scheinen uns bei heutiger 

Betrachtung befremdend; die Zur-
schaustellung zeigt die Ausrüstung 
der I. Abt. des Artillerie-Regiments in 
Belgard und ist aus dem Verständnis 
der damaligen Zeit ein Ausdruck der 
Wehrhaftigkeit und aus der Lage des 
gefährdeten Reichs zu erklären.

Beeindruckend die hohe Zahl der 
teilnehmenden Belgarder. Sie liebten 
ihre Soldaten. Die Militäreinheiten 
waren jeweils lange Zeit in Belgard 
beheimatet. Das 1. Pommersche 
Feldartillerie-Regiment Nr. 2 lag in 
Belgard 31 Jahre, von 1888 bis 1919. 
Während die Offiziere versetzt wur-
den und ihren Dienstort wechselten, 
blieben die Mannschaften am Ort. 
So entwickelte sich im Laufe der 
Zeit eine tiefe Freundschaft zwischen 
den Belgardern und ihren Soldaten. 
Manch Mädel heiratete einen Solda-
ten und wurde glücklich. Die Solda-
ten nahmen am gesellschaftlichen, 
kulturellen und sportlichen Leben teil 
und bereicherten die Stadt.

Das Ehrenmal (rechts im Bild) 
wurde zu Ehren der im Ersten Welt-
krieg gefallenen Soldaten aufgestellt.

Es zeigt auf dem Sockel einen 
vornüber gebeugten nackten Krieger 

mit Stahlhelm. Das Denkmal wurde 
wenige Jahre später auf den Friedhof 
an der Körliner Straße (Neuer Fried-
hof) versetzt, wo es einen ehrenvol-
len Platz einnahm.

In stillem Gedenken schließen wir 
heute an diesem Tag die Opfer aller 
Nationen ein.

Manfred Pleger

Der Volkstrauertag wurde erstmals 
am 1. März 1925 begangen. Am Vor-
tag war der erste Reichspräsident 
Friedrich Ebert verstorben. Überall 
fanden Gedenkfeiern für die deut-
schen Gefallenen des Ersten Welt-
kriegs statt. Die Cellesche Zeitung 
berichtete in ihrer Ausgabe vom 27. 
Februar 1926:
„Volkstrauertag! Der erste deutsche 
Volkstrauertag soll in erster Linie 
dem Ehrengedenken unserer im Welt-
kriege gefallenen Väter, Brüder und 
Söhne gewidmet sein. Es ist nur zu 
wünschen, daß sich diese ernste Fei-
er recht tief und fest und feierlich, 
auch ohne viele Reden und Gesänge, 
aus dem ureigenen deutschen und 
menschlichen Empfinden heraus gel-
tend macht in den Herzen des ganzen 
Volkes.– „Den Gefallenen“
(Bei Wikipedia gelesen) 

Belgard an der Persante, Markt und Rathaus ca. 1931

Der neu gewählte Verstand in der Patenstadt Cuxhaven

Foto: Christian Sender
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Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Stählerne Magnolie (Nr. 44)

Zu dem bemerkenswerten ZDF-
Dreiteiler „Preis der Freiheit“ fal-
len mir die folgenden Anmerkun-
gen ein: Hätte man diese Folgen
bereits vor vier oder fünf Wochen
zur Ausstrahlung gebracht, somit
also vor der für die nächsten 24
Monate letzten bedeutsamen
Wahl in Deutschland zum Thürin-
ger Landtag, so hätte das unter
Umständen für einige der älteren
Wähler, welche noch gewohn-
heitsmäßig ihr Kreuz bei der Par-

tei „Die Linke“ gemacht haben, ei-
nige Fragen diesbezüglich aufwer-
fen können. Sie hätten nicht nur
gesehen, wie drei Lkw-Ladungen
Gold via Ostseehafen Rostock in
sichere Verstecke außer Landes
gebracht wurden, sondern wären
auch mit der Tatsache konfron-
tiert gewesen, wie ihre monat-
lichen SED-Mitgliedsbeiträge mit
Vollzug der Währungsunion im
Vermögen der umbenannten SED,
nunmehr PDS, verblieben wären.
Das hätte meiner Ansicht nach

nachhaltiges Umdenken hinsicht-

lich des Wahlverhaltens bewirken
können.
Andererseits sollte spätestens

mit Konsumierung dieses den-
noch ansprechenden Dreiteilers
auch dem Letzten ein Licht aufge-
hen, dass wir Deutsche mit einer
Fortführung der Farce namens
„Politik“ der aktuellen Regierung
tatsächlich reell Gefahr laufen,
das Erbe von 1989 leichtfertig aus
der Hand zu geben.
Das scheint nicht weiter tra-

gisch für die dominierende links-
grüne Ideologie, bis zur nächsten

Wahl 2021 wird man versuchen,
weiterzuwursteln. Dann werden
möglicherweise auch die letzten
sturen Verfechter der Parteitreue
in Bezug auf „Die Linke“ ihren
letzten Weg gegangen sein. Ich für
meinen Teil hatte das mehr als

Zu: Klima-Aktivisten hinterlassen
Müll (Nr. 42)

Natürlich gibt es ein „Klimapro-
blem“. Es ist auch gut, dass es
Menschen gibt, die darauf auf-
merksam machen. Aber was „Ex-
tinction Rebellion“ oder „Fridays
for Future“ und Co. hier veranstal-
ten, hat bei Weitem nicht immer
etwas mit dem eigentlichen The-
ma zu tun. 
Viele Teilnehmer dieser Veran-

staltungen wollen lediglich ein
„bisschen Zoff“ machen. Das ist
wie beim Fußball, ein großer Teil
der sogenannten Fans sind nicht
wegen des Spiels da. Sie wollen
Randale machen. 
Diese Aktivisten in Berlin nut-

zen die Veranstaltungen offen-
sichtlich auch als Entsorgung von
Sperrmüll. Wenn man die Teil-
nehmer von „Fridays for Future“
beobachtet, muss man feststellen,

dass Dosengetränke, sogenanntes
McDonalds-Essen und Kaffee aus
Plastikbechern normal sind. Sie
verhalten sich auf diesen Veran-
staltungen nicht anders als im
täglichen Leben.
Zu Hause wird der zehnminüti-

ge Schulweg nicht etwa mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln (was
in vielen Fällen durchaus möglich
wäre), sondern mit dem bereits
vorhandenen Pkw durchgeführt.
Das gleiche gilt auch für den Weg
zum Arbeitsplatz. Oder Mama
oder Papa bringen das arme Kind
per Auto in die Schule. Selbstver-
ständlich wird auch weiterhin das
Flugzeug benutzt. Wie soll man
auch sonst nach Mallorca oder
Teneriffa kommen?
Wir sollen den Fleischkonsum

einschränken. Da muss zunächst
festgestellt werden, dass die jün-
geren Menschen unter uns die
größten Fleischkonsumierer sind.

Dank McDonalds und Co. Diese
sogenannten Klima-Aktivisten
wollen also dem Rest der Bevölke-
rung erklären, was Klimaschutz
bedeutet. Es gab schon vor 20 Jah-
ren Menschen, die auf dieses The-
ma aufmerksam gemacht haben.
Junge Menschen, die damals 
18 Jahre und älter waren, haben
dazu klar und deutlich erklärt,
das doch alles nicht so schlimm
sei. Und außerdem wollen wir
heute leben. Wen interessiert, was
in ein paar Jahren ist? 
Es nutzt nichts, wenn in

Deutschland intensiv das Thema
behandelt wird. Es gibt sehr viele
Staaten, denen dieses Thema aus
den unterschiedlichsten Gründen
völlig egal ist. Da müssen die „Kli-
maschützer“ ansetzen. Aber vor
diesen Auseinandersetzungen
scheuen sie sich. 

Heinz-Peter Kröske, 
Hameln

Die Doppelmoral sogenannter Klimaschützer Ernst und Stille

Zu: Hitler kam davon, weil er kür-
zer redete (Nr. 43)

Vielen lieben Dank für den Ar-
tikel über Johann Georg Elser, den
stillen, verkannten Helden im
Widerstand gegen Hitler.
Er war ein einfacher Mann aus

dem Volk, der aus den Erfahrun-
gen des Ersten Weltkrieges ge-
lernt hatte und dessen Slogan
„Nie wieder Krieg. Ich habe den
Krieg verhindern wollen“ in der
Geschichtsschreibung viel zu we-
nig Beachtung gefunden hat.
Meines Erachtens werden die

Verdienste von Stauffenberg ge-
nauso wie die der weißen Rose
viel zu hoch eingeschätzt, weil sie
alle in den Anfangsjahren glühen-
de Adolf-Anhänger waren und
erst, als das Blatt sich wendete,
zur Vernunft kamen.
Nicht so Johann Georg Elser. Er

hat als einfacher Schreinergeselle
gesehen, was kommt. Das wollte
er mit allen Mitteln verhindern.
Er ist mein persönlicher Held. Ich
trage immer einen Kurzbericht
über ihn mit mir herum, da viele
Deutsche wie Ausländer diesen
stillen deutschen Helden nicht
mehr kennen.
Bitte, liebe PAZ, weiter so. Mei-

ne Kinder und mein Enkelsohn
müssen die Wahrheit kennen.
Nicht alle Deutschen waren in
den Jahren Nazis, es gab auch an-
ständige Menschen. Bei euch geht
es um die richtigen Argumente in
der Debatte. Michael Goldmann,

Hannoversch Münden

Drei nationsspaltende Frauen
Zum Leserbrief: Polens „Marsch
nach Berlin“ (Nr. 42)

Für Ihre aufklärenden und auch
entlastenden Beiträge zum
Kriegsbeginn am 1. September
1939 ist Ihnen nicht genug zu
danken, und besonders dankens-
wert ist mir das Zitat von Marcel
Reich-Ranicki, dessen genauen
Wortlaut ich nicht kannte: „Die
Stimmung war – und nicht nur in
Warschau – enthusiastisch.“ 
Als Bub und aufgrund der Er-

zählung meiner Verwandten in
Württemberg erinnere ich mich,
dass bei uns nur bedrückender
Ernst und Stille herrschte. Intel-
lektuelle Redlichkeit und morali-
scher Anspruch müsste heute je-
den Europäer danach drängen,
genau zu erfahren, wie es mit Ur-
sache und Schuld bei diesem
Krieg stand. Arthur Schanz,

Overijse/Belgien

Überfall von 1999
Zum Leserbrief: Polens „Marsch
nach Berlin“ (Nr. 42)

Unmissverständlich wird im
Artikel dargelegt, dass es einen
„Überfall“ auf Polen nicht gege-
ben hat. Es gab zwar am 1. Sep-
tember 1939 keinen „deutschen
Überfall“ auf Polen, dafür aber
den deutsch-amerikanischen
Überfall 1999 im Verbund der
NATO auf die damalige Bundesre-
publik Jugoslawien. Bundeskanz-
ler unter der rot-grünen Regie-
rung war damals Gerhard Schrö-
der (SPD) und Außenminister Jo-
seph Fischer (Grüne). Der Alt-
kanzler hat erst vor nicht allzu
langer Zeit bestätigt, dass dieser
Angriff völkerrechtswidrig war
und nicht hätte erfolgen dürfen. 

Manfred Weinhold
Hamburg

Zu: CDU am Abgrund (Nr. 44)

In der CDU gibt es Vereinigun-
gen zur gegenseitigen Unterstüt-
zung. Solch einer Verbindung ge-
hörte auch ein Herr Wulff an.
Gegenwärtig habe ich wieder

das Gefühl, dass die Postenklün-
gelei Hochkonjunktur bei der
CDU hat. Es kommt nicht auf die
Leistung und das Wissen an. Man
muss dazugehören und gefallen.
Es ist schon heftig, eine EU-

Richtlinie als null und nichtig zu
erklären und eine Frau von der
Leyen in den Sessel zu heben. Ei-
ne Frau, die ein Trümmerfeld bei
der Bundeswehr hinterlassen hat,
wobei ich mich frage, ob die Er-
mittlungen wegen der horrenden
Beraterkosten noch laufen?
Wenn weiterhin Annegret

Kramp-Karrenbauer zur Kanzler-
kandidatin wohlwollend in die
Spur geschickt wird und es heißt,

der Posten als Verteidigungsmini-
sterin sei das „Sprungbrett“ ins
Kanzleramt, spekuliere ich, dass
die Pflichten und Aufgaben nur
halbherzig angegangen werden.
Frau Merkel wettert ab und gibt
nicht mehr Gas als nötig, um
durchs Ziel zu kommen.
Schaden vom Volk abzuwen-

den, haben diese drei Frauen nur
verbal versprochen. Die Zuwan-
derung, das Chaos in der Bundes-
wehr und der diplomatische Al-
leingang von AKK mit der Errich-
tung einer internationalen Sicher-
heitszone in Syrien sind schon
Schaden genug. Dass einer Frau
Merkel die CDU egal ist, sei da-
hingestellt. Viel schlimmer ist,
dass Deutschland sie nicht zu
interessieren scheint. Die unkon-
trollierte Zuwanderung mit ihrem
Slogan „Wir schaffen das!“ ist na-
tionsspaltend. Peter Karstens,

Eckernförde

Verkannter Held Das atlantische Klimasegeln

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LESERFORUM

Anzeige

zweifelhafte „Vergnügen“ von 
35 Lebensjahren in der DDR, wel-
ches ich meinen Kindern, Enkeln
und auch bis dato einem Urenkel
dringendst erspart sehen möchte.

Matthias Planer,
Erfurt

Zu: Bestens dressiert (Nr. 38)

Der Wochenrückblick zum glo-
balen sogenannten Klimaschutz
bedarf einiger Klarstellungen be-
ziehungsweise Erweiterungen. Er
verkennt ebenso wie die gesam-
ten Medien, dass der Skipper der
Rennjacht „Malizia“, der Olden-
burger Berufssegler Boris Herr-
mann, in dem Klimatheater nicht
Spitzenakteur, sondern nur eine
Randfigur ist. Seine Replik auf die
Fragen der Kritiker ist nüchtern
und durchaus zutreffend. 
Den – in der Masse überwie-

gend weiblichen – Gretarianern
wird diese Abgrenzung gegen -
über ihrem Klimaabsolutismus
wohl kaum gefallen. Herrmann ist
sicher auch nicht der Eigner der
Jacht „Malizia“. So ein Riesen-
spielzeug haben nur ganz Reiche,

zu denen Boris Herrmann nun
nicht gehört. Er ist wie jeder Ka-
pitän auf einer etwa von Lürssen
für einen Ölscheich oder Medien-
mogul gebauten Motorjacht vom
Schiffseigner angeheuert, also ge-
gen – sicher bessere – Bezahlung
angestellt. Er hat stets nach den
Vorgaben des Reeders bezie-
hungsweise hier des Jachteigners
zu handeln. 
Der Eigner der in Monaco be-

heimateten „Malizia“ hat seinen
Namen sehr bewusst im Top des
Großsegels offenbart. Es ist die
Prince Albert II. of Monaco Foun-
dation. Wem die wohl gehört?
Vielleicht ja auch ein wenig dem
Mitsegler und fürstlichen Neffen
Casiraghi. 
Und warum nun die ganze

Show hier? Da will sich ein be-
kannter Superreicher vor dem

sich ständig aufhöhenden Klima-
rettungstsunami noch rechtzeitig
in eine sichere moralische Lee-
Position bringen – für den
Binnenländer: auf die Seite
des/der Guten gelangen. Und un-
ter dem Schirm Gretas als Schutz-
engel dann beinahe unantastbar. 
Ein gelungener Coup? Fraglich.

Nur die Jugendikone Greta hat in
ihrer Beschränktheit ihre Rolle in
dem Stück nicht erkannt, das
allerdings auch die ferngelenkten
Medien nicht durchschauen.
Doch ist denen inzwischen offen-
bar unwohl geworden, denn sie
halten sich plötzlich auffallend
zurück, zumal dann noch die er-
wartete Supershow in New York
in den Hudson River fiel.
Also keine Steubenparade auf

dem Wasser, eine Art Kieler Wo-
che in New York – nix da! Nur

Flaute! Gerade mal 17 Segeljach-
ten kamen zur Begrüßung. Oder
waren zufällig da. Und auf zwei
Piers waren auch nur ein paar
hundert Klimaretter zu sehen.
Unser GEZ-Fernsehen zeigte dazu
vorsorglich nur wenige ihrer
Zehntelsekunden-Bilder. 
Aber in Washington D.C. waren

„mehrere hundert Kinder und Ju-
gendliche“ vor dem Weißen Haus
versammelt sowie „mehrere Dut-
zend“ Reporter. Gewaltig! Zumal
für US-Verhältnisse. Greta war be-
geistert. So unsere Medien.
Immerhin hatten die Kinder – an-
ders als die vom Kreuzzug von
1212 – dabei wenigstens einen
schönen Action-Tag. Niemand
wurde behelligt. Auch nicht der
böse Trump mit einem Entlar-
vungs-Interview. Henning Streu,

Bremen

Ein um ein Haar wahlentscheidender Film
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2003 kam das Aus für die tradi-
tionsreiche Jugendbuchreihe „Das
Neue Universum“. Das renom-
mierte Magazin erschien seit 1880
nahezu ununterbrochen jährlich.
Dennoch wurde die Buchreihe
des Münchner Südwest-Verlags
mit dem 119. Band aus, wie es
hieß, verlagsinternen Gründen
eingestellt. Nun wagt der Carl-
Hanser-Verlag einen Neuanfang.

Der Untertitel „Wissen. Zukunft.
Abenteuer“ des für 2020 ange-
kündigten 120. Bandes verspricht
eine programmatische Anlehnung
an die altbewährte inhaltliche
Ausrichtung der legendären
Buchreihe. 
In der Vorankündigung wird

betont, dass ein Buchformat wie
„Das Neue Universum“ als einzig-
artiges Produkt von hoch ge -
schätzter Qualität gerade heutzu-
tage fehle. Man habe ein zeitge-
mäßes Konzept mit spannenden
Reportagen, Neuigkeiten aus der
Wissenschaft und Zukunftsfor-
schung sowie digitalen Zusatzan-
geboten entwickelt. Damit ist
klargestellt, dass der Buchverlag
bei dem Projekt die neuen Me -
dien nicht ignorieren wird.
Jugendzeitschriften waren Ende

des 19. Jahrhunderts ein wichti-
ges Medium zur Vermittlung von
technischen Zusammenhängen
auch außerhalb von Schulen. Die
Welt erlebte damals den Über-
gang in ein neues Zeitalter. Erfin-
dungen wie Eisenbahn, Telegraf,
Generator, Kühlmaschine und
Unterseeboot wurden gemacht.
Es öffneten sich neue globale
Märkte und die Menschen beseel-
te ein Glaube an schier uner-
schöpfliche Möglichkeiten durch
technischen Fortschritt. 
So entsprach denn auch die

programmatische Ausrichtung
von „Das Neue Universum“ ganz
dem Zeitgeist. Geboten wurden

auf hohem Niveau populärwis-
senschaftlich aufbereitete The-
men der Rubriken „Experimentie-
ren und basteln“, „Industrie“ und
„Technik“. Hinzu kam Science-
Fiction-Literatur. Die Beiträge wa -
ren mit aufwendigen Illustratio-
nen ausgestattet, seit den 1920er
Jahren auch mit Farbtafeln.
Ausgerichtet waren sie auf eine

zwölf- bis 17-jährige Leserschaft.

Den – vorwiegend männlichen –
Jugendlichen dienten sie als soli-
de Informationsquelle und boten
Unterhaltungsliteratur, welche
ebenfalls an die aktuellen techni-
schen Neuerungen anknüpfte.
Jüngere Kinder erhielten altersge-
rechte Anregungen.
„Die interessantesten Erfindun-

gen und Entdeckungen auf allen
Gebieten, sowie Reiseschilderun-

gen, Erzählungen, Jagden und
Abenteuer. Ein Jahrbuch für Haus
und Familie besonders für die rei-
fere Jugend. Mit einem Anhang
zur Selbstbeschäftigung ,Häusli-
che Werkstatt‘“, lautete die Vorre-
de zu Band 31 von 1910. Vorbild
des Periodikums war ursprüng-
lich das 1866 gegründete Magazin
d’Education et Recréation des
Pariser Verlegers Pierre-Jules Het-

zel, in dem die meisten Texte von
Jules Vernes abgedruckt wurden.
Bekannte Unterhaltungsliteraten
wie Friedrich Meister, Friedrich
Wilhelm Mader, Isaak Asimov,
Colin Ross und immer wieder der
Vielschreiber Hans Dominik
gehörten zu den Verfassern. 
Der Untertitel der seit 1948

wieder fortgesetzten Buchreihe
„Das Neue Universum“ lautete
zunächst „Ein Jahrbuch des Wis-
sens und Fortschritts“, dann ab
1970 „Forschung, Wissen, Unter-
haltung. Ein Jahrbuch“ und ab
1985 „Ein Jahrbuch für For-
schung, Wissen, Unterhaltung“.
Die Bände eins bis elf erschie-

nen im W. Spemann Verlag Stutt-
gart, die Bände 12 bis 90 im
Union Verlag Deutsche Verlagsge-
sellschaft, Stuttgart-Berlin-Leip-
zig. Der Münchner Südwest-Ver-
lag verlegte die Bände 91 bis 119.
In der DDR erschien seit 1958 ein
Pendant mit dem Titel „Urania
Universum“. Der Name bezog
sich auf den Urania Verlag Jena,
später Leipzig, bei dem die Buch-
reihe erschien. Einige der jähr-
lichen Ausgaben wurden mit Prei-
sen der UNESCO ausgezeichnet.
Anlässlich des 1953 erschiene-

nen 70. Bandes widmete ein
Autor der „Zeit“ dem Phänomen
der Jugendbuchreihen Aufmerk-
samkeit und speziell dem „Neuen
Universum“, das den stattlichen
Umfang von 500 Seiten aufwies.
Er monierte, dass die Themen-
auswahl des Periodikums nicht
den Ansprüchen gerecht werde,
die man an ein „modernes Jahr-
buch für Jungens“ stellen müsse.
Ihm fehlten geisteswissenschaftli-
che Themen. Jungen würden
damit zu einem einseitigen Welt-
bild verführt. Ihm missfiel auch
der Untertitel „Jahrbuch des Wis-
sens und des Fortschritts“. Er
fragte sich, ob in diesem Buch
immer noch der Pseudogeist ei -

nes vermeintlichen „Fortschritts“
lebe, von dem man längst wisse,
dass er eine überholte Kategorie
des 19. Jahrhunderts sei. 
Dabei hätte dem Kritiker des

Magazins auffallen müssen, dass
in den Nachkriegsausgaben von
„Das Neue Universum“ immerhin
keine Spur mehr von jener chau-
vinistischen Gesinnung zu finden
war, die als zeitgeistiges Element
von Beginn an viele Beiträge die-
ser Jugendbuchreihe kennzeich-
nete. Wissenschaft wurde im
Deutschen Reich (und den ande-
ren Industriestaaten) utilitari-
stisch bewertet: Weiße als Herren-
rasse, und allen voran die Deut-
schen, hätten Anspruch auf die
Ausbeutung von Rohstoffen in fer-
nen Gegenden und Kontinenten.
Diese Haltung ging mit dem

Fortschrittsglauben des 19. und
frühen 20. Jahrhunderts einher.
Sie prägte die Gesellschaften auch
über das Medium Jugendbuch.
Und wie stellt sich die Jagd nach
Rohstoffen heute dar? Vielleicht
wird man in einem der neuen
Jahrbücher lesen können, dass
sich bis heute im Endeffekt wenig
geändert hat. Nur sind es heute
andere, aus den reicheren Län-
dern stammende Akteure, die
sich weltweit Zugriff auf die Roh-
stoffvorkommen in den ärmeren
Ländern verschaffen und neue
Absatzmärkte erobern. Ihre Ideo-
logie oder besser: ihr Credo ist
offiziell fern von chauvinisti-
schem Gedankengut. Es heißt
schlicht „Wachstum“. Obwohl
inzwischen verpönt, wird den
Menschen dieses Credo der Wirt-
schaftskreise und der Politiker
nach wie vor als „alternativlos“
verkauft. Man darf gespannt sein,
wie die Autoren von „Das Neue
Universum“ demnächst die damit
verbundenen Hintergründe
bewerten und den Jugendlichen
erklären. D. Jestrzemski

Diese Quelle löscht Wissensdurst
Über 120 Jahre existierte »Das Neue Universum« – Die vor 16 Jahren eingestellte Jugendbuchreihe wird jetzt reaktiviert

Alexander Graham Bell stellt das Telefon vor: Illustration im „Neuen Universum“ Bild: agk images

Tatort Kinderzimmer
Brisantes Thema – ZDF zeigt Filme über Kindesmisshandlungen

Bei einer Konzertreihe in
der Oberpfalz und in Nie -
derbayern trifft seit 2018

die Kirchenmusik die Popmusik.
Modern abgekürzt und auf Eng-
lisch nennen sich die von Bene-
dicta Ebner, Kirchenmusikerin in
der Pfarreiengemeinschaft Er -
goldsbach-Bayerbach – dort leitet
sie sechs Chöre –, initiierten Auf-
führungen „KiMu goes Pop“.
Fünf bestens besuchte Konzerte

im vergangenen Jahr sowie im
Sommer dieses Jahres in katholi-
schen Kirchen deuten auf ein gro-
ßes Interesse an diesem Zusam -
mentreffen der Musikstile hin.
Doch das ist nicht unumstritten:
Popmusik in der Feier der heili-
gen Messe, der Eucharistie – da
scheiden sich bisweilen die Gei-
ster. Darf das durch Elvis Presley
bekannt gewordene Liebeslied „I
can‘t help falling in love with you“
in einem Trauungsgottesdienst
gesungen werden? Oder Reinhard
Fendrichs „Weil’st a Herz hast wia
a Bergwerk“?
Bleiben wir beim letztgenann-

ten Beispiel. Damit lassen sich
Ebners Ansatz und Intention gut
beschreiben. „Ich komponiere
Lieder und Messzyklen, denen
ich bekannte Melodien zugrunde-
lege, und schaffe somit völlig
neue Kirchenmusik“, erklärt die
Kirchenmusikerin. Konkret heißt
das: Sie schreibt zu bekannten
Pop- und Rocksongs oder auch
Schlagern und Balladen neue,
dem religiös-liturgischem Sinnge-
halt entsprechende Texte und
erarbeitet zu den Melodien Chor-
sätze. 

„Da ich überzeugte Kirchenmu-
sikerin bin, achte ich sehr darauf,
dass die liturgisch korrekten und
von mir verfassten Texte den
jeweiligen Messteilen zugrunde-
liegen und der Liturgie gerecht
werden“, konkretisiert sie.
Und so sind dann – um Beispie-

le zu nennen – ein „Kyrie“ auf
Basis von Vangelis‘ „Conquest of
Paradise“ zu hören, ein „Heilig“

nach „The Lion sleeps tonight“,
ein „Agnus Dei“ à la „California
Dreaming“ oder ein „Gloria“ im
südamerikanischen Rhythmus
gemäß Sergio Mendes’ „Mas Que
Nada“. Natürlich komponiert
Ebner auch eigene Musik in mo -
dernen Stilen, die in die Kategorie
„KiMu goes Pop“ passen. 
„Warum Gott nicht auf diese Art

loben?“ Diese Frage stellt sich den
Zuhörern bei den Konzerten die
Kirchenmusikerin. Und da ist sie
sich einig mit weiteren Mitstrei-

tern, die in der gleichen Richtung
agieren. Andreas Feyrer etwa, Kir-
chenmusiker in der Amberger
Pfarrei St. Konrad. Zum Pastoral-
besuch mit Firmung des Diöze -
sanbischofs Rudolf Voderholzer
Anfang Juni 2016 hat er eigens die
„Missa Serena“ für Jugendchor,
Streicher, Orgel und Schlagzeug
komponiert: Kyrie, Gloria, Sanc-
tus/Benedictus und Agnus Dei

mit den traditionellen liturgi-
schen lateinischen Texten – aber
auch swingend und rockend.
Zwei Ansätze und ein Anliegen:

Man will Menschen mit moder-
ner und liturgiekonformer Musik
(wieder) in die Kirchen bezie-
hungsweise Gottesdienste locken.
Das nächste „Kirchenmusik goes
Pop“ findet übrigens am 17. No -
vember um 17 Uhr in der Stadt-
pfarrkirche St. Michael in Neu-
traubling (Landkreis Regensburg)
statt. Markus Bauer

Gott loben mit Elvis
In bayerischen Gotteshäusern trifft Kirchenmusik auf Popmusik

Es gibt Filme, bei denen die
Beurteilungen von Regie
und Schauspielern ange-

sichts des Themas fast nachrangig
ist – Kindesmisshandlung ist so
ein Fall. Das ZDF sendet mitten
im dunklen Herbst ein aufrütteln-
des Beispiel, frei nach dem Buch
des Berliner Rechtsmediziners
Michael Tsokos, „Deutschland
misshandelt seine Kinder“. 

In „Stumme Schreie“ (18. No -
vember, 20.15 Uhr) erlebt der
Zuschauer das toxische Szenario
aus überforderten Eltern, blauäu-
gigen Sozialarbeitern, die sich mit
jeder Ausrede abspeisen lassen
und Kindern, die der häuslichen
Willkür schutzlos ausgeliefert
sind. Nein, es ist kein Vergnügen,
diesen Film zu sehen. Aber eine
Pflicht. Denn hingesehen wird
viel zu wenig. 
Der renommierte Autor Thor-

sten Näter macht eine junge Ärz-

tin (Natalie Belitski) zur Protago-
nistin, die auf eigene Faust ver-
sucht, zwei kleine Kinder aus
dem häuslichen Terror zu be -
freien. Natürlich eckt diese Jana
bei ihrem Vorgesetzten an, selbst-
redend sieht sie sich einer aufge-
brachten Sozialarbeiterin gegen -
über, die darauf verweist, dass es
manchmal auch zum Kindeswohl
gehört, auf die Einsicht der Eltern

zu vertrauen und das Kind in der
Familie zu lassen. 
Wer durchhält, wer sich dem

Anblick von Striemen auf Kinder-
rücken und verbrannten Handflä-
chen aussetzen kann, wird auf
grundsätzliche Missstände ver-
wiesen. Warum dürfen sich Ärzte,
die ein schwerstmisshandeltes
Kind behandeln, hinter ihrer ärzt-
lichen Schweigepflicht verstek-
ken, da sie doch zumindest eine
Meldung ans Jugendamt machen
dürften?

Warum werden Nachbarn nicht
aktiv, wenn in der Nachbarwoh-
nung regelmäßig ein Kind
schreit? Und vor allem: Warum
bleiben Mütter bei ihren gewalttä-
tigen Partnern? 
Die nachfolgende Dokumenta-

tion „Tatort Kinderzimmer“ fasst
zusammen, was so furchtbar
schief läuft in diesem Land. Mehr
als 4100 Kinder wurden 2018
schwer misshandelt, alle fünf Tage
stirbt ein Kind an den Folgen der
elterlichen Tortur. Besonders
gefährlich ist das Schütteln von
Babys, das zu schweren Behinde-
rungen, zu Koma und Tod führen
kann. In der Doku wird das Bei-
spiel eines heute Fünfjährigen
gezeigt, der immer noch Spätfol-
gen eines Schütteltraumas auf-
weist, das ihm im Alter von drei
Monaten vom eigenen Vater zuge-
fügt wurde. Wie Hohn wirken vor
diesem Hintergrund die Kernsät-
ze der UN-Kinderrechtskonven-
tion, wonach Kinder ein Recht auf
gewaltfreie Erziehung, auf elterli-
che Fürsorge, auf Förderung und
Schutz vor Verwahrlosung haben.
Immerhin entlässt der Film einen
mit einem Hoffnungsschimmer:
Die junge Mutter, deren Baby von
ihrem Partner totgeschüttelt
wurde, weil ihn das Schreien stör-
te, trennt sich. Fortsetzung offen.
„Leute, die Kinder misshan-

deln, sind Serientäter“, sagt der
Rechtsmediziner, dargestellt von
Jürgen Maurer. „Und wer miss-
handelt wird, misshandelt später
selber.“ Eine Gewaltspirale, die
ohne Hilfe von außen kaum zu
durchbrechen ist. Anne Martin

Verzweiflung pur: Nicole (Hanna Hilsdorf) mit Kind in der Klinik Voller Einsatz: Benedicta Ebner am E-Piano und ihr Chor Bild: Bauer
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Am Anfang des Buchs „Die
Würdigung des Bisons“ sieht

man, wie eine indianische Sprache
aussieht, denn jeweils linksseitig
steht die Geschichte in der Aus-
drucksweise der Plains-Cree, eines
eingeborenen Volkes in der Prärie
Nordamerikas. Rechtsseitig ist die
Übersetzung ins Deutsche zu le-
sen. Welche wichtige Bedeutung
der Bison für die Indianer hatte,
wird ausführlich beschrieben
mittels einer Unterhaltung zwi-
schen einem Großvater und sei-
nem Enkel. Rya Lavallee, der
„Wächter der Weisheit“ und Medi-
zinmann aus dem Volke der Cree
erzählt über die Bedeutung des Bi-
sons, die kanadische Autorin Ju-
dith Silverthorne hat Lavallees Er-
zählung aufgeschrieben und Mike
Keepness, der in einem Reservat
im Süden Saskatchewans auf-
wuchs, hat sie mit ausdrucksstar-
ken Bildern in Szene gesetzt. 
Bekannt ist, dass es einst viele

Bisonherden gab, die von den ein-
gedrungenen Weißen mit ihren
Feuerwaffen so gut wie ausgerottet
wurden. Von den früher 30 bis 50
Millionen Tieren, die die Weiten
Nordamerikas
du rchwan -
derten, exi-
stierten um
1889 nur
noch 1000. 
Das Leben

der Indianer
wurde da-
durch ent-
s c h e i d e n d
beeinflusst,
bot ihnen der
Bison doch

über Jahrtausende alles, was zum
Überleben nötig war. Das Haar
wurde als Wolle genutzt für Halfter,
Seile und Satteldecken, auch um
Puppen herzustellen oder Kopfbe-
deckungen, Armbänder und Ver-
zierungen. Die Haut der Bisons
wurde für Mokassins oder Stiefel
gebraucht, das Fleisch und die
Innereien gegessen, auch für harte
Zeiten als Vorrat getrocknet. Die
raue Seite der Zunge wurde als
Haarbürste gebraucht, die Blase
zur Herstellung von Sehnen oder
als Medizinbeutel, die Galle als
Färbemittel, der Magen als Behäl-
ter, die ungegerbte Haut diente zur
Fertigung von Schuhsohlen, Gür-
teln, Kopfbedeckungen, Schnüren,
Riemen und Gurten. Damit ist bei
Weitem noch nicht alles erwähnt,
was die Indianer nutzten, um in
der Prärie zu überleben. 
„Die Bisons gaben uns alles und

verlangten nichts“, sagen die Indi-
aner. Die Geschichte zeigt erstmals
in Form einer Legende um die Bi-
sons, welches Opfer sie den Men-
schen brachten. Die kanadische
Originalausgabe gewann mehrere
Buchpreise. Silvia Friedrich

Der durch seine Tatsachen-
romane bekannte Steffen
Kopetzky spannt in sei-

nem neuesten Buch einen großen
Bogen vom Zweiten Weltkrieg bis
zu Vietnam. Sein Romanheld John
Glueck, dessen Vorfahren aus
Deutschland stammten, erzählt in
„Propaganda“ recht spannend
vom Krieg und der Lüge, die er
als hochdekorierter Offizier in
der psychologischen Kriegsfüh-
rung der USA erlebte. 
Im Ersten Weltkrieg kam er

erstmals mit psychologisch
durchdachter Werbung für politi-
sche Inhalte zusammen, als US-
Präsident Woodrow Wilson feier-
lich versprach, Amerika aus dem
Krieg gegen Deutschland heraus-
zuhalten – um sich dann zwei
Jahre später doch einzumischen.
Sehr bald spürte er den Unter-
schied von Literatur und der Pro-
paganda für eine Regierung. Hit-
ler, so sagt Glueck, „ist ein Wai -
senknabe im Vergleich zu Roose-
velt“, der gern von seinen Kamin-
feuergesprächen mit Stalin
sprach. Er selber wollte am Krieg
teilnehmen in der Illusion, ihn be-
einflussen zu können, weil er eine
tiefe Beziehung zu Deutschland
hatte. Schnell musste er feststel-
len: Der Vorteil einer Lüge gegen-
über der Wahrheit ist, dass Letzte-
re oft unglaubwürdig erscheint,
die Lüge hingen klar und logisch
erscheint. 
Der Romanheld erhielt eine

Spezi alausbildung für US-Solda-
ten, die Deutsch sprachen, um
Wehrmachtsmeldungen abzuhö-
ren und deutsche Gefangene ver-
hören zu können. Dabei bekommt

der Leser einen Einblick in die
US-Propaganda-Zeitungen ge-
gen Deutschland: Da war einmal
die „Neue Aussicht“, die für jun-
ge Intellektuelle gedacht war.
Daneben gab es den vierseitigen
„Sternbanner“ mit einer Auflage
von vier Millionen, in dem auch
Ernest Hemingway und Stefan
Heym schrieben, von dem US-
Flugzeuge über dem Reich je-
weils 120000 Exemplare abge-
worfen haben. Manches schleu-
ste man über die Schweiz ein.
„Beliebt war ebenfalls der Ein-
satz der sechs Radio-Hochlei-
stungssender mit enormer
Reichweite oder auch von Last -
kraftwagen mit großen Lautspre-
cheranlagen, die so nahe wie
möglich an die Front fuhren.
Glueck arbeitete aus voller Über-
zeugung. „Aber das ändert nichts
daran, dass ich über den wirk-
lichen Krieg schreiben werde,
wenn ich wieder zu Hause bin.
Die Wahr heit verpflichtet uns.“ 
Kopetzkys Held empört sich

darüber, dass die KZ Washington
zwar bekannt waren, aber weder
die Lager noch die Eisenbahn-
strecken Ziel der US-Luftwaffe
waren. „Es war fast, als wollte
man, dass die Deutschen ihre
Schuld nur noch vergrößern“,
lässt der Autor seinen Helden
sagen. Das Ziel der Propaganda
sei es gewesen, Preußen und sei-
ne Militärtradition als „Kadaver-
gehorsam“ abzuqualifizieren
und das geschah trotz des Wis-
sens, „dass Preußen eine fort-
schrittliche Nation war und der
Taktgeber dieses Fortschritts das
Militär gewesen war“. 

De Gaulle, bei den US-Verbün-
deten als eine „Mischung aus
Wehleidigkeit, Größenwahn und
Arroganz“ angesehen, sieht
Glueck kritisch: Ohne die
Schwarzafrikaner hätte es ein
„Freies Frankreich“ nie gegeben.
Sie durften an der Front kämpfen
und sterben, aber nicht an der
Siegesparade in Paris teilnehmen.
Über die französische Résistance
denkt der junge US-Offizier ver-
ächtlich: „Das waren kriminelle
Kollaborateure“, die 1944 nur die
Seiten wechselten. Zum Beweis,
dass sie echte Antifaschisten
seien, überfielen sie das Bordell,
in dem hohe NS-Parteileute ver-
kehrten und sie selber auch. Sie
nahmen Rache an den Nutten, in-
dem sie auf ihren kahl geschore-
nen Köpfen mit Asphaltfarbe Ha-
kenkreuze malten. 
In einer Mischung aus Fiktion

und Wirklichkeit beschreibt Ko-
petzky die verbissenen und sehr
opferreichen Kämpfe 1944 an der
Hür tenwa ld -
Front in der
Eifel, wo sogar
16-jährige Hit-
l e r - J u n g e n
zum Panzer-
knacken ein-
gesetzt wur-
den. Es stellte
einen großen
Fehler dar,
dass die US-
Armee nie auf
einen solchen
Waldkrieg vor-
bereitet wurde
und ihre Luft-
a u f k l ä r u n g

nicht die Rurtalsperre entdeckte.
Deren Sprengung hätte alte Auf-
marschpläne für das Rheinland
zerschlagen. 
Im Buch tritt ein deutscher

Feldarzt auf, der „buchstäblich
Hunderten amerikanischer Solda-
ten das Leben rettete“, während
das US-Sanitätspersonal nicht er-
schien. Im späteren Vietnam-
Krieg zieht Glueck die Konse-
quenz aus dem zuvor Erlebten: Er
beschließt, der Öffentlichkeit In-
formationen zuzuspielen, um sie
gegen den Krieg zu mobilisieren.
Die USA hatten begonnen, der

eigenen Propaganda zu glauben,
wobei nunmehr die Lüge regierte.
Die eigentliche Politik war am En-
de, es entschieden jetzt Generäle.
Abschließend mahnt der Roman-
held: „In dem Maße, in welchem
wir zunehmend unsere mo -
ralischen Werte verlieren, werden
wir immer schwächer werden.“
Wie wahr! 
Friedrich-Wilhelm Schlomann 

Wer die politische Karriere
des einstigen CDU-
Bundestagsabgeordneten

Jürgen Todenhöfer über die Jahre
verfolgt hat, kann über dessen
Wandlung vom betont konservati-
ven Politiker zum moralisierenden
Kritiker und Radikalpazifisten nur
staunen. Inzwischen tritt sein Bild
als Bonner Abgeordneter immer
stärker hinter einem rigorosen An-
kläger zurück, der den Westen und
seine Politik cum grano salis für
nahezu alle Übel in der internatio-
nalen Politik verantwortlich
macht. Diese These lag mehreren
seiner Bücher zugrunde, die alle-
samt sehr erfolgreich waren. 
Sein neues Buch setzt diese radi-

kale Kritik bruchlos fort. Es ist ei-
ne schonungslose Abrechnung mit
der, wie der Buchtitel sagt, „großen

Heuchelei“ des Westens, ergänzt
um mehrere, ungemein spannend
und anschaulich geschriebene Re-
portagen aus den Krisengebieten
im Nahen Osten
und Südasien. 
Es sei, so

schreibt Toden-
höfer, pure
H e u c h e l e i ,
wenn der West-
en von Werten
rede: Die Men-
schenrechtspo-
litik des We-
stens gegenü-
ber dem Rest
der Welt sei ei-
ne Mogelpak-
kung, „eine raf-
finierte Verhül-
lung kalter, oft

brutaler Interessenpolitik“. Und
andernorts: „Wir kämen der Wahr-
heit amerikanischer und west-
licher Außenpolitik ganz nahe,

wenn wir das Wort ,Werte‘ einfach
durch das Wort ,Interessen‘ erset-
zen würden.“
Durch die Jahrhunderte habe

der Westen, erst die Europäer,
dann mehr und mehr die USA, in
der Geschichte eine einzige „Blut-
spur“ hinterlassen, angetrieben
von einem Dünkel der Überheb-
lichkeit gegenüber anderen Kultu-
ren und von nackter Profitgier.
Um nicht allzu einseitig zu er-
scheinen, kritisiert der Autor in
einem besonderen Kapitel den
„verbrecherischen Größenwahn“
des Islamischen Staates (IS), den
er einen „barbarischen Terror-
staat“ nennt und dem er völlige
Verblendung realer Gegebenhei-
ten attestiert. 
Was Todenhöfer immer wieder

auszeichnete, ist sein mitunter fast

selbstmörderischer Mut, sich an
den Brandherden der Welt selbst
ein Bild zu machen. Das Buch ent-
hält drei extrem gefährliche
Unternehmen: im Jemen in das
von den Huthi-Rebellen gehaltene
Sanaa, eine Inspektion im Gaza-
streifen trotz israelischem Be-
schuss und eine erneute Reise in
eine vom IS beherrschte Region in
Syrien. 
Ein Buch wie dieses scheidet

die Geister. Die einen werden To-
denhöfer vehement zustimmen
und in der Tat in der westlichen
Politik die Ursache allen Übels se-
hen, andere werden sich an der
penetranten Verteufelung des We-
stens stören. So war es bei frühe-
ren Büchern Todenhöfers, und so
wird es auch jetzt wieder sein. Ei-
ne etwas differenziertere Betrach-

tung würde dem Autor sicher grö-
ßeren Respekt einbringen. Dass
Außenpolitik natürlich auch Inter-
essenpolitik ist, hat schon Metter-
nich erkannt, später Bismarck und
nach ihm auch Adenauer. 
Zwei Ziele scheint der Autor im

Auge zu haben: Zum einen eine
Welt ohne Krieg: „Mit Krieg und
Terror lässt sich die Welt nicht
verbessern. Mit gewaltfreiem
Widerstand im Stile Gandhis sehr
wohl.“ Und dann: „Der Untergang
einer Zivilisation beginnt mit dem
Verlust ihrer Glaubwürdigkeit.
Wenn der Westen seine Werte wei-
ter so schamlos verrät, wird er
untergehen.“ Man muss diese
Mahnung ungeachtet vieler  Ein-
wände gegen Argumentation und
Stil des Autors wirklich ernst neh-
men. Dirk Klose

Mittlerweile dürfte selbst
dem Naivsten hierzulan-
de klargeworden sein,

dass die Bundesregierung und die
Chefs der deutschen Sicherheitsbe-
hörden nicht die Wahrheit sagen,
wenn es um die Hintergründe des
Terroranschlages auf den Weih-
nachtsmarkt an der Berliner Ge-
dächtniskirche am 19. Dezember
2016 geht. Die diesbezüglichen
Zweifel werden nun durch das
Buch „Anis Amri und die Bundes-
regierung“ weiter verstärkt. Darin
legt der ehemalige Polizist und
nunmehrige Bestsellerautor Stefan
Schubert zahlreiche schlüssige Be-
weise dafür vor, „dass es sich im
Fall Anis Amri um eine internatio-
nale Geheimdienstoperation han-
delte“, in die sowohl deutsche Si-
cherheitsbehörden als auch die Ge-
heimdienste Marokkos, Tunesiens,
Italiens und der USA verwickelt ge-
wesen waren.
Laut Schubert hätten Amri und

dessen Hintermänner von Anfang
an unter Beobachtung gestanden

und wären nur deshalb nicht recht-
zeitig vor dem Anschlag dingfest
gemacht worden, weil die CIA über
den Tunesier hochrangigen Mitglie-
dern der Terrororganisation Islami-
scher Staat in Libyen auf die Spur
kommen wollte.
Durch die Nichtverhaftung des

potenziellen Attentäters auf Verlan-
gen der Amerikaner trügen die
hierfür verantwortlichen deutschen
Behördenchefs und Politiker bis
hinauf zur Bundeskanzlerin eine
erhebliche Mitschuld am Tod der
zwölf Opfer vom Breitscheidplatz.
Deshalb müssten eigentlich diverse
Ermittlungsverfahren wegen Straf-
vereitelung im Amt oder gar Unter-
stützung einer ausländischen terro-
ristischen Vereinigung sowie Bei-
hilfe zum Mord durch Unterlas-
sung eingeleitet werden. Das unter-
blieb jedoch bisher – geschasst
wurde lediglich der Chef des
Bundesamtes für Verfassungs-
schutz, Hans-Georg Maaßen. 
Für Schubert steckte dabei aber

hinter Maaßens Entlassung etwas

ganz anderes als ein Zerwürfnis mit
Kanzlerin Merkel in der Frage der
angeblichen „Menschenjagden“ in
Chemnitz: Der BfV-Präsident habe
gezielt den „politischen Märtyrer-
tod“ gesucht, um nicht „wegen sei-
ner Verwicklungen in den Amri-
Skandal mit Blut an den Händen
auf einer Anklagebank zu landen“.
Juristisch verantwortlich seien

laut Schubert neben
Maaßen und Merkel
auch noch der Berli-
ner Innensenator An-
dreas Geisel (SPD) so-
wie der nordrhein-
westfälische Innen-
minister Ralf Jäger
(SPD), die beiden
Chefs der Landeskri-
minalämter von Ber-
lin und NRW, Christi-
an Steiof und Uwe Ja-
cob, sowie der Gene-
ralbundesanwalt Pe-
ter Frank. Ebenfalls
müsse das Ausmaß
der Tatbeteiligung des

damaligen Bundesjustizministers
Heiko Maas, des früheren Bundes-
innenministers Thomas de Maizière
und des einstigen Kanzleramtschefs
Peter Altmaier geprüft werden. Ob
das irgendwann geschieht, bleibt
freilich abzuwarten. Aber manch-
mal mahlen die Mühlen der Ge-
rechtigkeit ja am Ende doch um ei-
niges gründlicher als gedacht. W.K.

Neben dem Einfrieren von Le-
bensmitteln gibt es andere

Methoden der Haltbarmachung,
die schon unsere Vorfahren in
grauer Vorzeit anwandten. Wer ei-
nen Garten hat, kennt das Pro-
blem: Wenn das Obst und Gemü-
se reifen, ist die Menge an Äpfeln,
Kirschen, Pflaumen oder an To-
maten und Karotten zu groß, als
dass eine Familie sie schnell ver-
zehren könnte. Damit die wertvol-
le eigene Ernte nicht verdirbt,
muss sie also haltbar gemacht
werden.
Welche Me-

thoden es gibt,
beschreibt Te-
resa Marrone
in ihrem Buch
„Trocknen &
Dörren“. Ne-
ben grundle-
genden Erklä-
rungen der be-
nötigten Uten-
silien folgen
Kapitel mit

Anleitungen, wie Früchte und Ge-
müse, Kräuter und Gewürze und
sogar Fleisch und Geflügel ge-
dörrt werden können. Im letzten
Kapitel gibt es eine Rezeptsamm-
lung für Trockenmischungen, die
dann in Marinaden, Brühen und
Soßen oder auch für Süßes wie
Snacks und Desserts oder auch
als Tee und Essig verwendet wer-
den können. Für ganz Mutige gibt
es im Anhang eine Anleitung für
den Bau eines eigenen Dörrauto-
maten. Manuela Rosenthal-Kappi 

BÜCHER IM GESPRÄCH

Die düstere Seite der US-Politik im Zweiten Weltkrieg Die Bedeutung des Bisons

Berechtigte Zweifel an der BundesregierungDie Ernte haltbar machen

Todenhöfers schonungslose Abrechnung mit der »Heuchelei des Westens«

Steffen Kopetzky,
„Propaganda“, Ro-
wohlt-Verlag, Ber-
lin, 2019, gebun-
den, 495 Seiten, 25
Euro

Ray Lavallee, Ju-
dith Silver-thor-
ne: „Die Würdi-
gung des Bisons.
Eine Legende
der Plains-Cree“,
Mons Verlag,
Dresden 2019,
gebunden, 48
Seiten, 23,90
Euro

Stefan Schu-
bert: „Anis
Amri und die
Bundesregie-
rung. Was Insi-
der über den
Terroranschlag
vom Breit-
s c h e i d p l a t z
wissen“, Kopp-
Verlag, Rotten-
burg 2019, ge-
bunden, 240
Seiten, 19,99
Euro

Jürgen Todenhö-
fer: „Die große
Heuchelei. Wie Po-
litik und Medien
unsere Werte ver-
raten“, Propyläen
Verlag, Berlin
2019, gebunden,
330 Seiten, 19,99
Euro

Teresa Marrone:
„Trocknen & Dör-
ren. Das Einsteiger-
handbuch. Obst,
Gemüse, Fleisch &
Kräuter“, Stocker
Verlag, Graz 2019,
gebunden, 288 Sei-
ten, 29,90 Euro
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Jetzt sind »wir« dran
Wofür das Justizministerium wirbt, wie die DDR-Bewohner gekidnappt werden, und wie
man die Demokratie wieder loswird / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Werbung ist dazu da, uns
zum Kauf von Produk-
ten oder Dienstleistun-

gen zu verführen, zur Wahl einer
Partei oder zum Besuch von
irgendetwas. In jedem Falle sollen
wir, so das Kalkül der Werber, zu
etwas bewogen werden, das wir
ohne die Werbung vermutlich
nicht getan hätten. Sonst wäre die
Werbung ja rausgeschmissenes
Geld.

Das Bundesjustizministerium
wirbt neuerdings mit der Parole
„Wir sind Rechtsstaat“ für ... ja,
wofür eigentlich? Fürs Gesetze
einhalten? Meinen die, dass sie
uns das extra sagen müssen? Das
kann es nicht sein, wäre ja auch
ziemlich dreist.

Regierungspropaganda erfüllt
für gewöhnlich den Zweck, den
Untertanen einzureden, dass alles
in bester Ordnung sei, gerade weil
es das nicht ist und die Bürger das
merken. Überlastete Gerichte, un-
gesicherte Grenzen, ein Asylrecht,
das einem Herrn Miri so aller-
hand erlaubt, überarbeitete Polizi-
sten, die immer brutaler von poli-
tischen Kreisen attackiert werden,
zu denen sich sogar unser Bun -
despräsident hingezogen fühlt.
Wir erinnern uns: Im Spätsommer
2018 hat Frank-Walter Steinmeier
für ein linkes Konzert geworben,
in dem die Gruppe „Feine Sahne
Fischfilet“ auftrat. In deren Lied
„Staatsgewalt“ funkelt die Zeile:
„Die Bullenhelme, die sollen flie-
gen, eure Knüppel kriegt ihr in
die Fresse rein.“

Recht interessant, was da über
die Vorlieben unseres Staatsober-
hauptes an die Oberfläche blub-
berte. Aber vielleicht ist ja genau
das der Schlüssel zum Verständ-
nis der Kampagne „Wir sind
Rechtsstaat“. Sollen „wir“ nun
richten, was die eigentlich Berufe-
nen aus dem Staatsapparat nicht
mehr hinkriegen, entweder weil
sie nicht mehr können oder weil
sie, siehe Steinmeier, andere
„Prioritäten“ gefunden haben?

Ach nein, das hieße ja, das
Bundesjustizministerium mache
Werbung für Selbstjustiz. Ausge-
schlossen. 

Die Wahrheit dürfte viel durch-
triebener sein: Wenn nämlich
„wir“ der Rechtsstaat sind, dann
tragen „wir“ auch die Verantwor-
tung für alles, was in Sachen ge-
lebter Rechtsordnung zunehmend

schiefläuft. Das folgt einem be-
kannten Muster: Wenn sich ein
Politiker bei einer Sache selbst-
verschuldet festgewühlt hat, er-
klärt er das Problem kurzerhand
zur „gesamtgesellschaftlichen
Aufgabe“, zur „Herausforderung,
die sich an uns alle richtet“, wie
etwa das Stemmen der Grenzöff-
nungsfolgen seit 2015: Oben wird
etwas verbockt, und bei uns hier
lädt man die Verantwortung für
die Resultate ab.

Was mit dem „Wir“ bezweckt
wird, wäre also geklärt. Was aber
bedeutet eigentlich „Rechtsstaat“?
Und was wäre dann sein Gegen-
teil, der „Unrechtsstaat“? Darüber
ist man sich zunehmend uneinig.
Der Justizmini-
ster von Bran-
denburg, Stefan
Ludwig (Links-
partei), hat ge-
gen eine ge-
meinsame Erklä-
rung seiner Res-
sortkollegen aus
den anderen
Bundesländern
gestimmt, welche die DDR als Un-
rechtsstaat bezeichnet. Seine rot-
grünen Kollegen aus den drei
Stadtstaaten haben sich immerhin
enthalten. Auch die Ministerprä-
sidenten von Mecklenburg-Vor-
pommern, Manuela Schwesig
(SPD), und Thüringen, Bodo Ra-
melow (Linkspartei), sehen es
ähnlich wie Ludwig.

Ludwigs Begründung: Die DDR
könne gar kein Unrechtsstaat ge-
wesen sein, weil dort „keine syste-
matische Vernichtung von An-
dersdenkenden“ stattgefunden
habe. Haben sich die Mauertoten
beim Fluchtversuch bloß das Knie
aufgeschlagen und sind dann an
Blutvergiftung gestorben? Was ist
mit Bautzen, Torgau, Zwangs -
adoptionen von Kindern „Anders-
denkender“ und so weiter?

Schwesig und Ramelow bringen
vor, dass die Bezeichnung „Un-
rechtsstaat“ von vielen Menschen,
die in der DDR gelebt hätten, als
„herabsetzend“ empfunden wer-
de. Das ist wirklich schlau. Man
nennt sowas wohl am treffendsten
„historisches Kidnapping“. Die
Menschen, die unter dem SED-
Regime leiden mussten, werden
wie menschliche Schutzschilde
vor eben dieses Regime ge-
schnallt, um den Honeckerstaat

vor Kritik zu schützen. Das ist
dermaßen frech, dass wohl selbst
denjenigen vor Überraschung der
Atem stockt, die hier missbraucht
werden sollen. Nämlich genau je-
ne Menschen, die in der DDR ge-
lebt haben und sich trotzdem
nicht politisch haben korrumpie-
ren lassen, die den Drohungen
des Regimes widerstanden und
die trotz eines kranken Wirt-
schaftssystems hart gearbeitet
und (unter diesen Bedingungen)
Beachtliches geleistet haben. Und
die die rote Bande schließlich
mutig zum Teufel jagten, obwohl
sie im Fernsehen die Szenen von
Peking gesehen hatten und wuss -
ten, was ihnen blühen konnte.

Auch die SED-
Verklärer haben
es eben drauf
mit dem „Wir“ −
„wir“ waren
SED-Staat, wir
alle, die wir in
der DDR gelebt
haben. Ohne
Ausnahme.

Ein anderer
wirksamer Trick lautet: Wer die
DDR als Unrechtsstaat bezeichne,
verharmlose den Unrechtsstaat
der Nationalsozialisten. Das sitzt
natürlich, denn die Verharmlo-
sung von NS-Verbrechen steht be-
kanntlich unter Strafe. So sagt Bo-
do Ramelow: „Der Begriff ,Un-
rechtsstaat‘ ist für mich persön-
lich unmittelbar und ausschließ-
lich mit der Zeit der Nazi-Herr-
schaft verbunden.“ Wenn man das
zu Ende denkt, darf keine einzige
Tyrannei der Vergangenheit, der
Gegenwart und der Zukunft mehr
als „Unrechtsstaat“ bezeichnet
werden − mit einer einzigen Aus-
nahme, dem Hitlerstaat nämlich.

Alles andere verschwindet un-
ter dem Radar der Wahrnehmung.
Die Feinde des Rechtsstaats lassen
sich diese Chance nicht entgehen
und legen los, weil niemand sie
als Gefahr für Recht und Freiheit
erkennt. Ist ja nicht „Nazi“. Als
Erstes nehmen sie die Demokratie
ins Visier. Wenn sie die nämlich
gekippt haben, hat der Rechts-
staat seinen Schutz verloren. 

Für die Klimarettung, so hören
wir in immer kürzeren Abständen
aus zahllosen Kehlen, seien die
demokratischen Prozesse zu lang-
sam und zu halbherzig. Der Grün-
der und Guru von „Extinction Re-

bellion“, Roger Hallam, hat im
„Spiegel“ vergangenen September
dekretiert, das Klima-Thema sei
„größer als die Demokratie“. Mit
Blick auf unsere klimatische
Sündhaftigkeit haut er auf den
Tisch: „Wenn eine Gesellschaft so
unmoralisch handelt, wird Demo-
kratie irrelevant.“ Also weg damit.
Stattdessen predigt er „direkte
Aktionen“. 

Das Volk ist also nicht bloß zu
dumm, es ist auch sittlich zu ver-
dorben, um noch als Souverän in-
frage zu kommen. Was heraus-
kommt, wenn Leute wie Hallam
die Macht ergreifen, kennen wir
aus der Geschichte. Nur dass wir
das eben nicht mehr als „Un-
rechtsstaat“ bezeichnen sollen.
Allerdings müssen wir das auch
gar nicht. Es gibt einen anderen,
ebenso passenden Begriff für das,
was Hallam und Co. anstreben. Er
lautet Faschismus.

Hallam hat alles, was man für
dessen Errichtung benötigt: Die
Überzeugung, dass der Pöbel eine
strenge Hand benötigt, und das
Schreckgemälde einer unmittel-
baren tödlichen Bedrohung, mit
der er jede erdenkliche Willkür-
maßnahme rechtfertigen wird. 

Der Brite ist weder allein noch
der erste demokratiefeindliche
Klimaretter: „Wir benötigen eine
autoritäre Regierungsform, um
den Konsens der Wissenschaft zu
Treibhausgasemissionen durch-
zusetzen“, forderten die Austra-
lier David Shearman und Joseph
Wayne Smith in ihrem Buch „Der
Klimawandel und das Scheitern
der Demokratie“ schon vor mehr
als zehn Jahren.

Aber vielleicht hat so eine Dik-
tatur ja tatsächlich was Gutes. War
der SED-Staat womöglich doch
ein Paradies? Kanzlerin Merkel
sagte zum 30. Jahrestag des Mau-
erfalls: „Keine Mauer, die Men-
schen ausgrenzt und Freiheiten
begrenzt, ist so hoch oder so breit,
dass sie nicht doch durchbrochen
werden kann.“ Das ist doch inter-
essant. Laut Merkel hat die Mauer
also nicht eingesperrt, sondern
Leute, die reinwollten (in die
DDR), „ausgegrenzt“. Das ist origi-
nal SED-Lesart: Der „Schutzwall“
diene lediglich dem Schutz gegen
Eindringlinge von draußen. Aus
welchem ideologischen Teich
fischt Frau Merkel eigentlich ihre
Erkenntnisse?

Am Ende ist jeder
»Unrechtsstaat«

rehabilitiert.
Bis auf den der

Nationalsozialisten

ZUR PERSON

Wie ein 
wilder Stier 

Ganz Europa erlebt derzeit ei-
ne Renaissance des Rechts-

konservatismus. Ganz Europa?
Nein. Einzig der äußerste Süd-
westen blieb nach den Erfahrun-
gen mit den Militärdiktaturen in
Portugal und Spanien lange im-
mun dagegen. In Spanien hat sich
das jetzt geändert. 

Mit den vorgezogenen Parla-
mentswahlen verzockte sich der
sozialistische Ministerpräsident
Pedro Sánchez. Statt einer von
ihm erhofften stabilen linken
Mehrheit gibt es nun ein Patt mit
den konservativen Parteien. Als
einzig wahrer Wahlgewinner
konnte sich Santiago Abascal
Conde von der Vox-Partei feiern
lassen. Seine erst 2013 gegründe-
te Partei, die damit ebenso jung
ist wie die AfD, wurde mit 15 Pro-
zent drittstärkste Partei. Koalieren
will mit ihr aber niemand. Auch
ein Los, das sie mit der AfD teilt.

Der 43-jährige Baske Abascal
profitierte von der nationalisti-

schen Stim-
mung im Land,
die nach der
E s k a l a t i o n
durch die kata-
lanischen Sepa-
ratisten und der
von der Regie-

rung erzwungenen Umbettung
des Diktators Franco hochkochte.
Der studierte Soziologe Abascal,
der vor der Gründung der Vox-
Partei für die konservative Volks-
partei PP Abgeordneter im baski-
schen Regionalparlament war,
setzt sich für einen starken Zen-
tralstaat ein. Weil er jeglichen Se-
paratismus ablehnt, erhielt er von
der baskischen Terrororganisation
ETA bereits Todesdrohungen.

Mit seinem EU-skeptischen
Kurs, seinem Eintreten gegen Mas-
senimmigration und Emanzipation
orientiert er sich politisch an Ita-
liens Lega Nord und Ungarns Mi-
nisterpräsidenten Viktor Orbán.
Statt sich bei den etablierten Me-
dien anzubiedern, die er als „Lü-
genpresse“ bezeichnet, absolvierte
der Vater von vier Kindern demon-
strativ Wahlkampfauftritte in Stier-
kampfarenen. Er kann wie ein
Stier kämpfen. H. Tews

Der CSU-Abgeordnete Hans
Michelbach kritisiert im Inter-
view mit „Tichys Einblick“
(7. November) die „Grundrente“:

„Eine Grundrente, wie sie sich
die SPD vorstellt, würde bedeu-
ten, dass jemand mit niedriger
Sozialrente, aber stattlichem
Vermögen einen kräftigen Auf-
schlag auf die Rente bekäme. Fi-
nanziert würde das alles von
den heute ohnehin schon stark
belasteten Steuer- und Beitrags-
zahlern. Das wäre alles andere
als sozial. Wir brauchen auch
Respekt vor der Leistung der
Steuerzahler, die die Grundren-
te finanzieren müssen.“

Nach elf Jahren an der Spitze
der Eisenbahnergewerkschaft
EVG beschreibt Alexander
Kirchner im „Tagesspiegel“
(11. November) die Bedingun-
gen am Standort Deutschland:

„Die Chinesen haben in einem
Jahr 9000 Kilometer Schiene
ans Netz gebracht. Dafür brau-
chen wir Jahrzehnte.“

Im Interview mit der „Wirt-
schaftswoche“ (9. November)
weist der Ökonom Antony
Mueller auf die anhaltende Wir-
kung der Ideen der Frankfurter
Schule hin:

„In den USA zum Beispiel.
Dort gibt es die Bewegung der
Democratic Socialists of Ameri-
ca. Ihre Galionsfiguren, der Alt-
kommunist Bernie Sanders und
die Aktivistin Alexandria
Ocasio-Cortez, erfreuen sich
enormer Popularität. Es dürfte
nur eine Frage der Zeit sein, bis
diese Bewegung auch nach Eu-
ropa überschwappt und hier an
Bedeutung gewinnt. Der Mar-
xismus kommt heute nicht mehr
in Armeestiefeln daher, sondern
auf Samtpfoten.“

In einem Gastkommentar be-
fasst sich Mark Leonard im
Wiener „Standard“ (9. Novem-
ber) mit den Gräben zwischen
Ost- und Westeuropa:

„Das Problem bestand darin,
dass Millionen Menschen in
diesen Ländern zu einer Er-
kenntnis gelangten: Wenn es das
Ziel war, so zu werden wie die
Deutschen oder die Briten, wäre
es einfacher in diese Länder
auszuwandern, als sich daheim
dem schmerzlichen Prozess zu
unterziehen, ihre Gesellschaften
zu Abbildern der anderen zu
verwandeln.“ 

Matthias Iken beklagt im
„Hamburger Abendblatt“
(30./31. Oktober) die Ausbrei-
tung der politischen Korrektheit
im gesellschaftlichen Diskurs
während der vergangenen Jahr-
zehnte:

„Heute gibt es im Fernsehen
keine Formate mehr, die so klar
und radikal eine Sichtweise auf
die Welt präsentieren. Es wäre
auch spannend zu sehen, was
aus einem Neo-Löwenthal im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk
würde – vermutlich höchstens
noch der Fahrer des Intendan-
ten.“

In der „Bild“-Zeitung (8. No-
vember) macht sich der stell-
vertretende Chefredakteur Tim
Lokoschat Gedanken zur Ge-
schichtsvergessenheit in der
deutschen Hauptstadt: 

„Berlin, das ist die Stadt, in
der gerade erst ein Dealer-
Denkmal (,Letzter Held‘) in ei-
nen berüchtigten Drogenpark
gestellt wurde, aber eine Ro-
nald-Reagan-Statue vom rot-rot-
grünen Senat abgewimmelt
wird.“

Berlin – Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD) will Vereinen,
die grundsätzlich nur ein ge-
schlecht aufnehmen, den Status
einer gemeinnützigen Organisa-
tion entziehen. In der „Bild am
Sonntag“ sagte Scholz, es gebe
„deutschlandweit Hunderte Verei-
ne wie Schützengilden oder
Sportclubs, die ausschließlich
Männer zulassen“. Olaf Scholz
kandidiert zusammen mit Klara
Geywitz für den SPD-Vorsitz. N.H.

Stockholm – Die Stiftung World
Wide Fund for Nature (WWF) rät
in einem schwedischsprachigen
Bericht mit Verbrauchertipps vom
Konsum von Schweinefleisch aus
Deutschland ab. Bewertet hatte
der WWF dabei Kriterien wie
„Klimafreundlichkeit“, Tierhal-
tung und die Verwendung von
Antibiotika. Bei dem Vergleich
landet Schweinefleisch aus
Deutschland neben Fleisch aus
Polen, den Niederlanden, Italien
und Spanien auf dem letzten
Platz. N.H.

Kein deutsches
Schweinefleisch

Steuervorteil
soll wegfallen
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